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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

8. Versammlung des II. Landtags des Freistaats Oldenburg.

Zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 23 . Mai 1922 , vormittags 9 Uhr.

Tagesordnung : 1.

2.
3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.
12.

13.

14.

Ctenogr« Berichte.

Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe betreffs Verbot von Verkauf geistiger Getränke an
Minderjährige durch Landesgesetz.
Bericht des Ausschusses1 zu der Eingabe des Hauswarts Böhm  um Sicherung seiner Existenz.
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe der Vereinigung Oldenburger Rentner, betreffend Zu¬
ziehung von Rentnern zum Landeswohlfahrtsausschuß.
Bericht des Ausschusses1 über den selbständigen Antrag des Abg. Zehetmair,  betreffend Vor¬
lage eines Gesetzentwurfes über baupolizeiliche Vorschriften für den Landestcil Virkenfeld.
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung der Gemeindeordnung
für den Landesteil Oldenburg. Selbständiger Antrag Bartels.  2 . Lesung.
Bericht des Ausschusses3 über die Eingabe des GemeindcvorstandeS Schortens, betreffend Ueber-
weisung von erhöhten Baukostenzuschüssen zur Einrichtung von Kleinwohnungen.
Bericht des Finanzausschusses über die Anlage 104 (Verwendung der Ueberschüsse der Landes¬
fleischstelle.) ,
Bericht des Ausschusses3 (Finanzausschuß) über die Anlage 88, betreffend Kinderheim des Olden-
burgischen Vereins für Kranken- und Kinderpflege in Rothenfelde.
Bericht des Ausschusses 3 (Finanzausschuß) zu Anlage 106, betreffend Nachbewilligung von
Mitteln für Erwcrbslosenfürsorge und für Notstandsarbeiten für 1922.
Wiederholung der Abstimmung über

die Anträge 10 und 11 zu Art. 5 der Anlage 86 (Landwirtschaftskammergesetz)
„ 22 .. 23 „ .. 10 ., „ 86 „

,, „ 25 » 26 „ 11 „ „ 86 „
„ 45 ,, 46 „ » 30 „ kk 86
„ 48 ,, 49 „ ,, 31 ,, 86 „

Förmliche Anfrage des Abg. Hartong (Delmenhorst ).
Bericht des zweiten Ausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur
Ausführung des LandesstruergesetzeS. 2. Lesung. (Anlage 46.)
Bericht des 2. Ausschusses(Verwaltungsausschuß) über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend
die Bildung von Geestwassergenossenschaften. 2. Lesung. (Anlage 41.)
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Grundsteuergesetzes für den Landesteil Olden¬
burg. 2. Lesung. (Anlage 23.)
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Vorsitzender : Präsident Schröder.

Am Regierungstisch : Ministerpräsident Tantzen , Geh.
Oberrcgicrungsrat Tappenbeck , Oberregierungsrat Weber,
Oberregierungsrat Zeidler.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte den
Herrn Schriftführer , das Protokoll der letzten Sitzuna zu
verlesen . (Abg . Bartels  verliest das Protokoll .) Sind
Einwendungen gegen das Protokoll zu erheben ? Das ist
nicht der Fall . Dann ist es genehmigt . Ich bite sodann,
die Eingänge mitzuteilen . — Geschieht . — (Der Präsident
teilt weiter den Eingang des selbständigen Antrags Dörr,
betr . das Berggesetz , mit .) Wir treten in die Tages¬
ordnung ein.

Erster Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe betreffend

Verbot von Verkauf geistiger Getränke an Minderjährige
durch Landesgesetz.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle beschließen , die Eingabe dem
Staatsministcrium als Material zu überweisen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge des Ausschusses
und zu der Eingabe . Das Wort wird nicht verlangt ? Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten , die den
Antrag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.

Zweiter Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 1 zu der Eingabe des Haus¬
warts Böhm um Sicherung seiner Existenz.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle durch die Erklärung der Re¬
gierung die Eingabe als erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge des Ausschusses
und zu der Eingabe . Da das Wort nicht verlangt wird,
schließe ich die Beratung und bitte die Abgeordneten , die
den Antrag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.

Dritter Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 zu der Eingabe Oldenburger

Rentner , betreffend Zuziehung von Rentnern zum Landes-
wohlsahrtsausschuß.

Der Ausschuß beantragt:
Ncbergang zur Tagesordnung.

Ich eröffne die Beratung . Da das Wort nicht verlangt
wird , stimmen wir ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.

Vierter Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 1 über den selbständigen Antrag
Zehetmair betr . Vorlage eines Gesetzentwurfs über bau¬
polizeiliche Vorschriften für den Landesteil Birkenfeld.

Der Ausschuß beantragt:
Annahme des selbständigen Antrags des Abgeordneten
Zehetmair.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag des Ausschusses
und über den Antrag des Abg . Zehetmair . Das Wop
hat Herr RegierungSrat Zeidler.

Oberregierungsrat Zeidler : Das Staatsministerium
kann sich mit der Absicht deS Abg . Zehetmair  voll und
ganz einverstanden erklären , nur einem Punkte in dem er-
statteten , Ausschnßbcricht kann die Staatsregierung nicht
zustimmen , wenn es am Ende des Absatzes 4 heißt : „Daraus
geht hervor , daß zur Schaffung solcher Vorschriften erst
eine gesetzliche Grundlage vorhanden sein muß , also hierfür
vorerst ein Gesetz geschaffen werden muß ." Dar Staats-
Ministerium steht wie auch früher auf dem Standpunkt , daß
nicht unbedingt zu dem Erlaß baupolizeilicher Vorschriften
ein Gesetz erforderlich ist , sondern daß das Staatsministcrium
berechtigt ist , baupolizeiliche Vorschriften im Wege der Vcr-
ordnung zu erlassen . Also in diesem Falle hat die Regierung
in Birkenfeld auf Grund der dort geltenden Bestimmungen
das Recht , baupolizeiliche Vorschriften im Wege der Landes-
polizeivcrordnung zu erlassen . Es ist dies früher bei den
Verhandlungen über den Entwurf eines Gesetzes gegen die
Verunstaltung von Ortschaften und landschaftlich hervor¬
ragenden Gegenden bereits zum Ausdruck gekommen. Damals
hat die Regierung gesagt , daß cs zweifelhaft sei, ob und
inwieweit sie nach dem geltenden Recht im Wege der landes¬
polizeilichen Anordnungen Vorschriften erlassen könne zum
Schutze von Bau - und Kunstdcnkmälern und gegen die
Verunstaltung von Ortschaften und landschaftlich hervor¬
ragenden Gegenden , und hat den Weg der Gesetzgebung
gewählt . Der Ausschuß hat iu seinem Bericht dann aus-
gcführt , daß er der Ansicht sei, daß das Erfordernis bau¬
polizeilicher Genehmigung nur durch Gesetz oder Ortsstatut,
nicht aber auch durch landcspolizeiliche Anordnung begründet
werden könne . Die Staattregierung hat diese Ansicht nicht
teilen können und die Erklärung abgeben lassen , daß sie
nach wie vor auf dem Standpunkt stehe, daß sie bau¬
polizeiliche Vorschriften auf Grund des Z 9 deS Organisations¬
gesetzes von 1868 einführen könne . Das Staatsministerium
steht jetzt noch auf demselben Standpunkt und wird die Re¬
gierung iu Birkenfeld anweisen , eine Landcspolizeiverordnung
auszuarbeiten , die erlassen werden wird , falls ihr die Ge¬
nehmigung des Staatsministeriums erteilt werden kann.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt? Ich
schließe die Beratung . Wir stimmen ab . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag des Ausschusses annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen.

Fünfter Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 2 über deu Entwurf eines

Gesetzes zur Abänderung der Gemrindeordnung für den
Laudesteil Oldenburg . Selbständiger Antrag Bartels.
Zweite Lesung.

Der Ausschußantrag lautet:
Annahme des Gesetzentwurfs , wie er aus der ersten
Lesung hervorgegangen ist und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Abgeordneten , die



j,nAntrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
zu Antrag ist angenommen.

Sechster Gegenstand ist der

Bericht des Allsschusses 3 über die Eingabe des Ge-
«kiildevorstlmdes Schortens , betr . Ueberweisung von erhöhten
Ulostenzuschüssen zur Errichtung von Kleinwohnungen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle beschließen , die Eingabe deS Ge¬
meindevorstandes Schortens durch die Erklärung des
Regierungsvertreters für erledigt zu erklären.

U eröffne die Beratung . Da das Wort nicht verlangt
M stimmen wir ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Wag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
- Gescbicht. — Der Antrag ist angenommen.

Siebenter Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 3 über die Anlage 104 (Ver-
«duiig der Ueberschüsse der Landesfleischstelle.)

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß zur Deckung der Fehlbeträge der Nahrungk-
mittclzentrale und der Landcskartoffelstelle die Ueber¬
schüsse der sämtlichen kriegswirtschaftlichen Organi¬
sationen , und zwar die der Landesfleischstelle , zur
Deckung deS restlichen Fehlbetrages herangezogen
werden.

Väter stellt der Ausschuß den Antrag 2:
Der Landtag wolle der vom Ausschuß in Abweichung
von der Regierungsvorlage vorgeschlagencn Ver¬
wendung der Ueberschüsse der aufgelösten Landes¬
fleischstelle seine Zustimmung erteilen.

M schließlich stellt der Ausschuß den Antrag 3 , eine Reihe
Angaben für erledigt zu erklären , die im Bericht genannt
s>»d. — Ek scheint zweckmäßig zu sein , daß ich die Beratung
in Anlage 104 mit der Beratung über die Anlage 88 , daS
ist der nächste Gegenstand , verknüpfe . Die beiden Sachen
jnifen so ineinander , daß sich die Debatten sonst wieder¬
um würden . Es ist der achte Gegenstand:

Bericht des Ausschusses 3 über die Anlage 88 , betr.
Kinderheim des oldenburgischen Vereins für Kranken - und
Kinderpflege in Rothenfelde.

Dazu stellt der Ausschuß vier Anträge.
Antrag 1:

Der Landtag wolle beschließen , die Negierung zu
ersuchen, aus den Ucberschüssen der Landesfleischstelle
einen Betrag bis zu 500000 ^ zwecks Ucbernahme
des Kinderhospizes in Rothenfelde auf den Staat
unter der Voraussetzung zur Verfügung zu stellen,
daß die Verwaltung des Heimes in den Händen
des Oldenburger Vereins für Kranken » und Kinder¬
pflege in Oldenburg verbleibt.

Arselbe Mehrheit stellt den Antrag 2:
Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu
ersuchen, aus den Ucberschüssen der Landesfleischstelle
eine Reserve von einer Million Mark zu bilden,
aus der nach Zustimmung des Landtages Wohlfahrts¬

einrichtungen , insbesondere Kindcrhospize , Wald¬
erholungsheime und ähnliche Einrichtungen unter¬
stützt werden.

Eine Minderheit des Ausschusses (die Abgg . Feigel und
Meyer ) stellt den Antrag 3:

Annahme der Regierungsvorlage und Ablehnung
des Ausschußantragcs 1.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 4:
Der Landtag ersucht die Regierung , auch anderen
Kinderheimen , soweit sie oldenburgische Kinder auf-
nchmen und bedürftig sind , mit einer entsprechenden
Summe zu unterstützen.

Ich eröffne die Beratung über die Anlage 104 , die An¬
lage 88 und die sämtlichen dazu gestellten Anträge . DaS
Wort hat der Berichterstatter , Herr Abg . Nieberg.

Abg . Nieberg : Meine Dame und meine Herren!
Die Ernährungsschwierigkeiten der letzten Kriegsjahre und
der ersten Jahre nach dem Kriege haben auf den Gesund¬
heitszustand , besonders der Kinder , in den Städten einen
nachhaltigen Einfluß ausgeübt . Es ist heute mehr als je
zuvor Pflicht der Allgemeinheit , alle Einrichtungen auf das
wärmste zu unterstützen , die darauf hinauslaufen , den Ge¬
sundheitszustand der deutschen Jugend zu heben . Von
diesem Gesichtspunkte ausgehend , hat der Ausschuß schon
vor einigen Monaten bei Beratung einer andern Sache der
Regierung empfohlen , aus den Ucberschüssen der Landes¬
fleischstelle einen bestimmten Betrag für diese Zwecke zur
Verfügung zu stellen . Aus diesen Anregungen heraus , so
nehme ich an , wird die Anlage 88 entstanden sein . Der
Ausschuß hat die Vorlage 88 begrüßt , ist aber in seiner
Mehrheit weit über das hinausgegangen , was die Regierung
in der Anlage vorschlägt . Die Regierung will lediglich dem
Verein für Kranken - und Kinderpflege einen Betrag von
430000 ^ geben , um ihn in die Lage zu setzen, das Hospiz
in dem bisherigen Umfange der Allgemeinheit zu erhalten.
Der Ausschuß steht dagegen ans dem Standpunkt , daß es
richtig ist , einen Betrag bis zu 500000 ^ zu verwenden,
um das Heim dem Anträge des Vereins entsprechend auf
den Staat zu übernehmen . Die Mehrheit deS Ausschusses
steht auf dem Standpunkt , daß dieser zweite Weg dem Vor¬
schläge der Regierung vorzuziehen ist . Selbst dann , wenn
dem Anträge der Negierung entsprochen und das Heim nicht
auf den Staat übernommen wird , sondern man dem Verein
einen . Zuschuß gibt , wird das finanziell in den nächsten
Jahren ziemlich auf dasselbe hinauslaufen , denn aus den
schon angeführten Gründen wird die Allgemeinheit auch in
den nächsten Jahren gezwungen sein , diesem Verein einen
Betrag zur Verfügung zu stellen , der eS ihm ermöglicht,
das Heim zu erhalten . Aus diesen Gründen vornehmlich
ist der Ausschuß zur Stellung des Antrages 1 gekommen.
Bei der Stellung des Antrages 2 ging er von den Er¬
wägungen aus , daß wahrscheinlich in den nächsten Jahren
und in der nächsten Zeit überhaupt noch ähnliche Ansprüche
an den Staat , die sich in derselben Richtung bewegen , heran¬
kommen werden , und der Ausschuß meint , daß die Ueber¬
schüsse der Landesfleischstelle kaum besser verwandt werden
können als für diese Zwecke. Aus diesen Gründen hat er
beantragt , eine Reserve von 1000000 zu bilden , um
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Wohlfahrtscinrichtungen, wie Kinderheime, Walderholungs¬
heime und ähnliche Einrichtungen, die der Gesundung der
deutschen Jugend dienen, zu unterstützen. Aus diesen Gründen
bitte ich auch den Landtag, den Anträgen 1 und 2, die zu
der Anlage 88 gestellt sind, zuzustimmrn und die Anträge
3 und 4 abzulehnen. Der Antrag 4 der Minderheit will
ja, wenn man ihn liest, eigentlich dasselbe, was die Mehr¬
heit des Ausschusses im Anträge 2 will, und mir ist nicht
klar geworden, welchen Wert die Minderheit auf die Stel¬
lung dieses Antrages 4 gelegt hat. Im Grunde genommen
bedeutet er dasselbe, wie der Antrag 2 der Mehrheit. Wenn
die Minderheit den Antrag 3 gestellt hat, so glaubt sie, es
aus Gründen der Parität nicht verantworten zu können,
ein Heim auf den Staat zu übernehmen, wie es dar Kinder¬
heim in Rothenfelde ist. Unter den 610 Kindern, die 1920
das Heim besucht haben, befanden sich nur 10 katholischer
Konfession, und die Minderheit schließt daraus , daß es sich
bei dem Heim um eine konfessionell evangelische Einrichtung
handelt. Die Mehrheit ist, wie aus dem Bericht hervorgcht,
nicht der Ansicht. Sie glaubt, daß das Mißverhältnis
zwischen evangelischen und katholischen Kindern lediglich
darauf zurückzuführcn ist, daß die katholischen Eltern ihre
Kinder immer nur nach den Hospizen schicken, die einen
ausgesprochen katholisch konfessionellen Charakter tragen.
Wir glauben, daß es sich bei der Einrichtung in Rothenfelde
nicht um eine konfessionelle Einrichtung handelt, und daß
es auch aus diesem Grunde empfehlenswert ist, daß es über¬
nommen wird.

Eng mit der Anlage 88 hängt die Anlage 104 zu¬
sammen. Die Anträge, die hierzu gestellt sind und sich mit
der Verteilung der Mittel befassen, schließen sich in den
meisten Fällen an die Vorschläge der Regierung an. Sie
gehen nur bei den eben genannten Anträgen zur Anlage 88,
die in der Anlage 104 erscheinen, über die Regierungsvor¬
lage hinaus, und weiter darüber hinaus bei Punkt 8, wo
es sich um einen Zuschuß für die Errichtung der landwirt¬
schaftlichen Haushaltungsschule im Schloß in Neuenburg
handelt. Der Ausschuß steht auf dem Standpunkt , daß es
der Billigkeit entspricht, wenn der Landtag der Landwirt¬
schaftskammer für die Errichtung der Haushaltungsschule in
Neuenburg das zur Verfügung stellt, was an Umbaukosten
für die Einrichtung notwendig geworden ist. Im vorigen
Jahre sind 50000 ^ bewilligt, weil man glaubte, daß mit
diesen 50 000 ^ die nötigen Umbauten vorgenommen wer¬
den könnten. Inzwischen hat sich herausgestellt, daß
170000 verbaut sind, und es entspricht der Billigkeit,
wenn diese 120000 ^ der Landwirtschaftskammer zur Ver¬
fügung gestellt werden, zumal darum, weil cs sich bei diesem
Gebäude um ein staatliches Gebäude handelt, welches auch
dem Staate dauernd erhalten bleiben wird. Es lagen dem
Ausschuß noch verschiedene Anträge vor, die alle Mittel aus
den Ueberschüssen beanspruchten. Der Ausschuß hat im ein¬
zelnen die Berechtigung der Anträge nicht mehr prüfen
können, weil ja, wenn seine Vorschläge angenommen werden,
die Ueberschüsse der Landesfleischstelle verteilt sind. Wenn
noch Mittel zur Verfügung gestanden hätten, so wäre viel¬
leicht ein Teil des Ausschusses dazu gekommen, auch dem
Landesamt für Volkshochschulen noch einen bestimmten Be¬
trag zur Verfügung zu stellen. Ich bedaure, daß es nicht

möglich war, diesem nach meinem Dafürhalten berechtigten
Anspruch Rechnung zu tragen. Aber die Ueberschüsse sind
nach dem Bericht verteilt, und deshalb war es nicht mehr
möglich, diesem Wunsche Rechnung zu tragen. Ich bitte den
Landtag, sämtliche Anträge, die zur Anlage 104 gestellt
sind, anzunehmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg. Schmidt : Meine Herren! Der Herr Bericht¬

erstatter hat schon erwähnt, daß unter den Bewerbern für
die Ueberschüsse der LandeSfleischstelle auch das Landesamt
für Volkshochschulen aufmarschicrt. Das Lan'vesamt für
Volkshochschulen erbittet in seiner Eingabe 75000 ^ aus
den Mitteln der Landesfleischstelle für die Vervollständigung
der Einrichtung und für die Anschaffung von Lehrmitteln,
Büchern für das Heim auf Wangerooge. Leider ist das
LandeSamt für Volkshochschulen im Wettbewerb ausgefallen
und zurückgestellt gegen andere Petenten. Ich bedaure das.
Ich bin leider selbst bei der Abstimmung nicht zugegen ge¬
wesen im Ausschuß; ich hätte sonst den Antrag eingebracht,
noch von den vorhandenen 500000 die 75000 ^ zu
nehmen, oder aber den andern Petenten soviel weniger zu
geben, damit das Landesamt für Volkshochschulen zu seinem
Recht gekommen wäre. Ich habe vorhin mit dem Herrn
Regierungsvertreter gesprochen, und der rät davon ab, den
Reservefonds von 500000 noch weiter zu ermäßigen.
Ich hätte sonst den Antrag hier gestellt, noch 75000
herabzunehmen. Aber nach dem Vorschläge deS Herrn Re-
gierungsvcrtreters will ich diesen Plan nicht weiter verfolgen,
sondern nur bitten, wenn die Schlußabrechnung erfolgt, und
dann noch Mittel vorhanden sind, dem Landesamt für Volks¬
hochschulen die erbetenen 75000 ^ vorab zur Verfügung
zu stellen.. Ich erlaube mir, einen entsprechenden Antrag
zu stellen. Er lautet : Der Landtag ersucht die Staats-
regierung, für den Fall , daß bei der Schlußabrechnung der
Landesfleischstelle noch ein weiterer Ueberschuß vorhanden ist,
dem Landesamt für Volkshochschulen eine Summe bis zu
75 000 zur Verfügung zu stellen für Ausstattung des
Volkshochschulheims in Wangerooge. !

Präsident : Herr Abg. Schmidt hat den Antrag
überreicht. Ich brauche ihn wohl nicht zu wiederholen.
Ich stelle ihn gleich mit zur Beratung . — Das Wort hat
Herr Abg. Feigel.

Abg. Feigel : Meine Herren ! Eine Minderheit des
Ausschusses steht, wie Sie von dem Herrn Berichterstatter
gehört haben, auf einem andern Boden als die Mehrheit,
und zwar bezüglich der Anlage 88, betreffend Rothenfelde.
In der Anlage 88 ersucht die Staatsregierung um einen
einmaligen Zuschuß von 430000 zu den Kosten der
Verwaltung des Kinderheims in Rothenfelde. Die Leute
sind nicht mit dem Gelde ausgekommen. Der Staat steht
auf dem Standpunkt , daß er ein großes Interesse daran hat, ,
daß viele Kinder in möglichst erfolgreicher Weise verpflegt j
werden und glaubt ein derartig in seinem Interesse liegendes ^
Institut auch finanziell unterstützen zu sollen. Diesen Inten- ^
tionen der Staatsregierung tritt die Minderheit bei. Auch j
wir stehen auf dem Boden, daß selbstverständlich, wenn es
sich um Ueberschüsse der wirtschaftlichen Kriegsorganisationen
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bandelt, die nicht besser verwandt werden können, als daß
Mrtige Zwecke, wie sie in der Anlage 88 berührt werden,
möglichst gut und reich bedacht werden. Also auch wir
^btn diesem Anträge der Staatsregierung unsere Zustim-
E voll und ganz gegeben. Was wir vermeiden möchten

der Minderheit, sind folgende zwei Punkte : Erstens
Mtcn wir nicht, daß eine derartige Einrichtung auf den
AM übergeht, und zwar wegen der Konsequenzen, die
darin liegen. Wenn der Staat so weit kommt, daß er alle
Nund für sich auf karitativer Grundlage beruhenden Jn-
Dte an sich fesselt und in eigene Regie nimmt, dann,
wne Herren, kommen wir zu Verpflichtungen, denen wir
D mehr gewachsen sind und die uns die größten Unan»
„ehmlichkeiten bereiten können. Mit einigen Worten des
Berichterstatters, wonach wir eine derartige Einrichtung
wahrscheinlich würden dauernd unterstützen müssen, ist die
Zache nicht abgetan. Ich mit meinen Freunden vertrete
d«, Standpunkt, daß, wenn der Staat Eigentümer derartiger
Einrichtungen ist, die Kindererholungsheime sich nicht so
,„wickeln werden, wie sie sich entwickeln sollten und könnten,
«n anders sie nach dem Grundsatz der freien Karitas
^handelt werden. Darum wollen wir das Geld, was nötig
ist, um die finanzielle Kalamität der Einrichtung zu beheben.

bewilligen, wollen aber keine dauernde Uebernahme auf
dm Staat. Wenn ferner die Mehrheit des Ausschusses noch
«itcrgehen will als die Staatsregierung , und geglaubt hat,
WO000 ^ aus den Ucberschüssen für solche oder ähn¬
liche Zwecke zur Verfügung stellen zu sollen, so ist
ks eine Stellungnahme, die auch ich und meine Freunde
yiitzumachen nicht in der Lage sind. Ich habe schon
ewähnt, und brauche es nach meiner ganzen Stellung
im öffentlichen Leben nicht wiederholen, daß ich und mein
Freund Meyer , wie auch die andern Freunde, voll und
Wz den Standpunkt innehaben, daß derartige Einrichtungen
unterstützt werden müssen, und daß wir mit dem Bcricht-
irstatter Nieberg übereinstimmen, wenn er sagt, es können
derartige Ueberschüsse wohl kaum besser verwandt werden,

l zu gemeinnützigeren Zwecken verwandt werden, als zu diesem
!Zwecke. Wir glauben aber, diese Million für diese Zwecke

nicht übrig zu haben. Wir glauben, daß eine Verwendung
sich finden wird im Laufe der Jahre . Wir möchten aber
jetzt die Festlegung einer Summe für diese Zwecke vermieden
sehen. Das sind die Gründe, die uns bewogen haben, die
Anträge der Mehrheit deS Ausschusses nicht mitzumachen.
8m Grunde, im Prinzip , ich wiederhole das, stehen wir auf
demselben Boden. Die Bewilligungsfrcudigkeitist bei uns
p gut Vorhänden, wie auf der andern Seite der Mehrheit,
und wenngleich ich schwache Aussicht habe, so möchte ich
dem Landtag, bevor wir zur Abstimmung schreiten, anheim-
Mn, zu erwägen, ob er sich nicht durch Ilcbernahme einer
derartigen Anstalt auf den Staat eine dauernde Last auf-
dürdet, die ihn nachher bitter gereuen könnte, und ob eS
sich nicht empfiehlt, durch Bewilligung eines Zuschusses sich
tollständig freie Hand zu halten. Ich sage, ich zweifle
daran, ob dieser mein Appell Erfolg haben wird, will aber
die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, ohne den Appell
ausgesprochen zu haben.

Meine Herren! Der katholische Willehad-Verein, der
MHospiz in Wangerooge unterhält und auch in Rothen¬

felde, und sich auf karitativem Gebiete ebenso nützlich ge¬
macht hat, hat eine Eingabe gemacht, und diese Eingabe ist
vom Finanzausschuß in einer Weise erledigt worden, wie sie
meinen Intentionen und den meiner Freunde voll und ganz
entspricht. Der Parität wegen haben wir geglaubt, auch
diesem Verein, der gut gewirkt hat, die Milde des Staates
nicht versagen zu sollen, und wir hoffen, ihn mit einer
Summe von 150000 ^ über die zeitliche Kalamität hin¬
weghelfen zu können. Ich bitte Sie , für diesen Antrag zu
stimmen. Konfessionell sind die Einrichtungen. Konfessi¬
onell ist auch die Einrichtung in Rothenfelde, welche der
Landtag jetzt so unterstützen will. Der Umstand, daß nur
sechs katholische Kinder dagrwesrn sind, spricht Bände allein.
Die ganze Verwaltung ist konfessionell, evangelisch, mag sie
auch bleiben, das nehme ich Ihnen gar nicht übel. Wir
können uns selbst helfen. Ich lasse mir aber nicht abstreilcn,
daß sie in evangelischen Händen liegt, die ganze Verwaltung
hat aus evangelischen Christen bestanden, man hat keinen
Katholiken hineingenommen. (Zuruf : DaS soll ja geändert
werden!) Jetzt soll cs geändert werden, wo Sie in einer
Zwickmühle sind. Die Einrichtungenwerden aber auch am
besten auf konfessioneller Grundlage verwaltet, denn wir
sind der Ansicht, daß unsere kranken Kinder, wenn sie in
der Kur sind, dann in den besten Händen sind. Daß die
Anstalt auf konfessioneller Grundlage ruht, will ich diesen
Herrschaften, die dieses Hospiz in Rothenfelde mit geringem
finanziellem Effekt gegründet haben, nicht verübeln. Ich
bitte Sie , ziehen Sie dir Anträge der Minderheit in Betracht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Meyer.
Abg. Meyer : Meine Herren! Auch ich gehöre zu

denjenigen, die den Antrag 3 gestellt haben. Ich stimme
meinem Freunde Feigel zu, daß es wegen der Folgen nicht
angängig ist, dem Anträge 1 zustimmen zu können. Ich
kann nicht umhin, Bedenken zu haben, daß wir in Zukunft,
wenn wir den Antrag 1 annehmen, in jedem Jahre solche
Forderungen bekommen, und daß wir dann in Hinsicht auf
diesen Präjudizfall nicht in der Lage sein werden, den An¬
trag abzulehnen. Ich bitte Sie , dem Anträge auf Annahme
der Regierungsvorlage zustimmen zu wollen. Was den An¬
trag 2 anbetrifft, so ist es Herrn Kollegen Feigel infolge
Krankheit nicht möglich gewesen, an den Ausschußverhand¬
lungen teilzunehmen. Ich bin im Ausschüsse eines andern
belehrt worden und habe mich überzeugt, daß eS richtig ist,
aus den Mitteln der Landesfleischstelle eine weitere Million
zur Verfügung zu stellen. Dem Anträge 2 werde ich, ent¬
gegen meiner Haltung im Ausschuß zustimmen. Ich möchte
auch meine Fraktionsfreunde bitten, das zu tun. Ich glaube,
Herr Feigel würde dasselbe tun, wenn er im Ausschuß
dabei gewesen wäre. Was den Antrag 4 anbctrifft, so
glaube ich, daß dieser, nachdem dem Willehadverein eine
ähnliche Summe bewilligt ist, hinfällig sein darf. Ich möchte
diesen Antrag deshalb im Einvernehmen mit meinen Frak¬
tionsfreunden zurückziehen. Auch das ist ein Ergebnis der
Ausschußverhandlungen. Ich glaube, daß das unbedenklich
sein wird, nachdem der Ausschuß beschlossen hat, durch die
Anlage 104 dem Willchadverein 150000 ^ zur Ver¬
fügung zu stellen. Tatsächlich mag eS so liegen, wie Herr
Feigel es gesagt hat. Man wird der Einrichtung einen
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gewissen konfessionellen Charakter nicht aberkennen können,
jedoch streng konfessionell sind die Einrichtungen nicht, das
ist weder bei der einen noch bei der andern der Fall , sodaß
auch Kinder anderer Konfessionen ausgenommen werden
können. Ucberall ist es untersucht und bestimmt, daß alle
Kinder aufzunehmen sind. Das war die Voraussetzung,
von der der Ausschuß ausgegangen ist bei der Bewilligung
der Mittel. Es wird von beiden verlangt, daß sie Kinder
beider Konfessionen aufnehmen. Ich muß mich diesem
Wunsche des Ausschusses anschlicßen, indem ich wünsche, daß
keineswegs rein konfessionelle Anstalten daraus gemacht
werden, wenngleich man nicht verkennen kann, daß tatsächlich
zur Zeit die Entwicklung diesen Weg gegangen ist. Ich
bitte, die Anträge 2 und 3 der Anlage 88 anzunehmen,
Antrag 1 abzulehnen. Antrag 4 ziehe ich zurück.

Präsident : Der Antrag 4 wird zurückgezogen. Der
Landtag ist damit einverstanden. Das Wort hat Herr
Abg. Hug:

Abg. Hug : M . H.! Durch die Ausführungen des
Herrn Meyer ist die scharfe Oppositionsstellungdes Herrn
Kollegen Fcigel gegen die Mehrheitsanträge wesentlich ab¬
geschwächt und ich kann mir darum ersparen, auf seine Aus¬
führungen näher einzugehen. Beide haben aber gegen die
Mehrheit des Ausschusses bezüglich Uebernahme Rothenfeldes
auf den Staat Stellung genommen. Die Mehrheit des
Ausschusses hat dafür ihre guten Gründe gehabt. Sie
fürchtet die angeblichen Konsequenzen nicht. Solche Anfor¬
derungen in dieser Richtung müssen von Fall zu Fall ge¬
prüft und von Fall zu Fall entschieden worden. Da gibt es
keine Konsequenzen. Aber hier lag die Sache einfach so,
trotzdem die Regierung grundsätzlich dem Verein, der das
Kinderheim unterhält, eine Zuwendung machen wollte in
Höhe der Schulden, die auf dem Grundstück ruhen, hat die
Mehrheit der Ausschusses der Ansicht gehuldigt, daß man
dieses Objekt der Gefahr der Spekulation entziehen müsse.
In der Begründung der Vorlage steht, daß das Heim einen
Wert von zirka 3 Millionen Mark hat. Wenn wir nun
heute dem Verein aus seinen Nöten helfen und wenn er wieder
in Not kommt, und das ist möglich in diesen Zeitläuften,
dann wird wieder die Frage auftauchen seitens des Vereins,
ob er das Heim nicht lieber veräußern soll. Also schon um
diese ausgezeichnete Wohlfahrtseinrichtung in Zukunft zu
erhalten, halten wir es für notwendig, daß das Heim vom
Staate käuflich erworben wird. Wir lassen das nicht gelten,
daß dadurch ganz bedeutende Mehrkosten für die Unterhal¬
tung notwendig sind. 'Ich kann mir vorstellen, und die
Mehrheit des Ausschusses auch, daß dem Verein die Ver¬
waltung nach wie vor bleibt und ihm auch für die Unter¬
haltung eine billigerweise festzusetzrnde Summe überwiesen
wird, wofür er die Unterhaltung einfach zu beschaffen hat.
Das geht sehr gut. Von einer dauernden Last, die fühlbar
wäre, kann keine Rede sein. Ich bedaure außerordentlich,
-aß besonders Herr Feigel daS konfessionelle Moment so
stark hier hervorgehoben hat. Ich bestreite, und ich glaube,
da ich keiner Konfession angehöre, daß mir etwas Kompe¬
tenz zugetraut werden kann, daß Rothenfelde eine kon¬
fessionelle Einrichtung ist. Der Verein ist keine konfessionelle
Korperation. Wenn er Pflegepersonal unterhält, das in

evangelischen Diakonissenanstaltenoder Krankenhäusern aur-
gebildet ist, so ist das doch nicht der Stempel dafür, daß
es eine konfessionelle Anstalt ist. Es liegt daran, daß nun
eben in Deutschland wie auch anderwärts gewisse kon¬
fessionelle Korporationen sich der Ausbildung von Pflege¬
personal gewidmet haben. Ich meine, der Umstand, daß der
Ausschuß auch den Anforderungen des Willehadvereins Folge
geleistet hat. sollte doch zeigen, daß die Mehrheit des Aus¬
schusses, auch wenn man die Paritätsfrage hincinbringcn
will, sich ohne weiteres auf den Standpunkt der Parität
gestellt hat. Ich bitte darum, meine Herren, die Anträge
der Mehrheit deS Ausschusses anzunehmen, was um so
leichter sein wird, als Herr Meyer  bereits seinen Antrag
zurückgezogen hat.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt? Ich
schließe die Beratung . Wir kommen zur Abstimmung. Wir
stimmen zunächst ab über die Anträge zur Anlage 104.
Die 3 Anträge sind sämtlich Ausschußanträge. Ich kann
daher wohl zusammen abstimmen lassen. Ich bitte die Ab¬
geordneten, die diese 3 Anträge annchmcn wollen, sich zu
erheben. — Geschieht. — Die Anträge sind angenommen.
ES kommt nun der Verbesserungsantrag Schmidt,  den
ich wohl nicht wieder zu verlesen brauche. Ich bitte die
Abgeordneten, die diesen Vcrbesserungsantrag annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist
angenommen. Es folgt jetzt die Abstimmung über die An¬
träge zur Anlage 88. Ich bitte zunächst die Abgeordneten,,
die den Antrag 1 annehmen wollen, sich zu erheben. — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen. Ich bitte dann
die Abgeordneten, die den Antrag 2 annehmen wollen, sich
zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist ebenfalls an¬
genommen. Damit ist der Antrag 3 erledigt.

9. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 106, betr. Nach¬

bewilligung von Mittel« für Erwerbsloseufürsorge und für
Notstandsarbeiten für 1922.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle den zu 8 335a des Landeskassen¬
voranschlags des LandeSteils Oldenburg für das
Jahr 1921 bewilligten Betrag auf 4175000 «L
erhöhen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge. Das Wort
wird nicht verlangt? Ich schließe die Beratung und bitte
die Abgeordneten, die den Antrag des Ausschusses annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist
angenommen.

ES kommt jetzt die
Wiederholung der Abstimmung über die Anträge beim

Landwirtschaftskammergeseh.
Es sind zunächst die Anträge 10 und 11. Antrag 10

lautet:
Annahme des Artikels 5 mit der Aenderung, daß die
Zahl 39 durch die Zahl 36 ersetzt wird.

Antrag 11 lautet:
Unveränderte Annahme des Artikels 5.

Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 10 annchmen
wollen, sich zu erheben und stehen zu bleiben. — Geschieht. —
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M bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . — Der Antrag
P mit 21 gegen 21 Stimmen abgclehnt . Ich bitte die Ab-
gkordnetcn, die den Antrag 11 annehmen wollen , sich zu
»heben und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Ich bitte
N die Gegenprobe . — Geschieht . — Auch dieser Antrag
jst mit Stimmengleichheit abgelehnt. Es folgen die An¬
träge 22 und 23 . Antrag 22 lautet:

Annahme des Artikels 10 in folgender Fassung:
In den Wahlkreisen 1 — 3 sind je 8 Mitglieder

zu wählen . In dem Wahlkreise 4 sind 12 Mit¬
glieder zu wählen . Jede Wahlgruppe wählt in den
Wahlkreisen 1— 3 je 2 Mitglieder , in dem Wahl¬
kreise 4 3 Mitglieder.

Mag 23:
Annahme des Artikel 10 in der Fassung der Re¬
gierungsvorlage.

Zrb bitte zunächst die Abgeordneten , die den Antrag 22 an-
mhinen wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben.
- Geschieht. — Ich bitte um die Gegenprobe . — Ge¬
schieht. — Ich bitte auch die Abgeordneten , die den An¬
trag 23 annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
Wen . — Geschieht . — Ich bitte auch hier um die Gegen¬
probe. — Geschieht . — Beide Anträge sind durch Stimmen¬
gleichheit abgelehnt.

Folgt die Abstimmung über die Anträge 25 und 26.
Der Antrag 25 lautet:

Annahme des Art . 11 mit den Anträgen der StaatS-
regierung und der Aenderung , daß im ersten Absatz
3 . Zeile die Zahl 21 durch die Zahl 24 ersetzt wird.

Eine Minderheit beantragt dagegen im Antrag 26:
Annahme des Artikel 11 in der Fassung des Gesetz¬
entwurfs.

Zch bitte die Abgeordneten , die den Antrag 25 annehmen
»ollen, sich zu erheben . — Geschieht . — Bitte um die
Gegenprobe. — Geschieht . — Der Antrag ist mit 21 : 21
Elimmen wieder abgelehnt . Ich bitte jetzt die Abgeordneten,
die den Antrag 26 annehmen wollen , sich zu erheben.
- Geschieht. — Auch wieder 21 . Bitte um die Gegen¬
probe. — Geschieht . — 21.

Folgen die Anträge 45 und 46 . Antrag 45 , Minder-
Wantrag:

Annahme des Art . 30 mit der Aenderung , daß in
beiden Fällen die Zahl 3 durch die Zahl 4 ersetzt wird.

Und Minderheitsantrag 46:
Unveränderte Annahme deS Art . 30.

Ach bitte die Abgeordneten , die den Antrag 45 annehmen
»ollen, sich zu erheben . — Geschieht . — Bitte um die
Gegenprobe. — Geschieht . — Mit 21 : 21 Stimmen ab-
lltlehnt. Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die den An-
>rag 46 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
lind die Gegenprobe . — Geschieht . — 21 : 21 . Beide An-
»äge sind wieder abgelchnt.

Jetzt kommen wir noch zu den Anträgen 48 und 49.
^ beantragt eine Minderheit im Antrag 48:

Annahme der Artikel 31 mit der Aenderung , daß
nach der ersten Zahl „2 " eingefügt wird : „und 3"
und nach der zweiten Zahl „2 " cingefügt wird:
„oder 3 " .

Eine andere Minderheit beantragt im Antrag 49:
Unveränderte Annahme des Art . 31.

Ich bitte nun die Abgeordneten , die den Antrag 48 der
ersten Minderheit annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Es sind wieder 21 . Darf ich auch um die Ge¬
genprobe bitten ? — Geschieht . — Wieder 21.

Antrag 49:
Unveränderte Annahme des Art . 31

ist noch durch Abstimmung zu erledigen . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die dafür stimmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — 21 . Bitte um die Gegenprobe — Geschieht . —
Wieder 21 : 21 , ist also abgclehnt . Also alle Anträge sind
durch Stimmengleichheit abgclehnt . Ich habe jetzt die Frist
für Anträge zur zweiten Lesung festzusctzen. Ich möchte
die Frage an den Ausschuß richten : Jst die Frist laug ge¬
nug , wenn sie bis Frcitagmorgen 10 Uhr ist ? (Zustimmung
und Widerspruch ). Herr Abg . Lohse hat das Wort.

Abg . Lohse : Wenn sie nur bis Freitagnachmittag
4 Uhr ginge.

Präsident : Freitagnachmittag 4 Uhr ist niemand da.
Ich dachte , Freitagmorgen wären vielleicht noch Abgeordnete
hier . Herr Abg . Tantzen zur Geschäftsordnung.

Abg . Tantzen : Ich möchte bitten , die Anträge so
rasch wie möglich zü stellen , sonst werden wir nicht fertig.

Präsident : Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Ich möchte Vorschlägen , bis 11 Uhr.

Dann sind noch alle hier.

Präsident : Jst der Landtag damit einverstanden?
Also Anträge zur zweiten Lesung bis Freitag , den 26 .,
vormittags 11 Uhr.

Wir kommen jetzt zum 11 . Gegenstand der Tages¬
ordnung:

Förmliche Anfrage des Abg . Hartong (Delmenhorst)
wegen der politischen Betätigung von Lehrern an höheren
Schulen.

Ich gebe Herrn Abg . Hartong zur Vorbringung und
Begründung seiner Anfrage das Wort.

Abg . Hartong : Ich habe zunächst einen Schreibfehler
in der Anfrage zu berichtigen . Im Abs. 3 muß es heißen:
„Von der Leitung des Seminars in Varel ist darüber
Bericht eingefordert . " Eine Oberrealschule gibt cs in
Varel nicht.

Zur Sache selbst muß ich etwas ausführlicher sprechen,
weil es sich um eine Angelegenheit handelt , deren Klärung
von außerordentlicher Bedeutung ist und an deren restloser
Aufklärung insbesondere die gesamte Beamtenschaft ein drin¬
gendes Interesse hat . In der Interpellation selbst ist Bezug
genommen auf zwei Fälle . Diese Fälle lassen m . E . Rück¬
schlüsse zu auf die Stellungnahme der Regierung überhaupt.
Und deswegen wird man zunächst , um Aufklärung zu leisten,
auf den Tatbestand der einzelnen Fälle eingehcn müssen.

Zunächst der Fall des Herrn Studienrats Lohse
in Oldenburg . Herr Lohse  hat am 2 . September 1921
bei einer Jugendgruppe eine Fahnenweihe vorgenommen.
Es ist eine schwarz -weiß -rote Fahne geweiht worden . Am
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17 . Januar , also reichlich vier Monate später , ist ihm durch
seinen Direktor eine Eröffnung gemacht worden , aus der
hervorging , daß die Regierung mit seinem Vorgehen nicht
einverstanden sei. Es ist nach den Mitteilungen , die Herrn
Studienrat Lohse  gemacht worden sind , von der Regierung
Anstoß daran genommen , daß eine schwarz -weiß -rote Fahne
geweiht worden ist . Und es ist ferner Herrn Lohse  nahe-
gelegt worden , sich in seiner politischen Betätigung eine
größere Zurückhaltung aufzuerlegen . Ich lege nicht so ent¬
scheidendes Gewicht darauf , ob dies eine Richtlinie , ob dies
eine Mißbilligung , ob das ein Verweis ist . Das sind m . E.
Worte . ES ist die Tatsache festzuhalten , daß nach den Er¬
öffnungen , die ihm gemacht worden sind , von der Regierung
Anstoß daran genommen ist , daß eine schwarz -weiß -r§ te
Fahne geweiht worden ist und daß ihm nahegelegt ist , sich
größerer Zurückhaltung in der politischen Betätigung aufzu¬
erlegen . Es ist bei den Eröffnungen und bei den Gesprächen,
die sich im Anschluß an diese Eröffnungen zwischen dem
Studienrat Lohse  und der Vorgesetzten Behörde entwickelt
haben , weiter zum Ausdruck gekommen , daß das Ministerium
in der Zwischenzeit vom 2 . September bis 17 . Januar das
Oberschulkollegium verschiedentlich zum Bericht aufgefordert hat.
Und es ist auch zum Ausdruck gekommen , daß der Herr Mi¬
nisterpräsident selbst von einem Unfug , den Herr Studicnrat
Lohse  begehe , gesprochen hat . Es ist die Angelegenheit
für daS Ministerium anscheinend erst dann erledigt gewesen,
als das Oberschulkollegium nach der dritten Aufforderung
berichtet hat , daß der Direktor des Gymnasiums dem
Studienrat Lohse  seine Mißbilligung ausgesprocheu habe.
Dies Vorgehen der Regierung ist dann in dem Fachausschuß
„Schule " der Deutschen Äolkspartei behandelt worden.
Es ist dort eine Entschließung gefaßt , die folgendermaßen
lautet:

„Am 2 . September 1921 hat der Studienrat Lohse
die schwarz -weiß -rote Fahne der Jugendgruppe Oldenburg
der D .V .P . auf einem deutschen Abend geweiht . Wie erst
jetzt bekannt geworden ist , hat die Regierung daraufhin
das Oberschulkollegium wiederholt zum Bericht über
diesen Vorgang aufgefordert und sich erst beruhigt , als
berichtet werden konnte , daß der Direktor dem Studienrat
Lohse  seine Mißbilligung ausgesprochen habe . Der Fach¬
ausschuß „Schule " spricht seine schärfste Entrüstung über
dies Vorgehen der Regierung aus und ist der Ansicht,
daß es einen völlig ungerechtfertigten Eingriff in die
staatsbürgerlichen Rechte eines Beamten darstcllt . Er ist
überzeugt , daß ein solches Vorgehen lähmend auf die
ganze Tätigkeit vieler Lehrer wirken wird , und er ersucht
die Landtagsfraktion , vie Regierung in dieser Beziehung
zu interpellieren , um eine klare Stellungnahme der
Regierung gegenüber den politischen Rechten der Beamten
und Lehrer herbeizuführen ."

Ich will übrigens noch nachholend den Wortlaut der An¬
sprache bei der Fahnenweihe Mitteilen , damit auch diese dem
Landtag bei der Beurteilung der ganzen Sachlage bekannt ist.
Herr Studienrat Lohse  hat folgendes wörtlich gesagt:

„Und nun deutsche Jugend zu Dir ! Du bist es ja.
an die wir in erster Linie denken , wenn wir unsere Seele
erheben in ernster Stunde , denn du bist berufen , uns
hinaufzuführen zu neuem Glück ! Wir freuen uns deS

Geistes in unseren Jugendgruppen , wir freuen uns der
Arbeit , die hier geleistet wird an der Ertüchtigung unseres
Volkes , und hoffen , daß aus ihnen tüchtige deutsche
Männer und Frauen hervorgehen mögen . Es ist
Wunsch unserer Oldenburger Jugendgruppe gewesen, eine
Fahne als äußeres Zeichen ihres Zusammenschlusses zu
haben , um unter ihr geeint auch nach außen auftretenzu
können , so zunächst in wenigen Wochen hier unserem
großen Hindenburg gegenüber . Die Jugendgruppe hat
ihren Wunsch mit mutiger Entschlossenheit in die Tat
umgesetzt , und es ist mir eine Freude , ihr dies Banner
schwarz -weiß -rot , wie es uns in Kampf und Sieg hinaus
geleitet hat , zu übergeben ! Richard Dehmel  sang 1914:

Es zieht eine Fahne vor uns her,
Herrliche Fahne.
Es geht ein Glanz von Gewehr zu Gewehr,
Glanz um die Fahne.
Es schwebt ein Adler auf ihr voll Ruh,
Der rauschte schon unfern Vätern zu:
Hütet die Fahne!

O hört , sic rauscht : lieber tot als Schmach,
Hütet die Fahne!
Unsere Frauen und Mädchen winken uns nach,
Herrliche Fahne.
Sie Winken , die Augen voll Adlerglanz,
Ihr Herz kämpft mit um den blutigen Kranz.
Hoch , hoch, die Fahne , Ewig hoch!

Sie ziehe dir , deutsche Jugend , voran in Deinem Streben
um Deutschlands Gesundung und Erhebung ! Hüte die
Fahne , halte sic hoch und heilig , lasse sie nicht entehren.
Das walte Gott!

Ich glaube , bei objektiver Beurteilung muß man zu dem
Resultat kommen , daß diese Ansprache nicht das Geringste
bietet , was zu einer Kritik Anlaß geben könnte . Trotzdem
ist die Tatsache dieser Fahnenweihe zum Anlaß genommen
worden , gegen den Studienrat Lohse  vorzugchen . Ich will
gleich bier bemerken : Es handelt sich bei der Jugendgruppe
nicht etwa um Schüler des Gymnasiums , sondern cs handelt
sich um eine Jugendgruppe , an der alle Kreise der Bevölke¬
rung , darunter auch Gymnasiasten , beteiligt sind.

Auf Grund der Veröffentlichung deS Beschlüsse- des
Fachausschusses in dem „Oldenburgischen Wochenblatt " —
ich bemerke , daß der Veröffentlichung der Studienrat Lohse
fernsteht , sie ist gegen seinen Willen erfolgt — ist das
Oberschulkollegium dann eingefchritten , hat an den Studienrat
Lohse  eine Anzahl Fragen gerichtet , die m. E . zum Teil
über die Befugnisse der Behörde hinausgehen , z. B . die
Frage , ob er der Entschließung zugestimmt habe . Das sind
interne Vorgänge , über die ein Beamter seiner Behörde
nicht Rechenschaft schuldig ist . Herr Studienrat Lohse  hat
trotzdem alle Fragen beantwortet . Er hat eingehend den
Sachverhalt dargelegt . Darauf ist er vom Oberschulkollegmm
mit einem Verweis bestraft worden . Der Verweis lautet:

„In dem gegen Sie « öffneten Disziplinarverfahren
ist auf Grund Ihres Berichts vom 27 . Februar und
Ihrer Vernehmung am 8. März ds . Js . folgender sep
gestellt worden:
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1. Sie haben, nachdem Ihnen von den Herren Studien¬
direktor Or . Gablerund Studiendirektor Or . Müller
aus Anlaß der Fahnenweihe am 2 . September 1921
der Rat erteilt worden war , sich künftig größere
Zurückhaltung aufzucrlegrn , diesen Vorgang dem
Organ einer politischen Partei unterbreitet , anstatt
sich mit einer Eingabe an Ihre Vorgesetzte Behörde
zu wenden , wie es Ihre Bcamtcnpflicht gewesen wäre,
wenn Sie sich bei der von Ihnen als Richtlinie auf-
gefaßten Natcrteilung nicht beruhigen wollten . "

Aist also dem Beamten nach Auffassung des Oberschul-
Miums verwehrt , sich überhaupt mit politischen Parteien
j, Verbindung zu setzen.

,2, Sie haben einer von dem Fachausschuß , Schule der
Deutschen Volkspartci , gefaßten Entschließung zuge¬
stimmt , obwohl diese Entschließung einen scharfen,
sachlich nicht zu rechtfertigenden Vorwurf gegen das
Ihnen Vorgesetzte Ministerium enthält . "

U kommt dann ein Absatz , der weniger in Betracht kommt:
„Ob und inwieweit Sie das , was Direktor Müller

Auen aus den internen Verhandlungen des Obcrschul-
kollcgiumS mit dem Ministerium über die Behandlung
von Schülcrvereinen und Jugendgruppcn und im Zu¬
sammenhang damit über die Beurteilung Ihres Verhaltens
bei der Fahnenweihe anvertraut hatte , in der Sitzung des
Fachausschusses in einer Weise verwertet haben , daß daraus
unrichtige Vorstellungen über die tatsächlichen Vorgänge
entstehen mußten oder konnten , hat aus Ihren Erklärungen
nicht mit Sicherheit festgestcllt werden können . Dieser
Punkt ist deshalb bei der Beurteilung Ihres Verhaltens
außer Betracht geblieben.

In Anbetracht Ihrer bisher einwandfreien Dienst-
führuug hat das Oberschulkollegium die mildeste zulässige
Strafe gegen Sie erkannt.

Es erteilt Ihnen wegen Ihres Verhaltens , das nicht
Ihrer Stellung als Beamter zu den Ihnen Vorgesetzten
Behörden und zur Regierung entspricht , und wegen der
barin liegenden Pflichtverletzung auf Grund des Ar¬
tikels 33 und der Artikel 40 — 42 des Zivilstrafgesctzbuches
einen Verweis . "

kl sind also im Gegensatz zu der ersten Stellungnahme,
kein den mündlichen Eröffnungen dem Studienrat Lohse
Wüber als Auffassung des Ministeriums zum Ausdruck
chinmen, und nach der Anstoß an der Weihe einer schwarz-
deiß-roten Fahne genommen ist , lediglich diese beiden an-
imn Punkte als Grundlage für den Verweis genommen
dmdcn. Der Vorwurf der Weihe einer schwarz -wciß -roten
Nhne ist fallen gelassen . Ich wiederhole , cs ist dem
Äudienrat Lohse  vorgeworfen , erstens , daß er sich als
hinter , statt sich beschwerdeführend an die Vorgesetzte Be-
!"rde zu wenden , an die politische Partei gewandt hat,
Dkitcns, daß er einer Entschließung zugestimmt hat , die
""ch Ansicht des Oberschulkollegiums über daS zulässige Maß
«r Kritik hinausgeht . Mit solcher Begründung ist auf
!s"kn Verweis erkannt . Ich wiederhole Weiler , daß der
fftbestand zu dem Vorwurf zu 2 auf Fragen beruht , die
"dtt die Befugnisse der Behörde hinausgingen , und deren
Rantwortung Herr Studienrat Lohse  hätte ablehnen können,
ktkxogr. Berichte. n . Landtag, 6. Versammlung.

Gegen diesen Bescheid des Oberschulkollegiums ist Be¬
schwerde bei dem Ministerium eingelegt . Das Ministerium
hat die Beschwerde insoweit für begründet erkannt , als sie
die Auffassung des Obrrschulkollegiums betraf , man dürfte
sich als Beamter nicht an eine politische Partei wenden.
Dagegen bezüglich des Punktes 2 hat das Ministerium den
Verweis als richtige Strafe gebilligt . Ich will im einzelnen
den sehr ausführlichen Bescheid des Ministeriums nicht ver¬
lesen , sondern nur kurz hervorhcben , daß das Ministerium
dabei hauptsächlich darauf fußt , daß dem Studienrat Lohse
tatsächlich bei der Unterhaltung zwischen ihm und dem Di¬
rektor seiner Anstalt bezw. ihm und Herrn Direktor Müller
als Referent im Oberschulkollegium eine Mißbilligung nicht
ausgesprochen sei, während in der Entschließung der Partei
offenbar diese Mißbilligung zum Anlaß des scharfen Protestes
genommen sei, und dem hätte Herr Lohse  widersprechen
müssen . Das ist der Kernpunkt der Ausführungen des
Ministeriums in dem Bescheid , wenn ich ihn richtig auffasse.
Demgegenüber möchte ich darauf Hinweisen , daß der Anlaß
zu der Entschließung nicht so sehr die Mißbilligung war,
die von dem Herrn Studienrat Lohse  tatsächlich ausge¬
sprochen wurde . Ich wiederhole bei dieser Gelegenheit , es
ist meiner Erachtens gleichgültig , ob man die damalige Er¬
öffnung eine Richtlinie , eine Mißbilligung oder einen Ver¬
weis oder wie sonst nennt . Tatsache ist , daß man dem
Studienrat Lohse  empfohlen hat , sich in seiner politischen
Tätigkeit mehr Zurückhaltung aufzuerlegen . DaS kann ein
Beamter nicht anders auffaffen , als eine Mißbilligung der
Vorgesetzten Behörde . Das war aber , wie gesagt , weniger
Anlaß zu der Entschließung des Beamtenausschusses , als
vielmehr das ganze Verfahren der Ministeriums , das zu
verschiedenen Malen in einer an sich durchaus einwandfreien
Sache vom Oberschulkollegium Bericht darüber verlangt hatte,
was gegen Herrn Lohse  unternommen sei usw ., und ferner
das ganze sich in dem Vorgehen des Ministeriums sich
zeigende , ich möchte beinahe sagen System deS NachschnüffelnS
nach der politischen Auffassung von Beamten , die nach der
ReichSverfassung und nach der old'enburgischen Verfassung
völlig frei in ihrer politischen Betätigung sind , daS ist der
Hauptanlaß gewesen , der den Schulfachausschuß unserer
Partei auf den Plan gerufen hat . Herr Studienrat Lohse
hat , wenn er diese Angelegenheit an den Fachausschuß brachte,
nicht seine eigene Angelegenheit vertreten , sondern er ist mit
Recht der Auffassung gewesen , daß es eine große Gefahr
für die ganze Beamtenschaft bedeute , wenn ein Beamter
wegen politischer Betätigung sich derartigen Unannehmlich¬
keiten auSzusctzcn hat , daß durch ein derartiges Vorgehen
der Regierung Grundrechte , die den Beamten durch die
Verfassung gewährleistet sind , gefährdet werden , und daß
der Fachausschuß in öffentlichem Interesse dagegen Vor¬
gehen müsse.

ES wäre mir übrigens recht interessant , zu hören , ob
bei dem ersten Vorgehen gegen den Studienrat Lohse  im
Januar der Herr Direktor Müller auf Grund von Ent¬
schließungen deS Obcrschulkollegiums als Kollegialbehörde
vorgegangen ist oder lediglich auf Weisungen deS Mini¬
steriums , also als Beauftragter des Ministeriums . — So
weit der Fall Lohse.

Ich komme dann auf den Fall Conneforde . In
73
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Conneforde ist am 25 . Juni , also in der Zeit , als der
frühere Kultusminister noch im Amt war , ein Heimatfest
gefeiert worden . Dies Heimatfest hat bei allen Beteiligten
großen Anklang gefunden und hat große Begeisterung erweckt.
Es ist sogar von dem damaligen Vorsitzenden der demo¬
kratischen Ortsgruppe in Varel — . inzwischen ist er zurück-
getrcten — dem Fcstleitcr , Herrn Seminarlehrer Reil , am
Abend der Veranstaltung die Anerkennung ausgesprochen
für das in allen Teilen gelungene Fest , da es gelungen sei,
alle Kreise der Bevölkerung wirklich in einem Gedanken zu
vereinigen . In dies schöne harmonische Fest ist nachträglich
ein arger Mißklang gekommen . Schon auf dem Fest hatte
ein Fabrikant Carls in Varel dem Seminarlchrer Reil
gegenüber gesagt , daß es doch nicht richtig sei, daß eine
Gruppe ein Hcckenkrcuzabzeichen vor sich trüge . Weiter ist
aber von ihm auf die Sache nicht cingegangen . Und der
Festleiter hat diese gelegentliche Bemerkung nicht zum Anlaß
genommen , meines Erachtens mit Recht , irgend welche Maß¬
nahmen zu ergreifen . Daß er dies nicht getan hat , ist ihm
jetzt vom Obcrschulkollegium im Aufträge des Ministeriums
zum Vorwurf gemacht . Es handelt sich um einen kleinen
dreieckigen 60 oua langen Wimpel , der ein Wandelvogel-
abzcichen ist . Auf der einen Seite ein Greif und auf der
anderen Seite ein altgermanisches Hakenkreuz , ein Wander-
vogelabzeichen von einer Wandervogelgruppe , zu der auch
Seminaristen gehören . Aber eS ist kein Seminaristcnverein.
Dies harmlose und unschuldige Wandervogelabzeichen ist in
einer Beschwerde an das Ministerium ausgenutzt worden,
und die ganze Feier ist als judenfeindliche , volkszersctzende
Sonnenwendfeier gebrandmarkt worden . Ich wiederhole,
auf dem Fest selbst waren alle Leute außerordentlich zu¬
frieden mir dem schönen harmonischen Verlaus.

Diese Anzeige hat dann das Oberschulkollegium — in¬
wieweit das Ministerium daran beteiligt ist , weiß ich nicht —
veranlaßt , eine hochnotpeinliche Untersuchung anzustrengen.
Es sind den Seminaristen und ihren Lehrern eine Reihe
von Fragen vorgelcgt worden , die außerordentlich bezeich¬
nend sind:

1 . Haben Sie teilgenommen an Conneforde?
2 . Sind Sie Mitglied des Stahlhelm?
3 . Sind Sie Mitglied des Schutz - und Trutzbnndes?
4 . Tragen Sie Abzeichen im Unterricht?

Darüber hat eine eingehende Befragung der ganzen Semi¬
naristen und Lehrer stattgefunden . Das Ergebnis war
damals Null . Es ist den Beteiligten sogar im Oktober
v . Js . zum Ausdruck gebracht worden , daß ein Anlaß zum
Einschreiten nicht Vorlage ; es würde nur empfohlen , aus
pädagogischen Gründen im Unterricht Abzeichen nicht zu
tragen . Man glaubte die Angelegenheit damit erledigt , bis
dann plötzlich vor zwei bis drei Monaten die Sache erneut
aufgerührt worden ist und . erneut zum Gegenstand einer
Untersuchung gemacht worden ist . Und dann ist den Be¬
teiligten von dem Oberschulkollegium folgendes mitgeteilt
worden:

„Im Aufträge des Ministeriums der Kirchen und
Schulen wird der Scminardirektion und dem Lehrer¬
kollegium folgendes eröffnet:

Die Untersuchung am 15 . März , betreffend die Vor¬
gänge auf dem Heimatfest in Conneforde , hat ergeben,

daß auf dem Feste von einem Seminaristen , als Vor¬
sitzender eines Seminaristenvereins , eine Fahne mit Hastm
kreuz getragen worden ist , und daß der Seminarlchrer
Neil,  obgleich er darauf aufmerksam gemacht wurde
nicht dagegen eingeschritten ist . Demnach hat die erste
Untersuchung im Oktober ein falsches Bild ergeben, und
die Entstehung dieses Bildes muß zum Teil der Scminar¬
direktion und dem Lehrerkollegium mit zur Last qcleat
werden . Die in der Verfügung vom 15 . Dezember 1921
ausgesprochene Anerkennung wird daher zurückgcnommen
statt dessen wird der Seminardirektion und dem Lehret
kollegium , besonders dem Scminarlehrer Reil , die ernsteste
Mißbilligung des Ministeriums ausgesprochen , daß es
nicht verhütet worden ist , daß ein Seminaristenverein
längere Zeit hindurch eine Fahne mit Hakenkreuz, das
als parteipolitisches , volksvcrhetzendes Abzeichen anzusehen
ist , geführt und öffentlich zur Schau getragen hat ."

Das ist aus dem harmonisch verlaufenen Heimatfest in
Conneforde , an das die Beteiligten im übrigen mit großer
Befriedigung zurückdenken , geworden . Ich wiederhole , ein
Seminaristenverein ist es nicht , sondern es ist eine harmlose
Wandervogclgruppe , zu der auch Seminaristen gehören.
Irgend ein parteipolitisches Abzeichen ist der Wimpel nicht,
sondern es ist ein Wandervogelabzeichen . Im übrigen ist
es auch eine eigenartige Auffassung , daß man in solchen
Abzeichen parteipolitische , volksverhetzende Abzeichen erblickt,
während andere Fahnen und Wimpel zum größten Aergcrnis
weiter Kreise ruhig über die Straße getragen werden , ohne
daß die Behörde an ihnen Anstoß nimmt . Ich wiederhole
ferner , daß der Vorsitzende der Ortsgruppe Varel der
demokratischen Partei dem Fcstleiler am Abend des Festes
seine volle Anerkennung ausgesprochen hat , daß es ihm ge¬
lungen wäre , alle Kreise der Bevölkerung in einem Gedanken
zu vereinigen . Das Vorgehen der Behörde hat in Varel
ganz außerordentliches Aufsehen erregt . ES ist übrigens
vor einigen Tagen , am 6 . Mai , im „Gemeinnützigen " ein
Eingesandt veröffentlicht worden , in dem von dem Führer
der Conneforder Schar ausdrücklich erklärt wird , was es
für eine Bewandtnis mit diesem Wimpel hat , und daß die
Seminarlehrer und die Seminaristen mit dieser ganzen An¬
gelegenheit nichts zu tun haben.

Es geht meines Erachtens aus diesen Tatbeständen
hervor , daß die Beamten in ihrer politischen Betätigung,
überhaupt m ihrer ganzen Betätigung sich außerordentlicher
Zurückhaltung befleißigen müssen , wenn sie nicht Gefahr
laufen wollen , mit ihrer Vorgesetzten Behörde in Konflikt
zu kommen . Das geht meines Erachtens nicht an. Es
verstößt daS gegen die den Beamten durch die Reichsver-
faffung und die oldenburgische Verfassung gewährleisteten
staatsbürgerlichen Rechte . Und ich hoffe , daß die Regierung
heute Erklärungen abgibt , aus denen eine Beruhigung für
die ganze Beamtenschaft sich ergibt . Es hat sich mit Recht
in der Beamtenschaft eine große Beunruhigung gezeigt (Abg.
Albers  ruft : Nein !) , natürlich nur , soweit sic nicht den
Koalition - Parteien angehören . (Sehr richtig !)

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat zur Be¬
antwortung das Wort.

Ministerpräsident Tantzen : Bevor ich auf die Einzel-



Mn cingehr , gestatten Sie mir einige allgemeine Aus-
Mrungcn. Die tieferen Gründe für die Jnterpellation

Herrn Abg . Hartong  und für die Reibung , die
vschen den demokratischen Regierungen des Reichs und
Mlber Länder und einzelnen Beamten mebr als früher
Mkvnimcn, sind zu suchen in der plötzlichen Aenderung der
glichen Machtvcrhättuissc . Mit dem Zusammenbruch der
monarchischen Obrigkeitsstaates , der durch Jahrhunderte ge-
Mden war , in seinen Verhältnissen gewachsen , seine festen
Zurichtungen und Traditionen hatte , und auch einen Be-
Mtenkörper erzogen hatte / der Fleisch von seinem Fleisch
,nd Geist von seinem Geist war . Das Sterbestündlein
tzch' es Staates  hatte geschlagen , ein anderer Staat trat
«n seine Stelle , diejenigen , die ihn aufrichten wollten , hatten
zunächst nichts als den Willen der Mehrheit hinter sich,
Huden vor sich ein Chaos . Bei dieser Ausrichtungs-
«rdeit haben die Beamten des alten Staates Treue und
«userordcntlich wichtige , ja notwendige Dienste geleistet , um
z» Helsen dahin zu gelangen , wo wir heute hingelangt sind.
Ne Beamten des alten Staates können sich innerlich nicht
M von heute auf morgen loslöscn von dem , womit sie
zrch geworden sind in der Vergangenheit . Ein nicht un-
irhcblicher Teil erkannte  schon mit dem Zusammenbruch
die innere Morschheit und Ueberlebtheit des alten
Systems . Es fiel diesen nicht schwer , sich auch innerlich
ml den neuen Verhältnissen zu befreunden und treu dem
Staate ohne Hemmungen zu dienen . Ein anderer Teil , dem
is schwerer fiel , sich loszulöscn , hatte den Takt , wenn er
dm neuen Staate diente , nach außen hin die Würde , die
Haltung zu wahren , die jeder Staat verlangen muß , und
ja Zurückhaltung manchen schweren inneren Kampf auszu-
läinpfen, aber doch treu seine Pflicht zu tun . Einem
dritten Teil von Beamten bleibt es Vorbehalten , wohl dem
men Staate zu dienen , das Brot von ihm zu nehmen , sich
innerlich aber mit ihm nicht aussöhnen zu können und auch
nicht zu wollen und denselben Staat zu bekämpfen in seinen

! Grundfesten, der sein Brotgeber ist und dem er nach der
ulten Tradition , nach der er erzogen ist , stützen müßte.
Mit diesen Beamten ist nicht leicht auSzukommcn . Auch
Wen sind verfassungsmäßige Rechte gewährt . Aber jeder
Beamter, der zu dieser Gruppe gehört und nicht das Maß
des Taktes bewahrt , hat sich selbst zuzuschreiben , wenn er
i» Unannehmlichkeiten und in Reibungen mit der Regierung
des Volksstaates gerät . Die außerordentlichen Schwierig-
ltiten, vor die sich jede Regierung gestellt sah , werden Sie
«kennen müssen . Trotz dieser Schwierigkeiten , trotzdem
gkviß manchmal bei den Regierungen die Meinung hoch-
!»>i>inen kann , ihre Machtmittel zu gebrauchen , ist es doch
notwendig zu betonen , wie die Oldenburger Regierung restlos
»»erkennt, daß im Volksstaat nur gearbeitet werden kann,
ihnen nur gedient werden kann , wenn die Idee des Rechts
M höchsten Entfaltung zu bringen versucht wird . Wenn
beiter der Unterschied , der im alten Staat klaffend Hervor¬
st , der Unterschied zwischen Regierenden und Regierten,
da Unterschied zwischen Aristokraten und der Kanaille Plebs
so überwinden versucht wird , nicht nur in der äußeren Form,
ioudern auch in dem inneren Empfinden . Pun , ein guter
Beamter  aller Gruppen ist nur der , der die hohen Auf-
B «i, die ihm als Beamter gestellt sind , anerkennt , wenn

er losgelöst von privatwirtschaftlichem Getriebe , bewußt sich
darüber klar ist , daß er nicht als Beamter einen Selbst¬
zweck erfüllt , sondern daß er Diener der Volksgemeinschaft
ist und dieser seine ganze Kraft  zur Verfügung zu stellen
hat . Wenn er das tun soll und losgelöst von privatwirt¬
schaftlichem Egoismus der Tage , der Orgien feiert , selbstlos
seine Kraft und zwar in seiner Arbeit , die aufgebaut ist aus
ethischer Grundlage , anders als die draußen den Kampf
ums goldene Kalb tanzen , wenn er dem Staat dienen , der
Gemeinschaft , dem Volke dienen , den Gemeinschaftssinn in
sich erziehen zum Vorbild für andere , dann erst ist der
Beamtenstand so, wie jeder Staat ihn gebraucht . Um aber
zu dieser inneren Höhe der Auffassung , der Tätigkeit ge¬
langen zu können , kann der Beamte seinerseits verlangen,
daß der Staat ihm gegenüber seine Pflicht tut . Und diese
Pflicht besteht in erster Linie darin , daß der Staat den
Beamten der Sorge ums tägliche Brot enthebt . Wenn das
der Fall ist — und der demokratische Staat muß sich be¬
mühen , allen Veamtengruppen trotz aller Schwierigkeiten
und materiellen Nöte der Zeit klarzumacheu , daß jeder Be¬
amter dieser Sorge im Gegensatz zu allen privatwirtschaft-
lichcn Berufen überhoben ich bis an sein Lebensende , daß
er dafür aber ein Trcueverhältnis zu dem Staat eingegangen
ist , was ihm in seiner Stellung zum Staat ganz ander-
beurteilen lassen muß , als der private Arbeiter zu seinem
Arbeitgeber . Ich lehne ab , daß auf das Beamtenverhältnis
zum Staat die gewerkschaftliche Idee zur Anwendung ge¬
bracht werden könnte . Ich lehne deshalb ab jeden Streik-
gcdanken eines Beamten in der untersten und in der höchsten
Stufe . Unter den Voraussetzungen , 'wie  ich sie geschildert
habe , kann von einem Streikrecht keine Rede sein . Sollte
der demokratische Staat zu seinem Schaden noch einmal
wieder erleben müssen , daß irgendwelche Veamtengruppen
zu diesem Mittel greifen , so muß der Beamte , der das tut,
sich klar machen , daß er damit sich aller Rechte begibt und
die höchsten Grundbegriffe , auf die seine Arbeit aufgebaut
ist , ablehnt , daß er dann ethisch herabsinkt zum privatwirt¬
schaftlich orientierten Menschen draußen . Nun , wie der Obrig-
kcitsstaat früher Engherzigkeit entfaltet , Gesinnungsschnüffelei
betrieben hat (Abg . Feigel:  Sehr richtig !), so darf das der
Volksstaat unter keinen Umständen tun . Meine Herren,
nur zwei typische Beispiele aus der Zeit vor dem Kriege.
Ich könnte sie vermehren . Selbstverständlich aus olden-
burgischen Verhältnissen . 1892 war die Zeit der Bismarck¬
ehrungen . Es wurden Bismarckgeschenke gemacht , Reisen
wurden nach Fricdrichsruh gemacht . In Amtsverbänden
und Städten taten sich derzeit Huldigungsausschüsse auf.
So war auch in einem Amtsverband im Oldenburger Lande
ein solcher Ausschuß in der Bildung begriffen . Die beiden
Verwaltungsbeamtcn des Bezirks beteiligten sich an den
Vorbesprechungen , und zwar einer nur durch die Abstimmung
für die Fahrt nach Friedrichsruh , ein anderer auch durch
Unterstützung dieser Bismarckehrung in einer Rede . Inner¬
halb kurzer Zeit wurde der eine strafversetzt , der andere
gerüffelt , weil er sich entgegen der Auffassung des Groß¬
herzogs von Oldenburg , der in einem Gegensatz zu Bismarck
stand , erkühnt hatte , eine Bismarckehrung mit zu propagieren.
(Hört , hört !) Meine Herren , ein anderer Fall , der noch
besser Paßt auf diese kleinen Dinge , die hier vorgetragen
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sind : ein Oberlehrer , der sich vor seiner festen Anstellung
politisch betätigt hatte , eine politische Gesinnung nach außen
bin gezeigt hatte , die der damaligen Regierung nicht paßte,
wurde vor seiner Anstellung schriftlich zu Protokoll ver¬
nommen und von ihm gefordert , daß er nach seiner festen
Anstellung sich politisch öffentlich nicht mehr zu betätigen
habe . Das sind die Methoden des alten Staates , und
diese Methoden müssen im Volksstaat abgelehnt werden.
Dabei hatte cs der alte Staat so ungeheuer viel leichter
mit all den überkommenen Traditionen , den gewordenen
Verhältnissen und dem festen Grund , auf dem er staub.
Meine Herren ! Dem gegenüber die beiden Fälle , die Herr
Abg . Hartong  vorgetragen hat . Ter Fall des Oberlehrers
Lohse.  Dieser hat , wie recht geschildert ist , am 2 . Sep¬
tember eine Fahne geweiht in einer Jugendgruppe der
Deutschen Volkspartei , eine schwarz -weiß -rote Fahne , über
die ich gar kein kritisches Wort sprechen möchte . Aber die
deutschen RcichSfarben sind verfassungsgemäß schwarz -rot -gold.
Die Farbenfragc ist leider zu einer Kampffrage gemacht
worden , zu einer Kampffragt politischen Charakters . Wenn
nun ein Beamter sich außerhalb des Dienstes in der Weise,
wohl gestützt auf die Empfindungen weiter Kreise , wie auch
ich nicht verleugne , sich hinstellt , eine Fahnenweihe vorzu-
nchmen , so würde ich glauben , daß man fragen kann , ist
das taktvoll für einen Beamten ? Aber bei einem Lehrer,
der die Möglichkeit hat , wie ja zugegeben ist , vor seinen
eigenen Schülern diese Fahne weihen zu müssen — und so
sind auch Schüler des Gymnasiums zugegen gewesen bei
dieser Fahnenweihe — , da ist der Lehrer auch außerhalb
der Schule AutoritätSpcrson . Und es wird allerdings von
ihm verlangt , daß er auch außerhalb der Schule sich der
Einwirkung auf seine Schüler und jeder parteipolitischen
Beeinflussung zu enthalten hat . (Sehr richtig !)

Und nun kommt die ganze Entwicklung der Dinge.
Das Obcrschulkollcgium hat versäumt und ist auch vom
Ministerium nicht angewiesen worden , wegen dieser Vor¬
wände daS Disziplinarverfahren zu eröffnen . Das Mini¬
sterium steht auf dem Standpunkte , daß die Fahnenweihe
von einem Lehrer auch vor Schülern eine ungehörige Hand¬
lung und Haltung ist , die nicht gebilligt werden kann . DaS
hat mit der Stellung zu der schwarz -weiß -roten Fahne an
sich nichts zu tun . Ohne Anweisung des Ministeriums hat
dann ein Mitglied des Oberschutkollegiums dem Herrn
Oberlehrer Lohse  die Auffassung des Ministeriums , die
dieses und auch die anderen Mitglieder des Oberschul-
kollegiumS kannten , in einer Form mitgeteilt , die nun
wiederum verlangt hätte , daß der Oberlehrer Lohse  den
Takt und die Zurückhaltung bewahrt hätte , die dies schonendste
Vorgehen gegen ihn voraussetzte . Aber weit gefehlt . Wie
es ja so häufig ist , wenn Menschen auf ein parteipolitisches
Gebiet kommen , wissen sie nicht das Maß , was ihrer Stellung
entsprechend innczuhalten ist . So ist es auch hier . Nachdem
ihm wohl gesagt ist , die Regierung billigt das nicht , aber
ihm ausdrücklich gesagt wird : „DaS ist nur eine Mitteilung,
die , ohne daß ein Verfahren riwa vorhcrgegungen ist . Dir
privatim mitgeteilt wird . " Und der Oberlehrer Lohse
benutzt dann trotz dieser schonenden Form diese Mitteilung
und geht zu seiner Partei mit all den Folgen , so kann ich
mich — und ich bin doch auf diesem Gebiet auch versiert —

nicht des Gedankens erwehren , daß hier eine parteipolitische
Stellungnahme erfolgte , die nicht der Sache dienen wollt?
sondern nach dem Ruhm des Märtyrers nach Agitation
auSsieht . Ich freue mich, daß nicht viele Beamte sich s„
verhalten , wobei ein unerfreulicher Zustand der Disharmonie
dann nicht ausbleiben kann . Es ist dann , ohne daß das
Ministerium dazu irgend etwas getan oder gesagt oder be¬
einflußt hätte , vom Oberschulkollegium das Disziplinar¬
verfahren gegen den Oberlehrer Lohse  eröffnet wegen des
in dem Wochenblatt der Deutschen Volkspartei stehenden
Berichts über diese Versammlung des Ausschusses „Schule"
Das Oberschulkollegium kam zu einem Verweis . Der Ober¬
lehrer Lohse  machte von dem Recht Gebrauch , gegen diesen
Bescheid des Obcrschulkollegiums Beschwerde beim Ministerium
einzulegcn . Das Ministerium ist zu dem Ergebnis ge¬
kommen , wie Herr Abg . Hartong  es geschildert hat, es
hat den Verweis bestätigen müssen . Ich frage Sie : Was
würde wohl auS einem Oberlehrer geworden sein, der früher
eine Kampffahne geweiht hätte gegen die verfassungsmäßige
Fahne ? Meine Herren ! Ganz was anderes wäre ihm
passiert . (Abg . Dannemann:  Deutsche Fahne !) Die deutsche
Fahne ist schwarz -rot -gold . (Zuruf : Handelsflagge !) Und die
Handelsflagge ist schwarz -weiß -rot mit schwarz -rot -goldenem
Gösch in der oberen linken Ecke. Demnächst werden in
sämtlichen Klassen der älteren Jahrgänge die deutschen und
oldenburgischen Wappen und Fahnen auf einer Tafel der
Jugend vor Augen geführt und zum Zeichen , daß die Lehrer
die Jugend darauf hinzuweisen haben , was heute das Symbol ^
der Einheit des deutschen VolksstaatcS ist . j

Meine Herren ! Nun , wie war es in Varel ? Hier !
bin ich wirklich überrascht . Wenn ich nicht wüßte , daß Herr
Abg . Hartong  doch nicht politisch so naiv ist, so könnte
das auS seinen Ausführungen scheinen . Ich muß sagen:
Wie kann man eine Hakenkreuzfahne ernsthaft bezeichnen
als ein Wandervogelsportzeichcn , als ein Zeichen des alten
Germanentums ? Das Hakenkreuz ist zu einem Kampfzcichen
geworden gegen eine Minderheit des deutschen Volkes . Das
Hakenkreuz ist ein volksverhetzendes Zeichen , das eine Re¬
gierung unter keinen Umständen dort billigen kann, wo
Jugend erzogen wird . Wo in einer höheren Schule , wo in §
einem Seminar , wo in einer Schule überhaupt etwas her- ^
artiges geduldet wird , wird mit den schärfsten Mitteln gegen !
alle Lehrer und gegen alle Beamte vorgegangen werden, ^
damit zunächst die äußeren Zeichen solchen Geistes ver¬
schwinden . Eine Hakenkreuzfahne ist auf dem Heimatfest
von einem Seminaristen getragen worden . Das stört nur
den guten Sinn des Heimatfestes . Auch andere als Haken-
kreuzler gehören zur Heimat . Im Seminar war der Sitz
der Fahne . Das ist der Zustand , der nicht geduldet werden
kann . Es war leider bei der ersten Untersuchung nicht i
herauszubringen gewesen , trotzdem ein Oberschulrat sich
ehrlich bemüht hat , festzustellen , was als Tatsache einer dem
andern zuraunte , bis eine erneute Beschwerde beim Ministerium
einging mit genauer Namensaugabe . Erst da wurde fest¬
gestellt , daß ein Lehrer bei der zweiten Untersuchung , als
ihm der Zeuge genannt wurde , erklärt hat , daß cS richtig
ist . So etwas kann das Ministerium unter keinen Um- ^
ständen dulden und cs sind die Konsequenzen daraus ge¬
zogen , die Sie sehen in dem Schreiben , was das Ministerium
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-er Scminarleitung geschickt hat. Und hier gebrauche ich
-je Worte, die der Herr Kultusminister der Deutschen Volks¬
partei in Preußen mit aller Deutlichkeit gesagt hat: Er
siihle sich nickt als Parteimann, er sei jetzt Beamter des
Kolksstaates Preußen, er sei Vollstrecker des Willens der
Koalition. Und auch der Volksstaat brauche Autorität,
Zucht und Ordnung ; er könne sich von keinem Beamten
gefallen lassen, daß er gegen den Willen der Regierung
diese Grundsätze verletze, das kann ich Wort für Wort
Mersckrciben.

Meine Herren! Zurück zu der Stellung der Beamten
in, allgemeinen. Wir dürften einig sein im ganzen Landtag,
daß kein Beamter während des Dienstes irgendwelche Partei-
Politik, in welcher Form es auch sei, treiben darf. Das
ist etwas Selbstverständliches, aber auch hier gibt es Dinge,
die nicht klar zu fassen sind, die ich aber auszudrücken ver¬
suchen will. Meine Herren! Es gibt eine große Anzahl
von Beamten, die haben in ihrer Dienststellung Einfluß
auf den Nachwuchs, Einfluß aus die Beförderung, auch
ohne daß sie irgendwie Politik im Dienst treiben, können
sie, ohne daß die Staatsleitung cs merken kann, hier ein¬
seitig Stellung nehmen. Ich betone, für die Auswahl der
Beamten muß allein die Eignung und Tüchtigkeit in Frage
lommen. abgesehen von Stellen , wo politische Voraussetzungen
zu erfüllen sind. Wenn mehrere Bewerber für eine Stelle
da sind, die geeignet sind, dann wäre ja der demokratische
Staat ein Tor und bejahte sich nicht selbst, wenn er nicht
dm nähme, der ihm innerlich am nächsten steht. (Abg.
Dannemann:  Eingetragenes Mitglied!) Herr Danne-
mann,  Ihre Partei hat ja abgelehnt, die Bürde mit zu
trugen, die hier das Ministerium ebenso wie andere Mini¬
sterien zu tragen hat. Ich kann mir nur sagen: Mir ist
<r außerordentlich ernst, ich habe noch niemals einen Be¬
amten nach seiner Mitgliedskarte gefragt. Aber Ihnen
sage ich, man suckt nicht jemand hinter dem Ofen, hinter
dem man nicht selbst gesessen hat. Es ist also keine Politik
vahrend des Dienstes zu treiben. Nun gibt es eine Kategorie
ton Beamten, bei denen es außerordentlich schwierig ist,
hier die Grenze zu finden. Das sind die ganzen Lehr-
dmmtcn. Die Lehrbeamten sind die Unterrichter, die Fort-

s bilder, die Erzieher der Jugend. Und welche Aufgaben
! haben sie? Es kann nicht geduldet werden, daß irgend ein
; Lehrer während des Unterrichts oder außerhalb des Unter¬

richts eine Einwirkung auf seine Schüler den heutigen
Staat mit seinen Einrichtungen ablehnt. Wir verlangen
ton den Lehrern, daß sie diesen Staat bejahen an der Hand

j der Untcrrichtsbücher, nicht versuchen, im Rückblick und das
s Alte verherrlichend, sondern vorausschauend, vorwärtsgerichtet,
s die Jugend zu erziehen. Da ist leider aus der Mentalität

mancher Beamten, wie bei manchen Lehrern, besonders der
höheren Schulen festzustellen, daß sie sich nicht in dem
Maße freimachcn können, nicht in dem Maße Objektivität
zeigen können, daß sie dies Verlangen, was der Staat
Men muß, erfüllen können. Die Forderung, den VolkS-
siaat der Jugend nahe zu bringen, muß auch von all den
Hilfsarbeitern im Ministerium, die auf dem Gebiete der
Jugenderziehung Mitwirken, verlangt werden. Das heutige
Ministerium wird jedenfalls alle gesetzlichen Mittel anwendcn,
um dieser seiner Auffassung Geltung zu verschaffen. Das

ist es dem Volke schuldig. Meine Herren! Außerhalb des
Dienstes sind allen Beamten die verfassungsmäßigen Rechte
der Reichs, und Landesverfassung verbürgt. Selbstver¬
ständlich hat die Regierung das Recht Beamten gegenüber,
welche von diesen Rechten in einer Form Gebrauch machen,
die nicht ihrer Stellung angemessen ist und dem Takt ent¬
spricht, nicht zu befördern und geeignete Beamten für be¬
stimmte Stellen auszuwählen. Meine Herren! Unter den
Beamten muß man weiter unterscheiden. Die Gruppe von
politischen Beamten. Das sind im allgemeinen alle Beamten
der Staatsverwaltung , bei denen eS nicht erträglich sein
würde, wenn sie sich an einem Kampf durcheinander und
gegen die Regierung beteiligen würden. Das verlangt das
Staatsgefüge, die Staatsautorität , politische Beamte können
entgegengesetzte Auffassungen gegen die Regierung nicht
öffentlich zur Schau tragen oder gar agitatorisch gegen die
Regierung sich Geltung zu verschaffen suchen. Jeder Be¬
amte von unten bis oben hat ein größeres Maß von Rücksicht
zu nehmen, die aus seiner Stellung fließend ist, als andere
Bürger , eine Stellung , die sich aus seinem Verhältnis zum
Staat ergibt, aus seinem Vorrecht, was er genießt und auch
aus der besonderen Bewertung seiner Tätigkeit. Wer die
Grenzen nicht wahrt, wird Unannehmlichkeiten haben können,
die er sich selbst zuzuschrciben hat. Im übrigen kann ich
nur zusammengefaßt meine Stellung zu dem Beamtenkörper,
zu seinen Aufgaben und zu dem einzelnen Beamten dahin
präzisieren: Jeder Beamte soll der Sorge für die Notdurft
des Lebens enthoben sein. Jeder Beamte muß in seiner
Arbeit, die er dem Staat , der Volksgemeinschaft leistet,
höchste Befriedigung finden. Jeder Beamte soll sich inner¬
lich frei fühlen und jeder Beamte sei in seinem äußeren
Verhalten Vorbild. (Bravo !)

Präsident : Herr Abg. Hartong (Delmenhorst ) hat
das Wort.

Abg. Hartong : Ich schließe an das an, was der Herr
Ministerpräsident am Schluffe sagte: Die Beamten sollen
sich innerlich frei fühlen. Das ist auch mein Ziel, und es
war die Absicht der Interpellation , dieses Gefühl bei den
Beamten wieder herzustellen. Es ist geschwunden. Ich be¬
dauere, sagen zu müssen, daß durch die Erklärung des Herrn
Ministerpräsidenten dieses Gefühl der inneren Freiheit der
Beamten nicht nur nicht wieder hergestellt werden wird,
sondern verstärkt der Eindruck entstehen wird, daß sie sich
den größten Unannehmlichkeiten aussetzen, wenn sie einer
politischen Richtung angehören, die der jetzigen Koalition
nicht entspricht, und wenn sie wagen, diese Auffassung außer¬
halb des Dienstes zu vertreten. Die Ausführungen des
Herrn Ministerpräsidenten waren meist allgemein gehalten
und mehr programmatischer Art ; sie gingen der hier zur
Erörterung stehenden Streitfrage aus dem Wege. Ferner
ist vom Herrn Ministerpräsidenten auf Vorgänge unter dem
sog. alten Regiment hingcwiesen worden. Ich will unerör-
tert lassen, ob unter dem früheren Regiment gesündigt
worden ist. ES interessiert uns das hier nicht. Der Kern¬
punkt ist der, daß immer von der Demokratie behauptet ist,
jetzt wird alles viel anders und jetzt wird alles viel besser
werden. Ich habe den Eindruck, daß es alles viel schlimmer
geworden ist. (Zuruf : Oho!). Im Landtage ist seiner Zeit
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bei der Beratung der Verfassung außerordentlich eingehend
von der Freiheit der Beamten gesprochen und außerordent¬
lich viel versprochen worden . Ich habe die stenographi¬
schen Protokolle dieser Verhandlung hier . „Im demokra¬
tischen Staat " , heißt es in einem Protokoll und in einer
Rede eines Abgeordneten , „hat der Beamte als Staats¬
bürger dasselbe Recht wie jeder andere Staatsbürger . Er
kann eine politische Gesinnung haben , wie er sie haben
will , das kann ihm kein Disziplinarverfahren cintragen , wie
das früher gewesen ist . Er kann sich frei versammeln , kann
Anträge stellen , kann sich, wenn ein Vorgesetzter ihn unrecht
behandelt , oder wenn er nicht einverstanden ist mit der Re¬
gierung , an die Volksvertretung wenden und sagen : Das
und das ist geschehen, bitte jagt die Regierung zum Teufel ."

DaS waren Ausführungen des Herrn Abg . Tantzen (Hee¬
ring ). Danach hatten die Beamten völlige Freiheit . Und
wie sicht es jetzt aus ? Nach den heutigen Erklärungen des
Herrn Ministerpräsidenten Tantzen (Heering ) weiß ein
Beamter , der eine andere Richtung vertritt , überhaupt nicht
mehr , was er tun darf . Die damaligen Freihcitsver-
sprechungcn sind nichts als Worte gewesen . Ich habe nicht
für möglich gehalten , daß man dem Studienrat Lohse,
— es ist das mehrfach vom Herrn Ministerpräsidenten be¬
tont worden , — Mangel an Takt vorwerfen könnte . ES
ist mir das völlig unerfindlich . Mangel an Takt soll darin
liegen , wenn für eine Jugendgruppc eine schwarz -weiß -rote
Fahne geweiht wird ! ! Ich habe die Rede des Studienrats
Lohse  vorgetragen und zwar wörtlich . Ich bitte , mir aus
dieser Rede ein Wort zu sagen , waS irgend wie diesen
Tadel rechtfertigen könnte . Die Vornahme der Weihe einer
schwarz -weiß -roten Fahne , kann man doch unmöglich als
Mangel an Takt ansehen . Ich bedaure jeden , der in der
schwarz . weiß -roten Fahne ein Kampfzeichen sieht . Der Herr
Ministerpräsident hat in Aussicht gestellt , es solle in den
Schulen eine schwarz -weiß -goldene Flagge aufgehängt werden.
Ich begrüße das sehr , dann werden die Kinder täglich
daran erinnert , wie jämmerlich eS uns geht und wie weit
wir heruntergekommen sind . (Zuruf des Ministerpräsidenten:
Lebendig machen .) (Zuruf Ketelhohn:  Können sich bei Ihnen
bedanken .) Ich will es unterlassen , Herr Ketelhon,  auf
Ihren Zuruf näher einzugehen . .Ich erinnere nur daran,
daß im Oktober 1918 , also vor der Revolution , im Vor¬
wärts stand : „Wir werden dafür sorgen , daß Deutschlands
Fahnen nie wieder entrollt werden und daß sie nicht siegreich
das Brandenburger Tor durchziehen ." Das hat der Vor¬
wärts geschrieben . Ich unterlasse es hier , daraus Schlüsse
zu ziehen , wer schuld an dem heutigen Elend ist . (Heiter-
keit links .) Durch Ihr höhnisches Lachen wollen Sic wohl
über diese Ihnen unangenehme Tatsache , die leider viel zu
oft vergessen wird , hinwegtäuschen . Ich sagte soeben , Man¬
gel an Takt kann weder in der Vornahme der Fahnenweihe
noch in der Rede des Studienrats Lohse  gefunden werden.
Ein Mangel an Takt kann schließlich auch unmöglich darin
erblickt werden , daß der Studienrat Lohse  die Eröffnungen,
die ihm gemacht worden sind , in der politischen Partei zur
Sprache gebracht hat . ES war das für jemanden , der an
der Spitze einer Ortsgruppe einer politischen Partei steht
und der für das Wohl und Wehe seiner Mitglieder verant¬
wortlich ist , auch der Beamten , nach meiner Auffassung eine

selbstverständliche Pflicht . Das Vorgehen des Ministeriums

bedeutet nichts anderes , als das Bestreben , andere Politische
Richtungen in der Beamtenschaft mundtot zu machen. Das

kann sich ein Beamter nicht gefallen lassen , und Herr Lohse
hat nur im Interesse der gesamten Beamtenschaft gehandelt
wenn er dagegen Front machte . Außerordentlich bezeichnend
für den Geist der Negierung ist es übrigens , daß ter
Ministerpräsident nach seinen eigenen Ausführungen dem

Oberschulkollegium zum Vorwurf gemacht hat , daß er wegen
der Weihe einer schwarz -weiß -roteu Fahne kein Disziplinar¬
verfahren eröffnet hat . Das hätte allerdings allein die
Krone aufgesetzt.

Conneforde . Ich wiederhole , cs handelt sich um ein

Wandervogelabzcichen , mag man zu dem Hakenkreuz stehen,
wie man will . Die Empfindlichkeit gegenüber diesem Zeichen
möchte ich übrigens zum Mindesten auch bei andern Ab¬

zeichen sehen , durch die weite Kreise der Bevölkerung auf
das unangenehmste berührt werden , ohne daß eingcschrittcn
wird . Wenn daS Heimatfest Vom Ministerium ohne weitere?
gebilligt wird , warum dann bei der Untersuchung die Frage:
Haben Sie am Heimatfest in Conneforde teilgenommen?
Was hat überhaupt diese ganze Angelegenheit mit der
Seminardircklion zu tun ? Bietet die Tatsache , vaß einige
Seminaristen zu der Wandervogeltruppe gehören , Anlaß
zu diesem Verfahren gegen den Lehrkörper des Seminar ? ?
Selbst wenn diese Fahne , die ich als Wandervogelabzeichen
ansehe , im Seminar gestanden hat , ist das kein Anlaß , in
dieser Weise vorzugehen.

Der Herr Ministerpräsident hat beanstandet , daß der
Studienrat Lohse  sich in einer Jugendgruppe betätigt , zu
der auch Gymnasiasten gehören . Dieser Vorwurf ist mir
völlig unverständlich . Wenn er richtig wäre , dürfte kein
Lehrer in einer politischen Versammlung reden , denn cs ist
stets damit zu rechnen , daß einige seiner Schüler anwesend
sind . (Zuruf Ministerpräsident : Das ist verboten , nur
Wahlberechtigte dürfen teilnehmen .) Es gibt auch wahlbe¬
rechtigte Schüler . Es ist das Wahlalter in der neuen Zeit
ja so niedrig gesetzt, daß bald jeder Säugling wahlberechtigt
ist . Diese Auffassung des Ministerpräsidenten wird insbe¬
sondere auch die demokratischen Lehrer , die ja sehr oft Ver¬

sammlungen leiten , interessieren . Bisher hat allerdings die
Regierung an der Betätigung demokratischer Lehrer keinen
Anstoß genommen.

Zusammenfassend sage ich nochmals : Herr Tantzen
hat seiner Zeit als Abgeordneter mit Recht betont , daß nach
der Verfassung jeder Beamte sich außerdienstlich politisch frei
betätigen kann . Dieses verfassungsmäßig gewährleistete Recht
der Beamten ist von dem Ministerium in den beiden hier

zur Sprache gebrachten Fällen verletzt und gesetzwidrig ^
einträchtigt worden . Das kann nicht geduldet werden . >dch
bestreite , daß die Erfordernisse des Taktes , die selbstver-
stündlich auch von den Beamten erfüllt werden müssen,
irgendwie in den erörterten beiden Fällen verletzt sind.

Präsident : Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Tantzen : Ein paar Worte , damit
ich nicht in den Verdacht komme , als könnte ich andere gegen
die Verfassung gerichtete Farben und Abzeichen, wenn sie
in derselben Weise benutzt werden von Schülern und
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amten, billigen , erkläre ich hier , wenn etwa der Sowjetstern
! oder die rote Fahne , die auch nicht verfassungsmäßig sind,

jo Seminaren oder andern Schulen von Vereinen , wenn
Schüler zu solchen Vereinen gehören , vorangetragen werden,

^ jo würde ich auch das absolut mißbilligen und zum Gcgen-
i stände einer Untersuchung des Geistes der Schule machen.
! Hier gilt das , was in der Verfassung steht , gegenüber jedem,

links oder rechts , und für jeden gleich, der sich Geltung zu
! »erschaffen sucht in den Kreisen , wo die Regierung die Ver-
l antwortung trägt und Bestimmung trifft.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Jordan.
j Abg. Jordan : Meine Herren! Meine Parteifreunde
^ und ich billigen das Verhalten der Staatsregierung . Ich
' Me es noch mehr , wie jetzt geschehen, für notwendig , der
! Verhetzung, besonders der sogenannten akademischen Jugend,
i Einhalt zu tun , mehr , wie das bisher möglich gewesen ist

und der Fall war . Wenn die Vorgänge hier so eiwas groß
aufgctragen werden seitens des Herrn Hartong,  so findet
«n , wenn man genau und objektiv Prüft , daß cs sich um
nichts anderes handelt , als daß dadurch so in versteckter Art
der Verhetzung der akademischen Jugend oder der Jugend
allgemein, darunter ein großer Teil Arbeiterkinder , Vorschub
geleistet werden sollte und der hier erforderliche Takt tat¬
sächlich nicht gewahrt ist . Das hat klar das ergeben , was
Abg. Hartong  vorgetragen hat . Meine Herren , es kommt

j nicht alles so in die breite Ocffentlichkeit , nicht alles das,
^ Ms in den höheren Schulen geredet und getrieben wird

nicht nur unter den älteren Schülern , sondern auch von den
i Lehrern in Gemeinschaft mit den Schülern. Auch in Del¬

menhorst sind verschiedene Fälle bekannt geworden , wo ein
, Lehrer in der Schule politische Dinge besprochen hat und

sich in ungehöriger Art kleineren Schülern gegenüber be-
. aommcn und politische Ausführungen gemacht hat , die nicht
! in die Schule gehören , die eigentlich auch von dem Lehrer
! nicht, einmal in politische Versammlungen gehören . Es
i kommt weiter hinzu , daß , wenn die Schulvorstände dann
i rine Untersuchung vornehmen in dieser Angelegenheit , die
' Betreffenden dann noch nicht den Mut besitzen, frei zu bc-
' knnden, in welcher Art sie vorgetragen haben in der Schule,

daß die Schüler so und so oft vernommen werden , bis einer
der Schüler sagt , um der Lauferei ein Ende zu machen:
Ich will zugeben , daß ich mich geirrt habe . Da besteht die
Gefahr, daß die Schüler nicht nur verhetzt , sondern zur
Unwahrheit erzogen werden . Meine Herren , man darf wohl
daran erinnern , wie weit diese Auswüchse gehen . Ich habe
kürzlich in der Presse eine Notiz gelesen über die Primaner
in Lichtenfclde, die in der ungehörigsten Art sich benommen
haben, als eine Dame , die den Rechtsparteien angehört , frei
Massen war und eine andere , die nicht so rechts stand,
aber auch einer bürgerlichen Partei angchörte , nicht entlassen

i Mr. Die Primaner sollen so erbost gewesen sein, daß sie
die schlimmsten Worte gebrauchten , wie Hure , Sau , in die
Fresse usw., daß jüngere Lehrer sich verpflichtet fühlten,
selbst die Dame vor den Anpöbelcien dieser verhetzten deut¬
schen Jugend zu schützen. So weit geht das , meine Herren!
Wohin soll das führen ? Wenn das Staatsministerium ganz
gleichgültig bei dem , was die Lehrer machen , zusehcn wollte,
wie in dieser Weise bei allen Gelegenheiten , sei e§ Heimat¬

fest , sei es Fahnenweihe , die Jugend verhetzt wird , wäre
das unverständlich . Da muß in anderer Art aufgeräumt
werden , wenn einzelne Beamte glauben , daß sie sich mit
dem jetzigen System nicht abfinden können . Ich verstehe
am wenigsten gerade die Herren von der Rechten , die früher
gebilligt haben , daß nicht nur die Betätigung des einzelnen
beobachtet wurde , sondern seine Gesinnung in den Bereich
der Erwägungen gezogen wurde , insbesondere , wenn er
irgend eine Stellung annehmsn wollte im Staats - oder
Gemeindedienst . Ein Sozialist konnte doch nicht Nachtwächter
werden , weil man sagte , „einen solchen Mann mit einer
solchen Gesinnung können wir nicht gebrauchen ." (Zuruf
vom Zentrum .) Es ist auch möglich , daß in verschiedenen
Staaten Zentrumslcute in dieser Weise behandelt sind.
Diese Gesinnungsschnüffelei wollen wir nicht , und das ist
auch vom Ministerium zum Ausdruck gebracht . Die Freiheit
sollen die Beamten haben wie alle anderen , aber sie sollen
den Takt nicht vermissen lassen , den sie in ihrer besonderen
Tätigkeit als Jugendbildner zu beachten haben . Der Abg.
Hartong  hat weiter gesagt , die Sozialdemokraten sollten
nicht daran rühren , der „Vorwärts " habe geschrieben , sie
wolle dafür sorgen , daß die Fahne nicht siegreich durch das
Brandenburger Tor einzöge oder so ähnlich . DaS ist eine
aus dem Zusammenhang gerissene Mitteilung eines Zeitungs¬
artikels , der natürlich nicht maßgebend sein kann für rine
ganze politische Millionenpartei . Ich weiß nicht , in welchem
Zusammenhang der politische Redakteur so etwas geschrieben
hat . Aber die Tatsache beweist etwas anderes : Als am
4 . August 1914 die große Frage des Krieges aufgerollt
wurde , waren auch die ganz links gerichteten Sozialisten
auf dem Plan und sagten , „in der Stunde der Gefahr lassen
wir das Vaterland nicht im Stich . " Das ist geschehen.
Hunderttausende von Sozialdemokraten sind hinausgezogen
und haben dort für das Vaterland gekämpft , und deshalb
sollte Abg . Hartong  doch vorsichtig sein , gerade er sollte
vorsichtig sein. Wenn er mit solcher Zeitungsnotiz etwa
beweisen wollte , daß der Ausgang des Krieges , oder alles,
was gekommen ist , sachte den Sozialdemokraten in die Schuhe
zu schieben sei, da könnte man anderer Auffassung werden.
Wenn weiter der Abg . Hartong  sagt , er hätte nichts da¬
gegen , und würde sich freuen , wenn die Reichsfahnc in die
Schulen käme, um dem Volke zu zeigen , in welcher elenden
Zeit wir leben , so ist das etwas , was der Lehrer machen
muß , der kann mit der Reichsfahne Mißbrauch treiben , kann
zeigen , was gerade die frühere Obrigkcilsregierung verschuldet
hat . Das ist der Geist , der ausgekämpft werden muß und
soll und da werden wir die Regierung unterstützen , das
kann so nicht weitergehcn , aber die Beschwerde wurde da¬
durch, . daß Abg . Hartong  am Schluß seiner ersten Aus¬
führung sagte , die Beamten fühlen sich beunruhigt , soweit
sie nicht der Koalitionspartei angehören , auf ein ganz be¬
stimmtes Gebiet beschränkt . Das kann ich verstehen , daß
es Beamte gibt , die nicht zu den Koalitivnsparteicn gehören,
die ohne Obrigkeitsstaat nicht leben können , und die sich
beunruhigt fühlen und allerhand Torheiten begehen , insbe¬
sondere auch , weil sie sich früher nicht politisch betätigt haben
und heute die Freiheit nicht zu gebrauchen verstehen . Meine
Herren , ich will nochmals wiederholen , wir stehen auf dem
Boden der Staatsregierung , und wünschen , daß sie auch in



500

Zukunft so fortfährt und überall , wo sich Mißbrauch und

Taktlosigkeit erweist , mit fester Hand zugreift und nicht nur

mit Verweisen , sondern in anderer Weise korrigiert , und

solchen Beamten zeigt , daß sie dahin gehören , wo ihre Auf¬

fassung vertreten wird . Es kann nicht geduldet werden , daß

die deutsche Jugend verhetzt wird gegen einen Volksstaat,

der sich nicht beseitigen läßt von heute auf morgen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Feiael.

Abg . Feigel : Meine Herren ! Die Ausführungen zu

der förmlichen Anfrage des Herrn Abg . Hartong  haben

eine so große Fülle von wirksamem und teilweise grundsätz¬

lichem Material nach sich gezogen , daß auch ich mir gestatten

möchte , sowohl in eigenem Namen als im Namen meiner

politischen Freunde , einige Worte zu sagen . Die Verfassung

des Deutschen Reiches sowohl als auch die des oldenburgi-

schen Freistaates gibt dem deutschen Staatsbürger eine große

Fülle freier politischer Betätigung und Gesinnung , viel mehr,

als das früher im alten ObrigkeitSstaat der Fall war , und

wenn die augenblickliche demokratische Regierung darauf hält,

daß diese Gesinnung , soweit sie seitens der ihr unterstellten

Beamten betätigt wird , und derjenigen Beamten besonders,

welche mit der Erziehung der Jugend betraut sind , daß diese

Betätigung nicht die Grenzen überschreitet , dann erfüllt sie

ihr gutes Recht und ihre heilige Pflicht , und ich muß im

großen und ganzen auch namens der dem Zentrum ange-

hörendcn Abgeordneten des Landtages sagen , daß wir mit

den Ausführungen des Herrn Ministerpräsidenten einver¬

standen sind . Wie ich eben schon betont habe , ist das Maß

der politischen Freiheit für jeden Staatsbürger im äugen-

blicklichen Volksstaat ein ungleich viel größeres , wie es da¬

mals im ObrigkeitSstaat war , und darum sollte man , wenn

die jetzige Regierung sich ihre Haut wahrt und von ihren

Beamten gewisse Kautelen , die darauf gerichtet sind , daS

jetzige Staatssystem nicht zu Grunde zu richten , vorbehält,
dann sollte man der Negierung nicht so leicht einen Vorwurf

machen , wie das seitens der Oppositionsparieien der Fall ist.

Ich möchte im Gegenteil der Partei der Opposition sagen,

daß er leicht ist , am jetzigen Regiment zu kritteln , ohne

hierzu zu sagen und darauf zu achten , was früher geschehen
ist , damals hat man recht unliebsam Elemente bei anderer

politischer Richtung drangsaliert oder aus den Posten entfernt.

Man hat eine Gesinnungsschnüffelei betrieben mit Beamten,

die niemand billigen kann . Ich brauche nicht an die Zeiten

des preußischen Kulturkampfes zu erinnern , um Ihnen der¬

artig Beschämendes in die Erinnerung zurückzurufen . Ich

erinnere mich bei dieser Gelegenheit , wie der damalige Ober¬

bürgermeister von Bonn , der Mitglied des Zentrums war,

gefragt wurde von seiner Behörde , ob er die Gesetze aus¬

führen würde , und als er sagte , dieselben ausführen zu

wollen , ging man so weit , daß man ihn fragte , ob er sie

auch gern ausführe . Das war der Gipfel aller Gemein¬

heiten , wenn ich den Ausdruck gebrauchen darf . Das war

ein Vorgehen , wie es unsere jetzigen Regierungen nicht zum

hundertsten Teile wagen , und da will man cs ihr übel¬

nehmen , wenn sie versucht , dar System , was sie vertreten

muß , was sie übernommen hat , zu schützen und von den

Beamten zu verlangen , daß sie auch ihre politische Gesinnung

nicht mißbrauchen , zum Schaden unserer Jugend , das ver¬

siehe ich nickt . Von diesem Gesichtspunkte aus hätte sich

die ganze Sache viel einfacher abspieien lassen . Meine

Herren , ich nehme es keinem übel , wenn er nicht ein Demokrat

oder Republikaner von Gesinnung ist . Ich weiß , daß xz

sehr schwer ist . seine alten Anschauungen , die man von der

Mutter mit eingesogen hat , jetzt wie ein abgetragenes Klei¬

dungsstück wegzulegen . Es ist nicht leicht , von heute auf

morgen die politische Gesinnung zu wechseln , darum muß
man cs den Leuten zugute halten , wenn nicht alle Leute

für die augenblicklichen Zustände schwärmen . DaS würde

ich keinem übelnehmen , auch die Regierung nicht , wenn

anders sie maßvoll mit der Gesinnung aufzutreten und um¬

zugehen verstehen . Da mögen Sie blicken , wohin Sie wollen

und prüfen Sie auf Herz und Nieren , wir werden bis in

die Reihen der Mehrheitssozialisten hinein Leute finden , die

den alten Zustand nicht vergessen und der monarchischen
Idee noch gewisse Sympathie entgegenbringen , daS wollen

wir ihnen nicht übclnehmen . Ich für meine Person kann

erklären , daß mir der Ncbergang zur Demokratie und Re¬

publik persönlich nicht schwergewordcn ist , denn ich habe

unter dem alten Regime Zustände erlebt , die zum Himmel

schreien . Wenn ich daran denke , wie Preußen seine Polen-

Politik getrieben hat , mit der es da » Gegenteil erreichte von

dem , was im Interesse des Landes lag , oder an die Zeiten,

wo man glaubte , die sozialdemokratische Lehre mit Ausnahme¬

gesetzen bekämpfen zu können , wenn ich ferner daran denke,

wie man eine Gruppe von Menschen , den Jesuitenorden,

außerhalb des allgemeinen Rechts stellte und mit besonderen

Gesetzen bedachte , wenn ich daran denke , daß bis in die letzten

Jahre hinein dem Volke ein Wahlsystem aufgebürdet wurde,

von dem Bismarck selbst sagte , es sei das elendeste aller Wahl¬

systeme , und daß erst die Kricgsjahre über die Länder gehen

mußten , um zur Einsicht zu bringen , ja , meine Herren,

dann weiß ich nicht , waS ich von einem solchen Regiment

sagen soll . Wenn ich ferner denke an die entsetzenerregende
Entsittlichung der Fürstenhäuser , so wurde cS Zeit , die Zu¬

stände mit einer andern Brille anzuschen und sich zu be¬

denken , ob eS nicht richtig ist , eine Volksregierung zu schaffen.

Diese Volksregierung muß den SelbsterbaltungStrieb in sich

haben , wie die vorige auch , darum ist sie verpflichtet , gegen

alles vorzugehen , was die Erhaltung des VolkSstaates zu

untergraben bestimmt . Ich nehme cs der Staatsregicrung

nicht übel , wenn sie nach der Richtung ziemlich stark und

straff vorgeht , ohne dem einzelnen die politische Betätigung

zu verärgern , weiteres hat sie nicht getan . Die Fälle mögen

harmlos klingen , ich muß aber sagen , daß sie einen beson¬

deren Beigeschmack gefunden haben dadurch , daß Schüler

der betreffenden Lehrer dawarcn , denen auf diese Weise der

Widersinn gegen die augenblicklich bestehenden Zustände ein¬

geimpft wurde . Das gibt der ganzen Sache einen Inhalt,

der mit ganz anderen Augen zu betrachten ist . (Zuruf

Hartong:  Dann haben Sie mich nicht verstanden !) Ich

habe Sie wohl verstanden , oder Sie haben in einem so

schlechten Deutsch gesprochen , daß Sie niemand begriffen hat.

Ich stehe auf dem Boden , daß die Maßnahmen der olden-

burgischen Regierung als zu weitgehend nicht zu erachten

sind , und daß die oldenburgische Negierung im Interesse

des eigenen Selbsterhaltungstriebs darauf Bedacht nehmen

muß , daß diese Sachen nicht geduldet werden.
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Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Zimmermann.
Abg. Znmnermann : Ich möchte auch einige Worte

her hinzufügen. Ich kann mich im allgemeinen mit den
Worten des Herrn Ministerpräsiventen einverstanden er¬
hören, bezüglich deS Streikrechts der Beamten jedoch nicht.
Meines Erachtens hat man den Beamten das Koalitions-
ikcht gegeben und die logische Folge ist, daß man ihnen das
Nieikrccht gewährt. Die Folgen, die dann in Erscheinung
ireten, werden diejenigen zu tragen wissen, die dann von
dm Recht Gebrauch machen. Aber man kann sie gegenüber
äderen Kategorien nicht entrechten, das geht unter keinen
Umständen. Nun aber zu den übrigen Ausführungen des
Herrn Abg. Hartong.  Meine Herren, ich kann es ver¬
stehen, wenn die Rechte heute dafür eintritt, daß man mög¬
lichst an den früher bestandenen Rechten und Vorteilen
Mnübcr den übrigen Volksgenossen festhalten will. Ich
tann es auch verstehen, daß man den Hebel in erster
Linie bei der Jugend ansctzt, denn wer die Jugend hat,
dem gehört die Zukunft. Aus diesem Grunde wird ver¬
sucht, einen Keil von dem was man will in die Jugend
hineinzutreiben. (Zuruf : Genau wie Sie .) Wir versuchen
«nch, die Jugend zu gewinnen. Wir machen Ihnen auch
leinen Vorwurf, daß Sie das versuchen. Es kommt aber
darauf an. wie und mit welchen Mitteln man den Versuch
unternimmt. Wenn sich der Lehrer politisch betätigen will,
Mg er das tun wie jeder andere Mensch auch, aber er soll
seine Schüler nicht dazu gebrauchen, und das ist in diesem
Falle geschehen. Diese zwei Fälle sind doch nicht einzig da¬
stehend. Vor etwa 8 Tagen las ich, daß in Jever ein Lehrer
das Gleiche gemacht hat, indem er mit schwarz-weiß-roten
Fahnen patriotische Lieder singend mit seinen Schülern durch
die Straßen zog. Auch beim Realgymnasium in Nüstringen
ist ein ähnlicher Fall passiert. Das Gymnasium wird von
dielen Kindern aus Arbeiterfamilien besucht. Am 1. Mai,
als sich der Umzug dort sammelte, da haben sich die Lehrer
hingestcllt und erklärt: „Seht doch nicht zum Fenster hin¬
aus, wenn sich die Roten aufstellcn, oder wollt ihr auch so
Herden wie diese?" Ist das Jugenderziehung? Hier miß¬
braucht der Lehrer sein Amt, indem er die Schüler nicht
adjektiv erzieht, sondern in seinem Sinne , und das muß doch
ganz entschieden abgclehnt werden. Mag der Lehrer sich
außerhalb der Schulzeit und der Schule politisch betätigen
in seinem Kreise und unter seinesgleichen so viel er will,
aber nicht im Kreise der Schüler. Das ist zu unterbinden.
Es ist hier auch erwähnt worden, daß sich die Sozialdemo¬
kratie 1914 mit Millionen zu der Verteidigung des Vater¬
landes hergegeben hat. Ich will aber eins erwähnen: Wenn
damals Millionen hinausgezogen sind, so geschah es unter
dm Gesichtspunkt, daß es wahr sei, was damals die deutsche
Regierung kund gab, daß es sich um einen Verteidigangs-
lrieg handle und daß keine Annexionen gemacht werden
sollten. Aber als viele Kreise im deutschen Reiche Longwi
»od Brh haben wollten, und als 1917 der Friede von
drest-LitowSk abgeschlossen wurde, dieser Gcwaltfriede, meine
Haren, da war es aus mit den Millionen, da stellten sich
diese Millionen „nur dem Zwange gehorchend, doch nicht
dem eigenen Triebe" zur Verfügung. Und wie mußten sie
lieh zur Verfügung stellen? Jeder einzelne, der damals im
deutschen Reiche eine andere Gesinnung hatte als die ton-
Stknogr. Berichte. II. Lanttag, 6. Versammlung.

angebende, kriegsfreudige Regierung, wurde ohne weiteres in
den Schützengraben gebracht, und dort wurden Mittel und
Wege gefunden, ihn recht schnell in das bessere Jenseits zu
befördern. Es ist eine Gesinnungsschnüffelei betrieben, gerade
von denen, die sich jetzt über die Gesinnungsschnüffelei
anderer beschweren, die nicht überboten werden kann. Aber
dasselbe war schon vor dem Kriege der Fall . Ich hätte
gewünscht, Herr Hartong  hätte das, was er heute erklärt,
vor 10 oder mehr Jahren vorgebracht, da wäre es ange¬
bracht gewesen. Man machte nicht bei den Beamten Halt,
sondern man ging auch zu den Arbeitern über. Jeder Ar¬
beiter auf der Marinewerft wurde für 4 Wochen probeweise
angenommen. Innerhalb dieser 4 Wochen wurde festgestellt,
ob nicht einer der Verwandten der sozialdemokratischen
Partei angehöre. Es wurde nachgeforscht bis zu Großvater
und Großmutter. Wenn dieses festgestellt wurde, dann verlor
er seine Arbeit ohne Rücksichtnahme auf die Familie. Das
war damals. Heute entrüsten sich dieselben Kreise, wenn
nun die Staatsregierung Maßnahmen ergreift, daß der
Lehrer die Schüler nicht mißbraucht für seine politischen
Zwecke. Wir haben in wiederholten Sitzungen auf ähnliche
Fälle hsngcwiesen, und ich muß schon gestehen, daß unsere
Staatsregierung in dieser Beziehung nicht scharf genug durch¬
gegriffen hat. Wenn noch schärfer durchgegriffen würde,
dann bin ich überzeugt, daß sich das, was wir heute erleben,
recht bald legen würde, denn wo soll es hinführen, wenn
eine Flagge anerkannt ist von der großen Mehrheit des
Volkes (Zuruf Hartong:  Groß ?) Selbstverständlich! Von
der großen Mehrheit. Sie machen die Flaggensrage zu
einer Parteifrage . Sie wollten ja auch versuchen— we¬
nigstens der Gedanke tauchte einmal auf — durch Volks¬
abstimmung es feststellen zu lassen. Ich bin überzeugt, daß
sich die Mehrheit des Volkes hinter die Reichsflagge stellen
wird. Es geht nicht an, daß die Fahne dann und in einer
solchen Weise beschmutzt wird, wie es z. Zt . der Fall ist.
An fast sämtlichen Schulen sind es die Vertreter, welche
der Rechten angehören, die ganz verächtlich von der heutigen
Flagge und der Regierung sprechen, und muß es Aufgabe
der Regierung sein, hier ganz energisch Wandel zu schaffen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lohse.
Abg. Lohse : M . H.! Ich habe nichts anderes er¬

wartet, als daß sich dem Gedanken, der der Interpellation
zu Grunde liegt, hier im Hause eine geschlossene Mehrheit
entgegenstellen würde. Es ist ja einmal so, daß die parla¬
mentarische Regierung in ihrem Verhalten der Kritik der
sie unterstützenden Parteien überhoben ist. Ich will aber,
obwohl ich nicht glaube, bei der Mehrheit des Hauses An¬
klang mit diesen Ausführungen zu finden, und gerade deshalb,
weil ich es nicht glaube, hier mit einigen Worten auf das
einzugehcn, was gegenüber der Interpellation von seiten der
Regierung ausgesührt ist. Der Herr Ministerpräsident ist
aus sehr allgemeine Dinge eingcgangen, und hat Vorteile
und Nachteile, Vorteile auf seiten der jetzigen Staatsform,
Nachteile auf seiten der früheren Staatsform , hervorgehoben.
Ich glaube nicht, daß diese Ausführungen mit dem, was
zur Aussprache stand, in notwendigem Zusammenhänge stehen.
Wir haben weiter gehört, daß der Herr Ministerpräsident
die Beamten in drei Gruppen einteilt, in die sehr braven,
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in die minder braven und in die bösen . Die Einteilung
hat er in Westerstede schon einmal gegeben . (Zuruf:
Zwischenahn .) Ich kann auch nicht einsehen , daß die Ein¬
teilung mit diesen Fällen irgend etwas zu tun hat , denn es
kann keine Rede davon sein , daß das Benehmen der beiden
Lehrer , deren außerdienstliches Verhalten vom Staatsmini¬
sterium und vom Oberschulkollegium beanstandet ist , als Be¬
kämpfung des jetzigen Staates angesehen werden kann . Die
ganzen allgemeinen Ausführungen leiden übrigens an dem
einen Fehler , daß — wenigstens im Unterton — ständig
eine Identifizierung der Auffassungen der jetzt an der Re¬
gierung beteiligten Personen mit dem Staatsintercsfe vor¬
genommen wird . Das ist durchaus falsch , es ist jetzt falsch
und war auch früher falsch . Man bekämpft noch nicht den
Staat , wenn man die politische Auffassung und die Tätig¬
keit der in der Regierung befindlichen Personen und Par¬
teien bekämpft . Das siüd zwei ganz verschiedene Dinge,
die unterschieden werden sollten . Ich mißbillige es selbst¬
verständlich , wenn früher persönliche Auffassungen des
Herrschers mit dem Staatsintereffe identifiziert wurden , und
ich mißbillige es auch , wenn Oberlehrer vor ihrer festen An¬
stellung die Erklärung haben abgeben müssen , daß sie sich
nicht mehr politisch betätigen wollten . DaS hat aber mit
diesen Fällen nichts zu tun . Ich hätte es verstanden , wenn
die Regierung sich darauf beschränkt hätte , dazu zu sagen:
„Nun ja , die Regierung ist der Auffassung gewesen , daß eine
Ueberschreitung der den Beamten gezogenen Grenzen vorlag —
man mag darüber verschiedener Meinung sein — . jedenfalls
haben wir unserer Auffassung in sehr milder Form Aus¬
druck gegeben . " Das hat sie nicht getan , sie hat durch ihre
Ausführungen diese Fälle mit Nachdruck zu typischen und
grundsätzlicven Fällen gestempelt und erklärt , daß sie der
Regierung auch heute noch aus politischen Gründen Ver¬
anlassung zum Einschreiten geben würden . Ich habe für
diese Auffassung gar kein Verständnis . Ich kann mir nicht
vorstellen , wie man bei objektiver Betrachtung dahin kommen
kann , das Verhalten der beiden Lehrer als einen Verstoß
gegen ihre politische Pflicht gegenüber dem Staat hinzustellen.
Zunächst die Weihe der schwarz - weiß - rotcn Fahne . Die
Weiherede ist von keiner Seite beanstandet worden . Sie ist
in einer Weise erfolgt , daß in ihr mit keinem Wort gegen
die jetzige Reichsfahne oder gegen den Staat Stellung
genommen ist . Sie beschränkt sich darauf , die Tatsache zu
konstatieren , daß die geweihte Fahne schwarz - weiß - rot ist
und daß diese Farben im Kriege den Heeren vorangegangen
sind . Das ist alles , was über die schwarz - weiß - rote Fahne
als solche gesagt ist , und das kann unter keinen Umständen
als ein Angriff gegen den jetzigen Staat aufgefaßt werden.
Ich bestreite auch , daß die schwarz -weiß -rote Flagge eine
Kampfflagge wäre und gegen die heutige Staatsform ge¬
richtet wäre . Schon die Tatsache , daß die Handelsflagge
schwarz - weiß -rot ist , schließt eine derartige Auffassung aus.
Ich will auf die Gründe , die , ganz abgesehen von der
Stellung des Einzelnen zur Monarchie , zur Bekämpfung
des Flaggenwechsels geführt haben , nicht eingehen , denn
auch diese Frage hat mit der Sache nichts zu tun , weil
eben in der Weihe der Fahne schlechterdings kein Kampf
gegen die offiziellen Reichsfarben gesehen werden kann , denn
der Lehrer hat doch die Fahne nicht ausgewählt , sie ist

ohne sein Zutun angeschafft worden durch die Jugendgruppe
er hat nur die Fahne geweiht , und hat sich bei der Weihes
rede befleißigt , alles zu vermeiden , was als eine tendenziöse
Hervorhebung dieser Farben aufgefaßt werden konnte , wie
sie anscheinend dem Ministerium vorgcschwebt hat . Was
hätte er tun sollen ? Hätte er sagen sollen : „ Das darf ich
nicht , meine Behörde hält es für falsch , daß man eine
schwarz -weiß - rote Fahne wählt . Das hätte er sagen sollen
wo die schwarz -weiß - rote Fahne überall bei jeder festlichen
Gelegenheit in der Stadt weht , wo sie schon deshalb weht,
weil die Leute nur die alten Flaggen haben , dann aber auch
deshalb , weil an der schwarz - weiß - roten Flagge nun einmal
die stolzen vaterländischen Erinnerungen hängen ? Da hätte
er sagen sollen , das darf ich nicht ? Das ist ein absurdes
Verlangen . Wenn er es getan hätte , würde gerade das
als eine Hetze gegen den Staat gewirkt haben . Dadurch,
daß er einfach der Bitte der Jugendgruppe nachkam , dabei
sich in den Grenzen des Taktes hielt , und alles vermied,
was die Sache tendenziös machen konnte , tat er gerade das,
was geeignet war , jede Verhetzung auszuschließen . Es kann
keine Rede davon sein , daß eine Verletzung des Taktes vor¬
läge . Und wenn ein förmliches Disziplinarverfahren ge¬
kommen wäre , würde es sicher einen andern Ausgang gehabt
haben , da man dann eine richtige Verteidigung in münd¬
licher Verhandlung hätte zulaffen müssen . — Dann der
Fall Conneforde.  Es ist nicht zu bestreiten , meine Herren,
daß vielerorten das Hakenkreuz zu einem Kampfzcicken ge¬
worden ist und als solches aufgefaßt wird . Es ist aber
auch nicht zu bestreiten , daß es ursprünglich nichts weiteres
war , als ein völkisches Zeichen , seine Form von den alten
Sonnenburgen entlehnend , und daß es durchaus als rein
deutsch -völkisches Zeichen genommen wurde . Diesem deutsch¬
völkischen Zeichen kann man den Stern Juda entgegensetzen.
Ich nehme es keinem übel . Das ist eine erklärliche Reaktion,
man findet sie im weiten Umfange und sie schadet nichts.
Aber daß man nun schon ohne weiteres die Tatsache , daß
eine Wandervogeltruppe auf der einen Seite des Wimpels
das Hakenkreuz führt , für eine Volksverhetzung erklärt , läßt
sich nicht vertreten und rechtfertigen . Es ist keine Volks¬
verhetzung , wenn bei einer durchaus unpolitischen Vereini¬
gung ein derartiges Abzeichen getragen wird . Vielleicht be¬
deutet es , daß man nur deutsch -völkische Mitglieder auf¬
nehmen will . Das steht aber jedem frei und kann von
keiner Seite beanstandet werden , auch nicht , wenn Schüler-
Vereinigungen sich auf diesen Standpunkt stellen . Hier
handelt es sich aber nicht um eine solche . Dann das Ver¬
halten des Lehrers . Ihm ist im Verlaufe des Festes ge¬
sagt : „ Das geht aber doch nicht , daß die mit dieser Fahne
erscheinen . " Nun bitte ich , was sollte der Lehrer tun.
Er hatte eine große Versammlung von 600 — 700 Menschen
vor sich , die sich zusammengefunden hatten , Heimatscrinne-
rungen zu pflegen , und von Politik weit entfernt waren.
Sollte er da den um die Hakenkreuzfahne gescharten
12 — 15 Leuten sagen : Verschwindet mit der Fahne ! Sollte
er auf diese Weise in die Feststimmung eine Störung
hineinbringen ? Das wäre taktlos gewesen . (Zuruf des
Ministerpräsidenten : Die Wahrheit sollte er sagen bei der
ersten Vernehmung .) Aber die angebliche Taktlosigkeit fit
dem Ministerium die Veranlassung zu seinem ersten
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schreiten gewesen , und sie ist in der Tatsache gefunden
worden, daß die Hakenkreuzfahne getragen und geduldet
Norden ist , und das ist es , was hier wesentlich politisch
interessiert, daß derartig verhältnismäßig harmlose Dinge
als politischer Verstoß aufgefaßl werden . Dagegen muß
Mi, Front machen , wenn man die innere Freiheit , von der
der Ministerpräsident gesprochen hat , fördern will . Diese
Freiheit ist in der Tat gefördert , wenn bei allerlei harm¬
losen Vorgängen , bei denen sich die Leute nichts zu denken
brauchen und die in der Einzelerscheinung keineswegs einen
politischen Charakter tragen , befürchtet werden muß , daß sie
höheren Ortes Anstoß erregen und Anlaß zu eingehen¬
den Untersuchungen geben . Was den weiteren Verlauf
der Sache betrifft , so ist es selbstverständlich das Recht
des Ministeriums , bei der Untersuchung von den als Zeugen
gehörten Beamten wahrheitsgetreue Auskünfte zu verlangen.
iVcnn diese Pflicht von einem Beamten verletzt ist , dann ist
das ein Grund für sich, gegen ihn vorzugehen . Aber darauf
kommt eS hier nicht an , sondern nur darauf , ob überhaupt
Anlaß zum Einschreiten gegeben war . Man kann es nicht
als eine dienstliche Verfehlung des Lehrers bezeichnen , daß
er nicht eingegriffen hat . Bei dem ersten Fall sind die
verschiedenstenGründe vorgebracht worden , um den erteilten
Verweis zu rechtfertigen . ES ist in der Entscheidung des
Ministeriums anerkannt worden , daß der Studienrat Lohse
dal Recht gehabt hätte , dem Parteiausschuß die Sache zu
unterbreiten . Es wird ihm nur noch zum Vorwurf gemacht,
daß er der Entschließung zugestimmt hätte . Ich bin der
Meinung, daß bei Lage der Sache auch in der Zustimmung
irgend etwas Strafbares nicht gefunden werden kann , auch
nicht mit Hilfe der weit hergeholten Begründung der Mini-
sterialentscheidung . Sie klingt so, als wenn durchaus etwas
gefunden werden mußte , um trotz der in der Beschwerdeschrift
geltend gemachten Gründe den Verweis bestehen lassen zu
können. Sachlich war es ganz einerlei , ob dem Studienrat
initgeteilt wurde , das Ministerium hätte auf Untersuchung
des Falles gedrängt und Kenntnis davon genommen , daß
ihm eine Mißbilligung ausgesprochen sei, oder ob ihm wirklich
die Mißbilligung ausgesprochen wurde . Ob man die Vor¬
haltung eine Mißbilligung nennt oder eine Rüge , ist auch
einerlei. Das ist von Herrn Hartong schon zur Genüge
ausgeführt worden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Behlen.
Abg . Behlen : Meine Damen und meine Herren ! Die

Aussprache und besonders die Aeußerungcn des Herrn
Ministerpräsidenten haben mir eins klar gezeigt , nämlich
daß er die Wege des alten Staates beschreiten will bezw.
schon beschritten hat , des Staates , mit dem er in anderen
Punkten nicht gern Gemeinschaft haben möchte . Und es ist
weiter klar gestellt worden , daß denjenigen Beamten und
Lehrern, die nicht hinter der heutigen Regierungsmehrheit
stehen, in Zukunft vielleicht in erweitertem Umfange ähnliches
blühen wird , wie eS hier in den Fällen Lohse und Reil
Mage getreten ist . Der Herr Ministerpräsident hat ange¬
zeigt, daß in einigen Wochen in jeder Schule die schwarz-
rot-goldene Fahne hängen solle . Wie ich dies hörte , da
kam mir der Gedanke : Wen der liebe Gott verderben will,
dm schlägt er mit Blindheit . Sie können die schwarz -rot¬

goldene Fahne auch zum Geßlerhut machen , Herr Minister¬
präsident . Mir persönlich geht es so, daß mir die schwarz¬
weiß -rote Fahne ins Herz gewachsen ist , und ich kann die
Liebe und Verehrung , die ich ihr entgegenbringe nicht ohne
weiteres auf die neue übertragen , ich kann wohl von der
alten schweigen , und das habe ich getan und werde es auch
in Zukunft tun . Ich kann soviel Takt aufbringen . Aber
das andere ist mir nicht so ohne weiteres möglich . Es wird
eine lange Zeit vergehen müssen , bis ich mich mit meinem
Herzen von der schwarz -weiß -roten Fahne getrennt habe und
es mir möglich geworden ist , dieselbe Liebe und Verehrung
auch der neuen entgegenzubringen . Und eS kommt doch
darauf an , daß , wenn etwas , was man als Lehrer tut,
Zweck haben soll , daß man es dann aus ganzem Herzen,
aus innerer Ueberzeugung heraus , tut . Es gibt viele Lehrer,
die werden schweigen können , sie werden nichts gegen den
Staat unternehmen . Davon bin ich überzeugt . Aber , wenn
Sie ihnen die schwarz -rot -goldene Fahne in die Schule
hängen , dann würde das Gegenteil von dem erreicht , was
sie wollen . Und wenn Sie 25 Gendarmen holen , dann
wird der Zweck doch nicht erreicht . Dadurch Wecken Sie
ja gerade den Gegensinn . Sie stärken ja gerade diejenigen,
die sich mit den heutigen Verhältnissen nicht ausgesöhnt
haben . Eine verkehrtere Maßregel , um die Fahne der Re¬
publik volkstümlich zu machen , kann ich mir nicht denken.
Ich gebe zu , der Beamte , besonders der Lehrer auf dem
Lande , der sich politisch betätigt , muß außerordentlich takt¬
voll Vorgehen . Der Lehrer in seiner Schularbeit muß mit
der Bevölkerung im Zusammenhang bleiben , auch wenn die
Bevölkerung politisch auf anderem Boden steht . Es darf
dort keinen Kampf geben . Der Kampf geht auf die Kinder
über . Es wird Gegensinn gegen den Lehrer geweckt und
umgekehrt . Deshalb muß der Takt hier ganz besonders
gewahrt werden . Es ist mir aber nicht bewiesen worden,
daß hier in den beiden Fällen der Takt verletzt worden ist,
ganz besonders nicht in dem Fall des Oberlehrers Lohse.
Es liegt ja garnicht so, daß er sich vorgedrängt habe , daß
er Veranlassung gesucht habe , sich politisch hervorzutun.
Umgekehrt liegt der Fall . Die Jugend hat den Oberlehrer
Lohse  gesucht , und wenn sie ihn nicht gefunden hätte , hätte
vielleicht einen anderen gefunden , der vielleicht nicht so takt¬
voll gewesen wäre , wie Herr Lohse.  Aehnlich liegt der
Fall Conneforde . Im allgemeinen darf die Stastsregierung
niemals eingreifen , wenn Ruhe und Frieden in der Bevöl¬
kerung gewahrt bleiben , und das ist hier geschehen. Nur
wenn aus der Bevölkerung begründete Klagen kommen , wenn
Unfriede gesät und taktlos gehandelt wird , wenn die Arbeit
des Beamten in seinem Dienst nicht mehr fruchtbringend
und segensreich sein kann , da wäre es vielleicht Zeit , einzu¬
greifen und zu mildern . Aber in diesem Fall war das
sicher nicht notwendig.

In dem Fall Conneforde ist ein ganz kleiner Teil der
Bevölkerung nicht einverstanden gewesen mit der Hakenkreuz¬
fahne . Und auf die Seite dieses kleinen Teils der Be¬
völkerung hat sich der Herr Ministerpräsident gestellt . Ich
bin fest überzeugt , daß die große Mehrzahl der Teilnehmer
nicht auf Seiten derjenigen gestanden hat , die an der Feier
und besonders an dem Vorantragen der Fahne etwas aus¬
zusetzen gehabt haben.

74 *
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Ich möchte feststellen : Die heutige Aussprache hat klar
gezeigt , daß diejenigen Beamten , die nicht hinter der heutigen
Regierungsmehrheit stehen , in Zukunft sich außerordentlich
hüten müssen in ihrer politischen Betätigung . Das , was
die Neuzeit uns bringen sollte , die Freiheit , ist nicht ge¬
kommen . Das Borgehen des Herrn Ministerpräsidenten
wird die Kräfte , die sich noch nicht mit den heutigen Ver¬
hältnissen auSgesöhnt haben , nicht zur Ruhe bringen , sondern
er wird nur diese Kräfte stärken . Und ob das im Interesse
des Staates liegt , muß ich bezweifeln . Ich erinnere an die
Worte , die neulich Herr Minister Meyer  gesprochen hat,
als er darüber sprach , wie ein Beamter außerhalb des
Dienstes sich betätigen dürfe . Da ist von Herrn Minister
Meyer  gesagt worden , für seine Person verantworte er das,
was er außerhalb seines Dienstes tue , nur vor seinem Ge¬
wissen . Ich möchte doch fragen , ob daS nicht auch für die
Beamten gelten soll , oder ob da für die Staatsbeamten und
Lehrer andere Grundsätze herrschen . Oder ist man darüber
in der Staatsregierung verschiedener Meinung ? Jedenfalls
ist die von Herrn Minister Meyer  vertretene Ansicht mit
der von Herrn Ministerpräsidenteu dargclegten Haltung in-
bezug auf Beamte und Lehrer nicht zu vereinbaren.

Präsident : Herr Abg. Schmidt  hat das Wort.
Abg . Schmidt : Herr Abg . Hartong  hat gesagt , die

Beamten , die außerhalb der Koalition stehen , also eine an¬
der : politische Richtung haben , als sie in der Koalition in
den verschiedenen Schattierungen vertreten ist . diese Beamten
hätten kein Vertrauen zur oldenburgischen Regierung und
würden auch dies Vertrauen nicht finden können . (Wider¬
spruch .) Jedenfalls haben Sie betont , wenn ich recht ver¬
standen habe , daß die Beamten , die den rechtsstehenden
Parteien angehören , kein Vertrauen zur Regierung haben.
(Abg . Hartong (Delmenhorst ) : Nein !) Das wird nachher
das Stenogramm ausweisen . Wenn das der Fall ist —
und ich nehme an , daß die Worte so gefallen sind — dann
muß ich sagen , daß es doch wohl bei den rechtsstehenden
Parteien auch Beamte gibt , die glauben , daß der Mann,
der an der Spitze der oldenburgischen Regierung steht , doch
wohl der rechte Mann ist , und daß er ihr Vertrauen hat.

Dann haben die beiden Herren Abg . Hartong und
Lohse  sich des längeren mit der Frage beschäftigt , worin
der Mangel an Takt liegt , der von der Regierung als An¬
laß genommen ist , vorzugchen , gegen diesen Studienrat . Ich
lasse dahingestellt , ob ein Mangel an Takt darin liegt , daß
der betreffende Staatsbeamte die Fahnenweihe vollzogen hat,
ich nehme es ihm nicht übel . Das kann er machen , wie er
will . Aber wenn dem betreffenden Beamten von einem
Mitgliede des OberschulkollegiumS ganz inoffiziell unter der
Hand mitgeteilt wird , daß doch wohl sein Vorgehen nicht
ganz geziemend gewesen wäre , wenn er diese mehr freund¬
schaftliche Mitteilung dazu benutzt , die Sache parteipolitisch
auszubauschen , dann , meine Herren , sehe ich darin  den
Mangel an Takt.

Wir Demokraten sind selbstverständlich dafür , daß die
Beamten aller Grade sich politisch betätigen dürfen und daß
keine Gesinnungsschnüffelei gegen die Beamten gerichtet
werden darf von Seiten der Regierung . Der Beamte soll
volle politische Betätigungsfreiheit haben , wie in der Ver¬

fassung ihm garantiert . Aber in den beiden vorliegenden
Fällen sind wir darin einig , daß die Verfassung in keiner
Weise verletzt ist und daß das , was die Regierung hier
getan hat , durchaus im Rahmen des Gesetzes liegt . Das
Vorgehen war notwendig . Wir müssen verlangen , daß die
staatlichen Beamten auf dem Boden der Verfassung bleiben
und nichts tun , was den neuen Staat in Mißkredit bringt.
Wir verlangen von der Negierung , daß sic auch künftighin
das tut , was im Interesse des Staates liegt , wie sie es
hier getan hat.

ES kommt ja vielfach darauf an , meine Herren , wie
die Sache aufgezogen wird , insbesondere in den Schulen.
Ich sehe, so oft ich nach Hause fahre . Seminaristen laufen
mit schwarz -weiß -roten Abzeichen , ich habe nichts gegen diese
alten Abzeichen . Aber wenn diese Abzeichen getragen werden,
auf Rockaufschlägen oder an der Halsbinde oder sonst pas¬
senden Stellen mit dem Hakenkreuz darauf , als Obstruktion
gegen den heutigen Staat , so muß verlangt werden , daß da
hineingeleuchtet wird . Diese Art Erziehung erscheint mir
nicht richtig zu sei» .

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat das Wort.
Ministerpräsident Tantzen : Meine Herren ! Es ist

immerhin recht interessant , daß der eine Herr der Volks¬
partei , der zuletzt gesprochen hat , sagte : „Mir scheint cs so,
als wenn die jetzige Regierung wieder die alten Wege —
und das waren falsche Wege — gehen will , wenn cS auch
nicht ganz so schlimm werden mag wie es früher war , aber
immerhin die ersten Anzeichen sind da . " Der andere Herr
der Volkspartei sagt : „Was früher war , darüber reden wir
nicht ; wir wollen eS ja jetzt besser machen . " Aber wer hat
es denn eigentlich früher gebilligt ? Wer hat das System
von früher getragen ? Doch diejenige Partei , die sich jetzt
in der Opposition befindet . (Abg . Behlen:  Hatten ja nichts
zu sagen !) Die Regierung und die Parteien rechts war
derselbe Geist . Der Geist der Reaktion war der Geist des
alten Staates . Und jetzt sagt er : „Das waren alles Fehler,
das wird nicht mehr gemacht werden ." Früher hätte er in
Opposition treten sollen . Allerdings , es gehörte Mut dazu,
die Regierung zu bekämpfen , mehr Mut , als die jetzige Re¬
gierung zu bekämpfen , die vor dem Schutthaufen steht und
sich bemüht , ihn zu beseitigen . Daß dazu allerdings die
Mehrheit des Volke - notwendig ist , gegenüber den alten
Mächten , die immer wieder lebendig zu werden versuchen,
das ist sicher. Aber daß dieser Mehrheitswille des Volkes
nur Ausdruck finden kann in einzelnen Personen , ist auch
richtig . Diese Männer bilden die Negierung , deshalb ist
auch von Herrn Abg . Lohse  nicht richtig , wenn er sagt:
Es scheint mir im Unterton , als wenn die jetzige Regierung
das Interesse deS Staates verwechselt mit dem Interesse,
daS die Person hat . Die Person ist uns in der Regierung
völlig gleichgültig , sondern der Geist , in dem diese jetzt hier
stehenden Personen die Verwaltung und Regierung führen,
und daß dieser Geist derjenige Geist ist , der allein zum Ziel
führt , Toleranz nach der einen Seite , aber fester Wille nach
der anderen Seite , ohne den kann keine Negierung bestehen.
Wenn früher sich dieser Wille immer wieder gegen die Person
richtete , so kann ich Wohl nachfühlen , daß Sie sich hinstellcn
als die Verteidiger dieser Personen . Aber daS ist inkonsc-
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Mt. Sie müssen sich ganz klar darüber sein, daß, wenn
Ae selbst regieren sollten, Sie auch gar nicht anders regieren
Wncii, als heute regiert wird. Ich bekenne offen, daß es

typisches Zeichen der Zeit ist, daß diese beiden Fälle
As Fälle sind von Lehrpersonen. Ich bekunde auch, daß
s, lange, wie ich das Kultusministerium verwalte, ich ver-
sichen werde, den Geist auSzutreibrn, der den alten Staat
in den Himmel hebt und den neuen zu diskreditieren ver¬
sucht, und daß das gerade am schwierigsten ist bei einer
Ährperson, die sich nicht einer Kontrolle auszusetzen braucht,
lä der die dienstliche Handlung eine Form hat, die einen
Milchen Inhalt gewinnt, den er aber doch verdecken kann
kr Regierung gegenüber. Wir müssen von allen Lehrern
«langen, daß sie innerlich wahr den Unterricht so erteilen,
«tz sie dem neuen Staat Freunde zuführcn in der Jugend,
« das nicht kann bei den Lehrern, und nicht so weit
zchen will, daß er zum mindesten alles ablchneu will, was
Mn diesen Staat gerichtet ist, wer das nicht kann, der
M verschwinden. (Sehr richtig!) Und das gilt für die
Rektoren der Anstalten, wie für die Männer im Mini¬
sterium, wie für jeden einzelnen Lehrer. Wenn daS der
Wahrheit des Volkes nicht paßt, so mag sie demjenigen, der
das Kultusministerium jetzt verwaltet, sagen: Der Geist
«st mir nicht, du kannst gehen. Im übrigen hätten Sie
ji Gelegenheit gehabt, das Kultusministerium zu besetzen
«d das zu verteidigen, was aber vielleicht unter ihrer
Führung vielleicht nicht geschehen wäre. Meine Herren, daß
manches von den alten guten Dingen, trotzdem sie unmittelbar
«ch der Revolution vielleicht verurteilt wurden, von der
lMgen Negierung auch in einer Demokratie wieder auf-
Wommen wird, das liegt im Wesen des Staates . Man
liM nicht — und dabei komme ich auf das, was Herr
ilbg. Lohse zu Anfang sagte — einen Staat innerlich in
Den Menschen revolutionieren, von heute auf morgen neu
Mtcn, sondern das geschieht nur im Werden der Fahr¬
ziele. Die äußere Form kann man verändern, wie das
Mehen ist. Aber darin liegt die Schwierigkeit, daß Wohl
dieäußere Form geändert ist, wir aber mit den alten Be-
«m rechnen müssen. Wir werden den neuen Nachwuchs
>»auslescn, daß er die größte Möglichkeit bietet, eine starke
stütze für den demokratischen Staat zu werden. Das ist
«wendig, wenn ein Staat sich überhaupt bejahen will.
Ae würde eS denn aussehen, wenn wir nicht frohen Mutes
lmdcn aufbauen können? Denn für eine Aufgabe, an die
» nicht glaubt, für die man nicht hofft, kann man nicht
Me ganze Kraft einsetzen. Niemand wird mir im Hause
Weilen, daß ich in meinem Sinne meine ganze Kraft ein-
Wtzt habe. Herr Abg. Behlen sagte auch, der Lehrer,

die Jugend unterweisen soll, kann nicht aus der Haut.
Rer ein Ministerpräsident, der das Volk führen soll, der
sü Beamten unterweisen soll, der Vorbild sein soll in seinem
M, der den Staatsgeist des Volksstaates zu Pflegen bemüht

soll, der kann auch nicht aus seiner Haut heraus. Der
Aaube an diesen neuen Staat gibt mir auch die Kraft und
^ Mut, zu hoffen, daß auch die Mehrheit des Volkes die
«gaugenheit nicht verlästern, aber doch langsam die Ver-
Bzmheit überwinden wird. Es geht nicht anders.

Präsident : Herr Abg. Krause hat das Wort.
Abg. Krause : Meine Herren ! Die Angriffsstellung,

die die Eiubringer der förmlichen Anfrage eingenommen
haben, hat sich ganz in daS Gegenteil verwandelt. Aber
selbst die Dcfensivstcllung, in der sie sich jetzt befinden,
nutzen sie wenig geschickt aus . Herr Abg. Lohse hat er¬
klärt, der Studienrat Lohse , sein Namensgenosse, wäre von
den Schülern aufgefordert worden, die Fahnenweihe zu
übernehmen. Ob das die Sache besser macht, möchte ich
dahingestellt sein lassen. Ob er damit dem Studienrat Lohse
gedient hat, daß er ihm die Verantwortung für sein ganzes
Tun ablehnen will, das lasse ich dahingestellt sein. Wie
kommt es dazu, daß eine Jugendgruppe eine derartige Bitte
stellt? DaS liegt daran, daß man die Jugend nicht so
erzieht, wie man soll, sondern man ihr eine Laudsknecht-
erziehung gibt. Das ist bedauerlich. Wenn man im Zuge
mit den jungen Schülern zusammensitzt, von denen man
früher gehört hat, daß sie sich über lateinische Vokabeln
unterhielten und man hört heute die Unterhaltung zwischen
der deutschen akademischen Jugend, so ist es äußerst be¬
schämend, die reden nichts wie von Judenverfolgung und
die Einrichtungen des Staates werden verunglimpft. Wollen
Sie mir weismachen, daß die Jugend aus sich selbst heraus
derartige Acußerungen bringt, daß dies nicht von den Eltern
oder Erziehern in die Kinder hineiugetragen wird? Das
können Sie nicht ableugnen, daß das systematische Lands-
kncchterziehung ist, wie sie herummarschieren mit dem Gewehr
auf Schulter. Wohin das führen soll? Bedenken Sie
einmal, selbst wenn Sie wieder zur Macht kämen, wozu
haben Sie dann Ihre Jugend erzogen und gemacht? Viel¬
leicht schlägt eS in das Gegenteil aus, als was Sie wün¬
schen. Noch immer werden aus diesen Ständen diejenigen
hcrausgesucht, die das Wohl der Allgemeinheit pflegen sollen.
Nehmen Sie doch ein wenig Rücksicht darauf, daß man
denen eine Erziehung geben muß, die nicht zur gewaltsamen
Lösung irgend welcher Konflikte greifen, sondern helfen Sie
die Jugend hineinwachsen in das neue Zeitalter ! Ent¬
schuldigen Sie die Lehrer nicht, wie Herr Abg. Lohse getan
hat. Der Studicnrat Lohse  ist nicht dem Wunsche dieses
Jugendbundcs gefolgt, sondern er ist nur gefolgt den Wün¬
schen, die er selbst in die Jugend hineingetragen hat, und
wenn er darüber strauchelt, darf er sich nicht Wundern,
wenn er einen Verweis erhält.

Präsident : Herr Abg. Hartong (Delmenhorst ) hatdas Wort.
Abg. Hartong : Herrn Abg. Schmidt (Zetel ) möchte

ich zunächst sagen, daß der Inhalt meiner Ausführungen
nicht so war, wie er ihn dargestellt hat. Es ist von der
allgemeinen Auffassung der Beamten über die Regierung
überhaupt nicht die Rede gewesen, sondern immer nur mit
Beziehung auf diese Vorgänge. Interessant war, daß er
sagte, das Hakenkreuztragen bedeute Opposition gegen den
heutigen Staat . Ich hätte nicht geglaubt, daß anerkannt
würde, daß die Hakcukreuzgegncr so eng mit der Negierung
verbunden seien. Er hat weiter betont, daß die Eröffnung,
die dem Herrn Studienrat Lohse  am 17. Januar gemacht
worden ist, mehr eine freundschaftliche Mitteilung gewesen
sei. Meine Herren, ich bitte doch, zu bedenken, daß dem
Studieurat Lohse  bei den verschiedenen Unterredungen ge¬
sagt worden ist, es sei bereits zum drittenmal das Ober-
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schulkollegium vom Ministerium zum Bericht darüber auf-
gefordcrt , was gegen Lohse unternommen worden sei, und
daß das Ministerium sich erst beruhigt habe , als berichtet
worden sei, daß dem Studienrat Lohse die Mißbilligung
des Direktors ausgesprochen sei. Das ist die „ freundschaft¬
liche" Mitteilung , die der Studienrat Lohse  erhalten hat,
gleichzeitig mit dem dringenden Rat , sich künftig größere
Zurückhaltung aufzuerlegen.

Der Herr Ministerpräsident hat mit großem Pathos
Ausführungen gemacht , über die zu einem großen Teil zwi¬
schen uns gar kein Streit besteht , und die auch gar nicht
Gegenstand der eigentlichen Erörterung sind . Daß der
Staat sich schützen muß , und daß er Bestrebungen , die
gegen die Existenz des Staates gerichtet sind , Niederkämpfen
muß , ist von seinem Standpunkt aus durchaus zu begreifen,
darum handelt es sich aber doch gar nicht . Man zeige mir
irgend etwas an dem Fall Conneforde und dem Fall Lohse,
was zur Begründung dafür angeführt werden kann , daß
etwas gegen den Staat unternommen werden sollte ! Nichts
dergleichen . Wogegen wir uns hauptsächlich gewandt haben,
das ist der ganze Geist , in dem die Regierung über politi¬
sche Gesinnung wacht . Es ist in weitem Ausmaß Gesin¬
nungsschnüffelei getrieben worden . Ich erinnere an die vier
Fragen , die den Seminaristen und Seminarlehrern in Varel
vorgelegt worden sind:

1 . Haben Sie teilgenommen an Conneforde?
2 . Sind Sie Mitglied des Stahlhelm?
3 . Sind Sie Mitglied des Schutz - und Trutzbundes?
4 . Tragen Sie Abzeichen im Unterricht?

Das ist typisch für den ganzen Geist , in dem die Regierung
geleitet wird . Das ist das , was bekämpft wird , und was
eigentlich jeder Abgeordnete auch von der Koalition , oder
wenigstens einem Teil der Koalition , verstehen müßte . Es
ist aber offenbar eine der Schattenseiten des demokratischen
Staates , daß bei der Koalition die eigene Ueberzeugung
zum Teufel geht.

Der Herr Ministerpräsident hat gesagt , es sei typisch,
daß yeute nur zwei Fälle mit Lehrpersonen zur Erörterung
gekommen seien. Das ist an sich richtig . Das veranlaßt
mich aber doch, auf eine andere Angelegenheit zu sprechen
zu kommen , die auch in Varel passiert ist . Sie ist auch
typisch für den Geist , in dem das Ministerium geleitet wird.
Es genügt heute irgend eine Anzeige . Wahrscheinlich wird
es dieselbe Quelle in Varel sein , auf die auch die Anzeige
in der Conneforder Angelegenheit zurückzuführen ist . Es
genügt irgend eine vage Anzeige , daß irgend ein Beamter
der Opposition sein Amt mißbraucht , um Beamte politisch
zu beeinflussen . (Ministerpräsident Tantzen:  Warum nennen
Sie keine Namen ?) Es handelt sich um die Post . (Mi¬
nisterpräsident Tantzen:  Nennen Sie doch die Namen !)
Es genügt , daß eine vage Anzeige an den Herrn Minister¬
präsidenten ergeht , um ihn zu veranlassen , ein in schärfsten
Tönen gehaltenes Schreiben an den Reichspostminister zu
richten und zum Einschreiten gegen den Postdirektor in Varel
aufzufordern . Ergebnis : Null ! Es mußte festgestellt und
auch von dem Herrn Ministerpräsidenten anerkannt werden,
daß nichts dem Postdirektor vorgeworfen werden könnte , daß
aber derjenige Postbeamte , der das Ganze aufgebracht hatte,
in gröbster Weise daS Briefgeheimnis verletzt hatte , und

daß gegen ihn deswegen das Disziplinarverfahren eingeleitet
werden sollte ; man hat sogar versucht , ihn beim Finanzamt
in Varel unterzubringen , das ist glücklicherweise mißlungen
Das sind Vorgänge , die zum Teil der augenblicklichen Be¬
sprechung nichts angehen . Aber die Tatsache , daß eine vage
Anzeige genügt , um den Herrn Ministerpräsidenten zu ver¬
anlassen , sofort an den Neichspostminister zu schreiben und
ihn zum Einschreiten aufzufordern , obwohl nur vage Be¬
hauptungen aufgestellt worden sind , das spricht meines Er¬

achtens Bände . Das ist typisch für den Geist der Regierung,
die das , was sie in der Beamtenschaft an anderer politischer
Gesinnung findet , totschlagen will.

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat das Wort.
Ministerpräsident Tantzen : Durch die letzten Aus¬

führungen des Herrn Abg . Hartong  bin ich veranlaßt , zu
erklären , daß Herr Hartong  auf Grund von Zeitungs¬
nachrichten oder ihm durch Vertrauensbruch gemachten Mit¬
teilungen Behauptungen ausgestellt hat , die nicht wahr sind.
Ich habe nicht auf Grund einer mir von irgend einem un¬
teren oder mittleren Beamten gemachten Mitteilung , daß
beim Postamt in Varel etwas nicht in Ordnung sein sollte,
aus diesem Grunde habe ich nicht ein Schreiben an den
Neichspostminister gerichtet und ihn aufgefordert , gegen dm
Postdirektor vorzugehen . Aber auf wie schwachen Füßm
die Anklage gegen die Regierung steht , zeigt mir dies letzte,
wie Herr Hartong  etwas herauszusuchcn trachtet , was in
gewissen Vareler Kreisen in die Presse gegangen , dann durch
Vertrauensbruch einzelner Personen in die Oeffentlichkeit
gelangt ist . Das ist ein typisches Zeichen der Opposition,
die nichts Besseres weiß , als eine Regierung anzugreifcn,
die die große Mehrheit des Volkes hinter sich hat und die
in den Koalitionsparteicn sachliche Kritiker findet , während
die Abgeordneten vom Genre des Herrn Abg . Hartong
unsachliche Kritiker sind.

Präsident : Herr Abg. Hug hat das Wort.
Abg . H « g : Selbst auf die Gefahr hin , daß mir in

der volkspartcitichen Presse wieder das Lob gespendet wird,
Sekundant der Dynastie Tantzen  zu sein , fühle ich mich
veranlaßt , ein paar Worte zu sagen . Herr Abg . Lohse
hat gesagt , die innere Freiheit der Beamten sei gefährdet.
Meine Herren , ich fürchte , daß , wenn die Regierung nicht
auf die Treibereien gerade in den gebildeten Kreisen wacht,
die Existenz der demokratischen Republik gefährdet ist. Und
diesem Gefühl ist auch daS Vorgehen in den beiden von
der Interpellation gerügten Fällen zuzuschreiben . Herr Abg.
Lohse  hat sicher als Jurist recht , wenn er sagt , daß die
Tatsachen , auf denen eine Disziplinierung hier vorgekommen
ist , nicht substanziert genug sind . Aber mit dieser Art der
Behandlung kommt man doch nicht aus , sondern es hat die
Sache eine politische Seite . Die Männer , um die es sich
hier handelt , sind keine Unschuldslämmer , sondern politische
Männer . Man mag die Sache noch so unschuldig hinstellen.
Wir haben vorgestern in Oldenburg die Wirkung schon ge¬
sehen . Ein solches Unschuldslamm hat versucht , am Real¬
gymnasium die schwarz -weiß -rote Fahne mit dem Hakenkreuz
zu ziehen , als der Reichspräsident Ebert kam. Es ist doch
nicht anzunehmen , daß der Junge dies Unschuldslamm , aus
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Wisterung für den Reichspräsidenten die Fahne hat hissen
Mn , sondern umgekehrt , daß er das , was ihn nach und
,ach an Mißachtung für den Reichspräsidenten und das
Aich eingeimpft worden ist , demonstrativ zum Ausdruck
iiingen wollte . Wenn in der Oesfentlichkeit nicht mehr be-
Ii>n„t ist, über die Treibereien gegen die demokratische Rc-
Mik in einem Teil der gebildeten Kreise , so ist das der
Vorsicht zuzuschreiben , die sie üben . Es ist genau dieselbe
Wicht , die sie übten beim Zusammenbruch , um ihre werte
ftrson zu retten und vor Ungemach zu schützen. Ich sage,
,z mag ja . wie besonders Herr Abg . Hartong  vorgeführt
Hit, der Fall Lohse  so außerordentlichharmlos erscheinen,
„d mag es scheinen , daß dem Mann bitter Unrecht getan
vorden ist , aber in dem Gedicht steht auch : „In der Fahne
jchwarz-weiß -rot geht es um Deutschlands Gesundung und
Erhebung." Also nur unter der Fahne schwarz -weiß -rot
Wn die deutsche Republik gesunden . Das ist aus den Ge-
donkeligängen, denen Herr Abg . Lohse  Ausdruck gegeben
P , wenn Sie sagten , daß jetzt alles so jämmerlich in
Imtschland ginge . Wenn Männer nach dem Herzen des
Herrn Lohse  am Ruder wären , cs würde die Erziehung
des deutschen Volkes zum demokratisch -republikanischen Volk
noch schlechter sein , als sie heute ist . Es ist von dem ver-
jolgungssüchtigen Geist der Regierung gesprochen worden.
U möchte Hinweisen auf den Geist , der in den Lehrern
da höheren Schulen ist . Ich kann Ihnen offen sagen , ich
Hobemich jederzeit , wenn ich das nationalistische , das hyper-
Mianalistische und das reaktionäre Getue dieser Herren höre,
O früherer Lateiner geschämt darüber , daß die Herren von
dm republikanischen Zeitalter , in dem die alten Kultur¬
völker am größten waren , von den republikanischen Tugenden
io der antiken Welt , ihren Schülern keinen Hauch von Be-
Merung beizubringen bereit sind . Auch nicht von dem,
ms die deutsche Geschichte darin bietet . Die Zeiten des
Mokcatischen und halbautokratischen Regiments scheinen
ihm für die politische Bildung der Schüler geeigneter zu

siein. Haß und Verachtung säen sie in die Herzen der
irchiiler gegen die Republik und das arbeitende Volk.
!Meine Herren ! An dem jämmerlichen Zustand , den wir

hnite haben , ist nicht die demokratische Republik schuld , es
iii schuld, daß der riesengroß gezogene Militarismus und
Imperialismus die Früchte der Volksarbeit von 50 — 60
öchren in dem furchtbaren Morden des Weltkrieges kaputt-
Magen und vernichtet hat . Das kann in 2 — 3 Jahren
«icht aufgebaut werden , sondern es gehören Jahrzehnte dazu.
Ich will daran erinnern: Wer hat immer gewarnt vor dieser
Entwicklung der Dinge ? Sie sind immer auf der Seite
Msen , denen garnicht genug gerüstet werden konnte , denen
M nicht genug Kolonialpolitik getrieben werden konnte.
Ae haben die Verantwortung für den Zusammenbruch und
Wenigen, die das vorausgesehcn haben , daß es einmal so
bmmen würde , die müssen mitleiden unter diesen jämmer-
bchen Zuständen , das sind wir , die Sozialdemokraten und
mpublikaner. Und die Millionen der besitzlosen arbeitenden
«asse müssen am meisten darunter leiden , Die Not wird
"och größer werden , als sie heute schon ist.

Dem Hakenkreuz hat Herr Abg . Lohse  eine Deutung
Wben, mit der sich ja , wenn man sie ihm richtig beibringt,

ein Tertianer abfinden kann . Aber nach den Erfahrungen,
die wir politischen Männer mit dem Handhaben des Haken¬
kreuzes gemacht haben , kann man sich mit dieser Deutung
nicht zufrieden geben . Der Hakenkreuzgeist hat nach Gries¬
bach geführt , der hat den Mördern Erzbergers die Waffe
in die Hand gedrückt . (Sehr richtig !) Sie klagen über Ver¬
folgung der Beamten , über Gesinnungsschnüffelei ? Ich gebe
den Worten des Herrn Ministerpräsidenten eine Auslegung,
die sie nicht anders haben kann . Ganz selbstverständlich hat
ein Beamter , ob er volksparteilich ist , ob er konservativ ist
oder deutsch-national , das Recht , in seiner Partei zu wirken,
wie jeder andere auch . Er hat das Recht , zu kandidieren,
in Versammlungen zu reden . Aber er hat nicht das Recht,
an einer Stelle , wo er den demokratischen Staat vertreten
soll , etwas zu tun , was gegen die demokratische Republik
sich richtet . (Abg . Hartong (Delmenhorst ) : Ist auch ja
gar nicht geschehen !) So liegen die Dinge . Was heute
geschehen muß , um die Existenz des demokratischen Staates
zu sichern , ist ja ein Kinderspiel gegen das , was früher ge¬
schehen ist , um angeblich die Monarchie zu schützen. Ich
will nur darauf Hinweisen , wie furchtbar brutal war die
Verfolgungspolitik des Fürsten Bismarck gegen alle diejenigen,
die seine Politik nicht billigten . Weil der Böttchergeselle
Kullmann in Kissingen gegen ihn geschossen hat , müssen Aus¬
nahmegesetze gegen das Zentrum gemacht werden . Als gegen
Kaiser Wilhelm I ein Attentat verübt wurde , wurden Aus¬
nahmegesetze gegen die Sozialdemokratie gemacht . Zwölf
Jahre haben wir geduldet und haben Verfolgungen ausge¬
halten , die noch nachwirken , bis in die letzte Zeit , in der
ein Sozialdemokrat noch nicht einmal Nachtwächter werden
konnte . Die Politik hat ein Echo gefunden auch in den
Kreisen des Bürgertums , das durch Terror die Wahlfreiheit
oft aufhob . Das ist typisch . Denken Sie doch an Dinge,
die hier in Oldenburg passiert sind . Ich muß es erwähnen,
um das zu kennzeichnen , wie jener Geist gewirkt hat . Als
der damalige Rechtsanwalt Niebour  1884 zum Abgeord¬
neten gewählt wurde und er in einer Wählerversammlung
erklärte : „Jawohl , die Republik ist eine bessere , höhere
Staatsform als die Monarchie " wurde er von der Gesell¬
schaft geächtet , sodaß er gezwungen war , sein Mandat nieder¬
zulegen . Das war die Wirkung des Bismarckschen Ver¬
folgungsgeistes , alles zu unterdrücken , was nicht in sein ge¬
walttätiges militaristisches Regierungssystem paßte . Also
reden Sie heute nicht davon , daß die republikanische Re¬
publik die Beamten , die anders denken , unterdrücken will.
Wenn der Staat zu Maßnahmen greifen muß , so tut er es,
um die Existenz des jungen neuen Staatswesens zu sichern.
Die Beamten haben wirklich alle Ursache , die alte Zeit nicht
hcrbeizuwünschen . Ich will nur daran erinnern , wie manch¬
mal haben wir hier im Landtag gehört , wie rechtsgerichtete
Abgeordnete über die Beamten sich ausließen in einer weg¬
werfenden , bevormundenden Art , so, daß ich mir das nicht
hätte gefallen lassen , wenn ich Beamter gewesen wäre . Ich
erinnere daran , wie der Abg . Müller (Nutzhorn ) nicht
einmal , sondern wiederholt hier im Landtag einen Schul¬
lehrer und einen unteren und mittleren Bahnbeamten fort¬
dauernd denunziert hat , weil sie ihm nicht in seinen privaten
Interessen zu Willen gewesen sind . Die Regierung hatte
doch die Steifnackigkeit , daß sie dem Ansinnen des Herrn
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Müller (Nutzhorn), die aufrechten Männer zu maßregeln,
nicht nachgekommcn ist.

Ich will zu den Aufgaben der Beamten gegenüber dem
demokratischen Staat kein Wort mehr sagen. Herr Abg.
Hartong bat wiederholt auf die Koalitionspolitik hinge¬
wiesen. Meine Damen und meine Herren! Die Koalition
ist nötig, um die demokratische Republik sicherzustellen.
Wollen Sie das auch, dann bitte können Sie ja beitreten.
Das haben Sie abgelchnt. Ich wünschte, daß die Koalition
weitere Wirkung hätte als bloß die Erfüllung dieser Aufgabe.
Aber bei den Bestrebungen, der demokratischen Republik
Knüppel zwischen die Beine zu werfen, bei dem Bestreben,
eine Marschkolonnezu stellen, um wieder nach rückwärts
zu marschieren, ist es gut, daß sie das eine ist, ein Schutz
der demokratischen Republik. Und ich hoffe, daß dieser
Schutz auch wirksam bleibt.

Präsident : Herr Abg. Lohse hat das Wort.
Abg. Lohse : Ich darf wiederholt darauf Hinweisen,

daß die Fälle , nm die es sich hier handelt, mit vielen von
den allgemeinen Betrachtungen, die angestcllt worden sind,
nicht das Geringste zu tun haben. Ich versage mir des¬
halb, nochmals in eine Untersuchung einzutrcten über die
Vorzüge des alten Staates und dcS neuen. Ich weise
zurück, daß man uns verantwortlich machen will für die
Fehler, die im alten Staat gemacht sind. Ich weise aber
auch durchaus zurück, wenn wiederholt, auch vom Re¬
gierungstische aus, versucht worden ist, unS Mangel an
Mut bei der Vertretung unserer Ueberzeugung vorzuwerfen.
Wenn vor dem Kriege Abgeordnete, die meiner politischen
Richtung nahe stehen, etwas gut geheißen haben, was heute
vom Herrn Ministerpräsidenten verurteilt wird, dann ist
das eben aus einer politischen Ueberzeugung heraus ge¬
schehen, und ich will gern einräumen, daß vielleicht unter
dem Eindruck der überwältigenden Persönlichkeit des Fürsten
Bismarck auch wohl einmal etwas gutgeheißen worden ist,
was nicht hätte gutgeheißen werden sollen. Das ist eine
politische Einstellung gewesen, die in jener Zeit allgemein
geteilt wurde. Ich bitte doch, mit derartigen Vorwürfen
sparsamer zu sein. Ich weise auch zurück, daß dieser angeb¬
liche Mangel an Mut in Vergleich gestellt wird mit einer
allzu großen Vorsicht beim Zusammenbruch. Wir sind auch
beim Zusammenbruch niemals unserer Ueberzeugung untreu
geworden. Ich weiß nicht, wie die Herren uns derartige
Vorwürfe machen können, die doch kein Hehl daraus machen,
daß für sie die November-Sozialisten nicht gerade besonders
achtungswürdige Genossen sind.

Nun meine Herren noch eins, das „nationalistische,
reaktionäre Getue" in der Schule. Ich glaube nicht, daß
in der Schule ein nationalistisch-reaktionäres Getue herrscht.
Die Lehrer sind nicht in der Lage, etwaige Auswüchse nach
dieser Richtung, die sich bei den Schülern außerhalb der
Klasse zeigen, einfach zu verhindern. . Und es ist deshalb
durchaus falsch, derartige Dinge, wenn sie überhaupt vor¬
liegen, ohne weiteres der Lehrerschaft in die Schuhe zu
schieben.

Wenn weiter Herr Abg. Hu g hier die Frage der Ver¬
antwortlichkeit für die heutigen Zustände und die heutigen
Nöte wieder ausgerollt hat und dabei auf politische Maß¬

nahmen vor dem Kriege gekommen ist, so will ich dazu nur
ganz allgemein bemerken, daß man über den Wert dieser
politischen Maßnahmen bei konsequenter Durchführung dessen
was diesseits erstrebt wurde, auch durchaus anderer Mcinuna
sein kann. Im übrigen gibt es eine politische Verantwort-
wortlichkcit für politische Fehler. Aber es gibt auch eine
moralische Verantwortlichkeitdafür , daß man bewußterwcise
den Sieg des eigenen Volkes verhindert hat. Und diese
moralische Verantwortlichkeitwiegt ganz besonders schwer.
Aber das alles hat mit den hier in Frage stehenden Fällen
nichts zu tun.

Der Herr Ministerpräsident hat mit einer gewissen
Entrüstung den weiteren Fall , der von meinem Freunde
Hartong vorgctragcn ist, zurückgewicsen und hat das Be¬
hauptete als unwahr bezeichnet. Es wäre m. E. interessant
für das Haus gewesen, wenn cs erfahren hätte, was denn
von dem, was öffentlich in der Zeitung gestanden hat, nun
eigentlich wahr ist. Weiter habe ich noch eins vermißt in
der heutigen Debatte, nämlich eine Antwort auf die Frage,
ob denn ein kollegialer Beschluß des Oberschulkolleginms
der Eröffnung zugrunde gelegen hat, die dem Studienrat
Lohse am 17. Januar gemacht ist. Darauf , ob das ganze
Vorgehen überhaupt auf kollegialen Beschlüssen des Ober¬
schulkollegiums beruht, welches doch die nach dem Gesetz
bestellte Aufsichtsbehörde ist, ist der Herr Ministerpräsident
nicht eingegangen.

Ich will der Versuchung nicht unterliegen, mich aus
die Koalitionsfrage, die von Herrn Abg. Hug angeschnitten
ist, d. h. darauf, daß die Volkspartei der Koalition hätte
beitrcten können, weiter einzulassen. Wir haben die Gründe
für unsere Ablehnung eingehend auseinandergesetzt und ich
kann wohl sagen, daß die heutige Debatte unsere Neigung,
in die Regierung einzutreten, nicht gerade verstärkt hat.
Aber meine Herren, da nun einmal die Sprache darauf
kommt, möchte ich doch meinerseits auch einmal fragen, was
aus dem berühmten Beschluß des Landtag- vom vorigen
Jahre geworden ist, daß vorläufig noch vier Minister not¬
wendig seien. Wir warten noch immer darauf, daß diesem
Beschlüsse Folge gegeben wird.

Präsident : Herr Geheimrat Tappenbeck hat das
Wort.

Geh. Oberregierungsrat Tappenbeck : Ich möchte nur
kurz auf die Anfrage des Herrn Abg. Lohse Antwort
geben, ob den Mitteilungen, die dem Herrn Studienrat
Lohse gemacht worden sind wegen seines Verhaltens bei
der am 2. September vorgenommcnen Weihung der Fahne
ein Kollegialbcschluß des Oberschulkollegiums zu Grunde ge¬
legen hat. Ich kann diese Frage einfach verneinen. Es
war im Oberschulkollegium über die Angelegenheit vorher
wohl gelegentlich gesprochen worden, aber das Mitglied des
Oberschulkollegiums, nämlich der Referent für das höhere
Schulwesen hat aus sich heraus, also ohne Auftrag des
Oberschulkollegiums, mit dem Direktor dem Gymnasiums
Rücksprache genommen, und dieser hat dann wieder aus sich
heraus, also ohne Auftrag der Oberschulkollegiumsmitglieder,
mit Herrn Studienrat Lohse gesprochen. Und später hat
der Referent des Oberschulkollegiums, als er von der Unter¬
redung hörte, die Lohse  mit seinem Direktor gehabt hatte.



Nikderum aus sich heraus mit Lohse  gesprochen , um Miß-
lnsjänduisse aufzuklären und ihm den wirklichen Hergang
Bzuteilen . Also in diesem Stadium der Angelegenheit hat
veder ein Beschluß des Ministeriums noch ein Kollegial-
Wluß des Oberschulkollegiums Vorgelegen . Erst später,
nach Bckanntwerden der Verhandlungen im Fachausschuß
.Schule" der Deutschen Volkspartei hat das Oberschul-
l'ollegium förmlich beschlossen, das Disziplinarverfahren gegen
Loh'se zu eröffnen.

Präsident : Herr Abg . Raschle  hat das Wort.

Abg. Raschke : Herr Abg . Hartong  hat vorhin gesagt,
daß bei jeder Koalition die eigene Ueberzeugung zum Teufel
gehe. Das war ein großes Wort , gelassen ausgesprochen.
Aber in Preußen fitzen auch seine Freunde in der Koalition,
und ich glaube nicht , daß er überzeugt ist , daß bei seinen
Parteifreunden in Berlin schon alle Ueberzeugung zum Teufel
gegangen ist . Und bis Sie cs jemals wieder allein zur
Herrschaft bringen , als Volkspartei , stießt noch viel Wasser
die Hunte hinab . Sie brauchen dann auch Parteien , mit
denen Sie sich koalieren . Und hoffen wir , daß dann auch
Ihre Ueberzeugung nicht zum Teufel geht . Im übrigen ist
,z gut, daß diese Aussprache heute stattgefunden hat . Die
Zustände an unseren höheren Schulen waren tatsächlich nach
dm Zusammenbruch und dem Kapp -Putsch , bis zur Er-

1 mrdung Erzbergers , einfach grenzenlos traurig . Persönlich
habe ich Veranlassung genommen , mit den Direktoren der
schulen Rücksprache zu nehmen und sie darauf hinzuweisen,
daß die Verhetzung , wie sie in den Unterrichtsstunden in
dm höheren Schulen teilweise vorkämen , nicht weitergehen
lönnte. Ich bewillige hier nicht Millionen für die höheren
Schulen, um mir nachher von den Herren Studienräten
minc politische Ueberzeugung in den Dreck treten zu lassen.
Ae Herrschaften , die dort unterrichten , haben Geschichte zu
unterrichten und keine politischen Räubergeschichten zu er-

I zählen vor ihren Schülern.
Wenn Herr Abg . Behlen  gesagt hat , daß er mit Be-

länmernis in die Zukunft schaue und glaube , kein Beamter
lönne sich mehr frei aussprechen , diesen Kummer braucht
er nicht zu haben . Schon früher , bei der Besprechung über
die Ermordung Erzbergers , habe ich gesagt , die Herren
»lögen nur herauskommen mit ihrer politischen Ueberzeugung.
Aber hinter verschlossenen Türen vor ihren Schülern Politik
zn treiben und die Kinderherzen so zu vergiften , daß sie
in einen Gegensatz zu ihren Eltern gebracht werden , das ist
unerhört. Ich kenne einen Studienrat , der sagte während
des Unterrichts : Ebert , der Freßsack ; Erzberger , der Halunke;
Scheidcmann, der Lump ; und bildete sich nun ein , das sei
Geschichtsunterricht. Wenn der Lehrer vor seinen Schülern
>» solch unwürdiger Weise Kritik übt , dann muß auch jede
Autorität der Lehrer dabei in die Brüche gehen . Der Lehrer,
öil vor seinen Schülern steht , hat jedes einzelne Wort
Mwägen. So , wie es bisher gegangen ist, geht es nicht
^iter. Als wir die Trauerfeier für Burlage beendet hatten,
stunden auf der anderen Seite der Straße , vor der Kirche,
Dei Schüler und sagten : „Nieder mit der oldenburgischen
Mgierung!" Das haben sie nicht aus sich, das haben sie
«»geimpft bekommen . In unseren höheren Schulen ist ge¬
rade auf diesem Gebiet in der Vergangenheit viel gesündigt
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worden . Ich erkenne aber an , daß es unter dem Druck
unserer scharfen Kritik schon bedeutend besser geworden ist.
Ich habe noch neulich dem zweiten Vorsitzenden der Deutsch-
Nationalen Partei in Wilhelmshaven gesagt : „Geh ' Du hin
und sag ' Deinem Studienrat , er soll das lassen , sonst fahre
ich hin nach Berlin und in zwei Tagen ist er draußen . "
Nach einigen Tagen kam er wieder zu mir und sagte:
„Unternehme bitte nichts ; er hat versprochen , es zu lassen . "
Mit dem Hakenkreuz ist es genauso ; es ist doch schon er¬
freulich , daß sie es öffentlich tragen . Gleich nach der Re¬
volution wühlten sie im Dunkeln und schmierten an die
Häuser : Kaust nicht bei Juden . Das Hakenkreuz soll ein
Zeichen dcutschvölkischer Art sein ; und wenn es den Schülern
ganz besonders warm empfohlen wird , hat man auch dabei
ganz bestimmte Absichten.

Herr Abg . Hartong  sagte , es wäre jetzt mit der Ge¬
sinnungsschnüffelei noch viel schlimmer geworden ; das stimmt
nicht . Früher wurden die Beamten , vor allen Dingen die
leitenden politischen Beamten , nicht nach ihrer Tüchtigkeit,
sondern nach ihrer Gesinnung gewählt . Da hat man die
tüchtigsten Beamten ganz kaltschnäuzig aus dem Dienst gejagt,
weil sie nicht gesinnungstüchtig waren . Und in unserem
Oldenburg ist seit 100 Jahren kein Zentrumsmann Minister
geworden , kein Zentrumsmann in eine leitende Stellung ge¬
kommen , während heute noch eine ganze Reihe von volks¬
parteilichen Beamten in der Regierung sitzen, und ich hoffe,
daß sie dableiben und mit ihrem Können dem Staate dienen.
Wir wollen keinen Terrorismus und werden , wenn er
irgendwo ausgeübt wird , uns scharf dagegen auflehnen.
Der Zweck des Staats muß sich nach seinen Ursachen richten,
und die Ursache ist immer gewesen , daß das Volk sich zu¬
sammengeschlossen hat zum Schutze seiner ideellen und ma¬
teriellen Güter . Keine Mehrheit wird das Recht der persön¬
lichen Freiheit ungestraft antasten . Die Konservativen , die
früheren Träger des alten monarchischen Staates , sind ledig¬
lich an ihren Vorrechten zugrunde gegangen ; und wir wollen
nicht hoffen und wünschen , daß der demokratische Staat in
denselben Fehler verfällt . Wenn wir so rigoros vorgegangen
wären , wie man nach 1870 vorgegangen ist , wäre von diesen
Studienräten kein einziger mehr da . Daß sie noch alle
dasind , ist Beweis genug für die Duldsamkeit , die heute in
unserem Staatswesen herrschend ist.

Ich sage also : Die augenblicklichen Fälle , wo es sich
um die Einweihung einer Flagg : handelt , haben uns Ge¬
legenheit gegeben , unsere Auffassung über diese Dinge einmal
klar und deutlich zum Ausdruck zu bringen . Wenn hier
eine schwarz -weiß -rote Fahne geweiht worden ist in Gegen¬
wart der Schüler , und wenn Herr Abg . Hartong  nun
sagt , das sei keine Veranlassung , den Oberlehrer Lohse  zu
maßregeln , so darf man hierbei nicht vergessen , daß die
Fahne heute zu einem Kampfobjekt geworden ist . Wir haben
doch die großen Flaggentage in Bremen und Hamburg mit¬
erlebt , wo man sich lediglich unter dieser Fahne für die
Monarchie eingesetzt hat , und das wußten doch die Herren
Lohse  usw . auch . Man kann zur Fahne stehen , wie man
will . Ich bin jedenfalls der Ansicht gewesen , daß diese rein
willkürliche Zusammenstellung , wie Bismarck sie geübt hat,
für uns Deutsche nicht die glücklichste gewesen ist . Schon
Windhorst hat sich mit vielen Edlen unseres Volkes in
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Frankfurt für die Fahne schwarz -rot -gold , kür den groß¬
deutschen Gedanken , eingesetzt ; und in dem Deutschland , das
Bismarck unter schwarz -wciß -rot zusammengezimmert hat,
war der Stockpole Korfantie ein Deutscher und der kern¬
deutsche Rosegger ein Ausländer . Windhorst hatte sich das
Ziel gesteckt: So weit die deutsche Zunge klingt , das ganze
Deutschland soll es sein ! Diesen alten Windhorst ' schen Ge¬
danken nehmen wir wieder auf und hoffen , daß es uns ge¬
lingen wird , einstmals daS Ziel unserer Väter zu ver¬
wirklichen.

Präsident : Herr Abg. Hartong (Delmenhorst ) hat
das Wort.

Abg . Hartong : Der Herr Abg . Raschle  scheint
Parität üben zu wollen . Heute hat er sich mal die aka¬
demischen Lehrer gekauft . — Zu dem Vareler Postvorgang
möchte ich, um klarzustcllen , was richtig ist und waS nicht,
folgende bestimmte Behauptungen aufstellen : Es wird in
Varel behauptet , daß an den Herrn Ministerpräsidenten ein
Brief aus Varel gerichtet ist , in dem der Postdirektor an-
gcschuldigt wird , im Dienste politische Propaganda im Sinne
der Rechtsparteien zu treiben usw . ES wird ferner behauptet,
daß die Quelle des Briefschrcibers der mittlere Postbeamte
war , der sich in der vorhin angegebenen Weise vergangen
hat . Es wird sodann behauptet , daß der Ministerpräsident
ohne jede Nachprüfung an den Reichspostminister einen ge¬
harnischten Brief als Beschwerde über den Postdirektor ge¬
sandt hat , daß die Angelegenheit eingehend untersucht ist,
und daß die Untersuchung die Unrichtigkeit der Anschuldi¬
gungen ergeben hat , das hat in Verhandlungen , die , wie
ich meine , im NeichSpostministerium stattfanden , seitens des
Herrn Ministerpräsidenten ausdrücklich anerkannt werden
müssen.

Präsident : DaS Wort hat Herr Abg. Behlen.

Abg . Behlen : M - H . ! Ein paar Worte gegenüber
Herrn Raschle . Ich habe erwartet , daß er heute einmal
wieder gründlich über die Lehrer herziehen würde , denn er
hat lange keine Gelegenheit dazu gehabt . Aber genau so, wie
er neulich in Bezug auf die Dolksschullehrer übertrieben hat,
so hat er das heute in Bezüg auf die akademisch gebildeten
Lehrer auch getan . Wenn Herr Raschle  sagt , die Zustände
seien grenzenlos grauenhaft , so möchte ich diesen Ausdruck
scstnagcln . (Zuruf Rasche:  Waren sie auch .) Herr Raschle,
wenn Sie Emzelfälle Vorbringen , wo die Zustände nicht
in Ordnung sind , dann stimme ich zu , aber wenn Sie all¬
gemein sagen „grenzenlos grauenhaft " , so ist das so über¬
trieben , daß man nicht das richtige Wort der Abwehr dafür
findet.

Präsident : DaS Wort hat Herr Abg. Hug.
Abg . Hug : Herr Kollege Behlen  hat vorhin gesagt,

daß , wenn die schwarz -rot -goldene Flagge in die Schulen
käme , das Gegenteil erreicht werde von dem , was man er¬
reichen wolle . Das würde einen Sturm der Entrüstung
Hervorrufen . Ich will zu seiner Beruhigung sagen , daß ein
Beispiel da ist. In allen Bahnhofsämtern sind bereits die
Farbenstreifen , die die Reichsfarben darstellen , angebracht.
Von einem Sturm der Entrüstung hat man bisher nichts
erfahren . Dann hat Herr Lohse  vorhin gesagt , cs gäbe

auch eine moralische Verantwortung für den Zusammenbruch
DaS ist sicher , das erkennen wir an . Um nun endlich zü
begreifen und festzustellen , wen die moralische Verantwortung
trifft , möchte ich Herrn Lohse  empfehlen , das Buch von
Dellbrück  gegen Ludcndorff  zu lesen , darin wird er cs
finden . (Zuruf Behlen:  Das habe ich gelesen.) Uber
wahrscheinlich nichts daraus gelernt . (Heiterkeit .) Dann
hat er davon gesprochen , daß die Novembersozialisten auf
jeden Fall doch nicht die schönsten Errungenschaften der
Revolution wären . Er hat recht . Sicher sind sie das nicht.
Es gab Novembersozialisten , die heute wieder bei den Hakcn-
kreuzlern sind , und wir freuen unS , daß sie dort sind, wir
brauchen uns nicht mehr mit diesen Rittern von der traurigen
Gestalt herumzuschlagen.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt?
Ich schließe die Besprechung.

12 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines

Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung des
Landessteuergesetzes. 2 . Lesung.

Der Ausschuß stellt verschiedene Anträge . Im Antrag 1
beantragt ein Teil des Ausschusses:

Annahme des Antrags des Abg . Dannemann  zu
Ziffer III des Entwurfs.

Der Antrag 2 lautet:
Der Abs . 3 des Z 5 des Gesetzes erhält — als
Abs . 4 — folgende Fassung:

Die Gemeinden sind berechtigt , durch Statut be¬
sondere Gewerbesteuern einzuführcn:
1 . für fabrikmäßige Unternehmungen , in deren

Betriebe in der Regel mindestens 30 Arbeiter
und Angestellte beschäftigt werden,

2 . für zur Ausübung des stehenden Gewerbe¬
betriebes unterhaltene Betriebsstätten (im Sinne
deS Z 10 des Landessteuergesetzes ) von Be¬
trieben , deren Hauptsitz außerhalb des Landes¬
teils Oldenburg liegt.

Im Anträge 3 beantragt ein Teil des Ausschüsse:
Unter Annahme des Antrags des Abg . Dörr  die
Ziffer V der Regierungsvorlage mit folgenden Zu¬
sätzen anzunehmen:

Dem Z 12 Abs. 1 wird hinter dem ersten Satz
folgender Satz eingefügt:

Dasselbe gilt von den Ausgaben für die Lehrer
an VolksschulerweiterungSklassen und für nicht
vollbeschäftigte technische Lehrpersonen.

Im 8 12 Abs . 1 Satz 3 werden hinter dem
Worte „Reichseinkommensteuer " die Worte „und
Körperschaftssteuer " eingefügt.

Schließlich ist der Antrag 4 von einem Teil des Ausschusses
gestellt:

Unter Annahme des Antrags des Abg . Hcnnciae
dem 8 12 Abs . 1 des AuSführungsgesctzes folgenden
Wortlaut zu geben:

Die Gemeinde trägt zu dem Diensteinkommcn der
Volksschullehrer , der Lehrer an den Volksschut-
erweiterungsklassen und zu den an nicht von-
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beschäftigte technische Lehrpersonen zu zahlenden
Vergütungen 35 v. H . des Anteils der Gemeinde
an der Reichs -Einkommen - und Körperschafts¬
steuer bei . Das Mehr wird von der LandeSkasse
übernommen , soweit die Ausgaben nicht durch
Schulen oder Klassen entstanden sind , die nicht
von der oberen Schulbehörde genehmigt oder nach¬
träglich als notwendig anerkannt sind . Außer¬
ordentliche Bewilligungen seitens einer Gemeinde
kommen nur insoweit , als sie vom Ministerium
der Kirchen und Schulen genehmigt sind , in Betracht.

Der Ausschuß stellt dann den Schlußantrag 5:
Annahme des Gesetzentwurfs im ganzen , wie er sich
durch die Beschlüsse zur ersten und zweiten Lesung
gestaltet hat.

Ich eröffne die Beratung über die sämtlichen Anträge . Das
Wort hat der Berichterstatter Herr Abg . Lohse.

Abg . Lohse : Ich habe als Berichterstatter nur wenige
Worte zu sagen . Der Antrag 1 betrifft die Annahme des
Antrages des Abg . Dannemann zu Ziffer 3 des Ent¬
wurfs, der also nicht das 15fache , sondern das 12fache der
vollen Grundsteuer will . Der Antrag 2 ist lediglich eine
Berichtigung, eine bessere Fassung . Herr Abg . Schmidt
wird damit einverstauden sein , daß der Antrag diese Fassung
erhält, denn nach der ersten Fassung wäre die Möglichkeit
gegeben, daß man Betriebe , die überhaupt mit der Gemeinde
nichts zu tun haben , hätte zur Steuer heranziehen können.
Die Anträge 3 und 4 betreffen die Abänderung der zu § 12
des Entwurfs in erster Lesung gefaßten Beschlüsse . Gegen
den in erster Lesung gefaßten Beschluß , der die Staatszu¬
schüsse zu den Lehrerbesoldungen beschränken wollte auf die¬
jenigen Gemeinden , deren Lasten über 40 °/v des Anteils an
der Staatlichen Einkommensteuer hinausgingen , richtet sich
der Antrag 3 , der zurückkehren will zum Antrag 20 des
Entwurfs erster Lesung , in dem nämlich es bei der Hälfte
dleiben und außerdem alles das als Zuschuß gegeben wird,
was 4()0/o überschreitet , und der Antrag 4 , der statt 40 °/o
nur 35 °/o setzen will . DaS sind die sachlichen Abweichungen,
die diese beiden Anträge enthalten.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Stukenberg.
Abg . Stukenberg : Zum Anträge 3 beantrage ich

namentliche Abstimmung.

Präsident : Wird das Wort noch weiter verlangt?
Das ist nicht der Fall . Dann schließe ich die Beratung.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 1 . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 1 annchmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte dann die Abgeordneten , die den Antrag 2 , der
»ur eine redaktionelle Äenderung enthält , annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist ange¬
nommen. Wir stimmen dann ab über den Antrag 3 . Das
Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Abg . Schömer.

Abg. Schömer : Ich bin der Auffassung , daß zunächst
über den Antrag 4 abgestimmt werden muß , da der Antrag
sich weiter von der Vorlage entfernt.

Präsident : Das ist richtig. Wir stimmen daher zu¬
nächst ab über des Antrag 4 . (Abg . Henneicke : Ich be¬

antrage namentliche Abstimmung .) Wird der Antrag unter¬
stützt ? (Ja .) Dann stimmen wir über den Antrag 4
namentlich ab . Die Abstimmung beginnt mit dem Buch¬
staben U . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag an¬
nehmen wollen , mit ja , die ihn ablehnen wollen , mit nein
zu antworten.

Unkelbach nein , Weyand fehlt , Wichmann nein,
Willenborg nein , Zehetmair ja , Zimmermann ja,
Zipp fehlt . Albers nein , Bäuerle ja , Bartels ja,
Behlen nein , Behrens ja , Dannemann nein , Denis
nein , Dörr fehlt , Dohm nein , Feigel nein , Frerichs
ja , Fröhle nein , Harries nein , Hartong (Delmenhorst)
nein , Hartong (Birkenfeld ) fehlt , Haßkamp nein , Heit¬
mann ja , Frau Henke nein , Henneicke ja , Hollmann
nein , Hug ja , Jordan fehlt , Kalkkuhl fehlt , Kaper
(Burmeide ) nein , Kaper (Ellenserdamm ) ja , Ketelhohn ja,
König nein , Krause ja , Lohse nein , Meyer nein,
Müller fehlt , Nieberg nein , Raschke nein , Sanre nein,
Schmidt nein , Schömer ja , Schröder nein , Stark fehlt,
Stukenberg nein , Svenson ja , Tantzen nein.

Der Antrag ist mit 26 gegen 14 Stimmen abgelehnt.
Wir stimmen nun über den Antrag 3 namentlich ab . Die
Abstimmung beginnt mit dem Buchstaben W . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen , mit ja,
die ihn ablehnen wollen , mit nein zu antworten.

Weyand fehlt , Wichmann ja , Willenborg nein,
Zehetmair ja , Zimmermann nein , Zipp fehlt , Albers ja,
Bäuerle ja , Bartels nein , Behlen ja , Behrens ja,
Dannemann nein , Denis nein , Dörr fehlt , Dohm nein,
Feigel nein , Frerichs ja . Fröhle nein , Harries ja,
Hartong (Delmenhorst ) nein , Hartong (Birkenfeld ) fehlt,
Haßkamp nein , Heitmann ja , Frau Henke nein,
Henneicke nein , Hollmann nein , Hug ja , Jordan fehlt,
Kalkkuhl fehlt , Kaper (Burmeide ) ja , Kaper (Ellenser¬
damm ) nein , Ketelhohn ja , König nein , Krause nein,
Lohse nein , Meyer nein , Müller fehlt , Nieberg ja,
Raschke nein , Sante nein , Schmidt ja , Schömer nein,
Schröder ja , Stark fehlt , Stukenberg  ja , Svenson
nein , Tantzen  ja , Unkelbach ja.

Der Antrag ist mit 22 gegen 18 Stimmen abgelehnt.
Es folgt Antrag 5:

Annahme des Gesetzentwurfs im ganzen , wie er sich
durch die Beschlüsse zur ersten und zweiten Lesung
gestaltet hat.

Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

13 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines

Gesetzes betreffend die Bildung von Geestwafsergenoffen-
schaften. 2 . Lesung.

Dazu stellt eine Minderheit den Antrag 1:
Annnahme des Antrages Hollmann.

Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge 1 und zum An¬
träge Hollmann . Das Wort hat Herr Abg . Hollmann.

Abg . Hollmann : Meine Dame und meine Herren!
Ich möchte Sie bitten , doch nochmals zu überlegen , ob Sie
nicht richtiger sagen Sitz Wildeshausen , statt Oldenburg.

75'
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Ich will heute nochmals darauf Hinweisen, daß die Haupt¬
arbeit in der Nähe von Wildeshausen liegen wird. Ich
habe schon im Ausschuß darauf hingewiesen, daß vier der
entsprechenden Untergenossenschaften in der Nähe von Wildes-
hausen liegen, und eine Untergenossenschaft ungünstiger zu
Wildeshauscn und günstiger zu Oldenburg. Wenn man den
Bezirk der Hunte-Geest-Ächt sich betrachtet, dann kann man
ihn in drei Klassen teilen, und zwar eine Klasse, die außer¬
ordentlich viel günstiger zu Wildeshausen liegt, eine weitere,
der es gleich ist, ob Oldenburg oder Wildeshausen der Sitz
ist und die dritte, die für Oldenburg ist. Wenn man die
Größenverhältnissein Berücksichtigung zieht, so würde das
Verhältnis folgendes sein: Reichlich die Hälfte des für die
Entwässerung in Frage kommenden Gebiets liegt günstiger
zu Wildeshausen, etwa ein sechstel kann es gleich bleiben,
und nur ein sechstel liegt günstiger zu Oldenburg. Daß bei
diesen Verhältnissen eS für die in Betracht kommenden
Gegenden eine Erschwerung bedeuten würde, wenn Olden¬
burg genommen würde statt Wildeshausen, liegt auf der
Hand, und dem kann man nicht damit begegnen, daß es
heißt: Es liegt im Interesse der Sache, daß der Vorsitzende
der Genossenschaft an demselben Orte wohnt, wo der Bau¬
sachverständige ist. Ich halte das nicht für stichhaltig.
Andere Gründe sind überhaupt nicht angegeben. Ich möchte
den Landtag bitten, es sich nochmals zu überlegen, ob es
nicht richtig ist, mit Rücksicht auf die Gründe, den Sitz
nach Wildeshausen zu verlegen.

Präsident : Das Wort wird nicht mehr verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen ab. Ich bitte die
Abgeordneten, die den Antrag 1 annehmen wollen, sich zu
erheben. — Geschieht. — Ich bitte um die Gegenprobe.
— Geschieht. — Der Antrag ist angenommen. Es kommt
Antrag 2:

Annahme des Antrages Haßkamp.
Und Antrag 3 ebenfalls:

Annahme des Antrages Haßkamp.
Es sind das verschiedene Anträge. Die beiden Anträge des
Abg. Heßkamp haben allerdings dieselbe Tendenz. Sic
beziehen sich auf die Bildung neuer Genossenschaften. Ich
stelle die Anträge 2 und 3 zur Beratung. Das Wort hat
Herr Abg. Haßkamp.

Abg. Haffkamp : Durch die Anträge 2 und 3 soll die
Errichtung einer besonderen Wasseracht für das Nieder¬
schlagsgebiet der Radde und für das Niederschlagsgebiet der
Zuflüsse der mittleren Haase, das sich mit der Gemeinde
Neuenkirchen deckt, erreicht werden. Ich halte dieses für
durchaus richtig And den Verhältnissen entsprechend. Ich
habe dies das vorige Mal bei der ersten Lesung schon aus¬
geführt: Einmal, die Radde stießt nicht auf oldenburgischem
Gebiet in die Haase, sondern weit unterhalb, auf preußischem
Gebiet, deshalb ist eS nicht gerecht, die Bewohner des
Raddebezirks zu den Kosten derjenigen Maßnahmen heran¬
zuziehen, die an der Haase auf oldenburgischem Gebiet ge¬
troffen werden, weil der Raddebezirk keinen Nutzen davon
hat. Achnlich verhält es sich mit dem Gebiet von Neuen¬
kirchen: Auch dieses Gebiet entwässert nicht auf oldenburgi¬
schem Gebiet in die Haase, sondern durch preußisches Gebiet.
Es nützt diesem Bezirk nichts, wenn die Wasserzüge auf

oldenburgischem Gebiet in Ordnung sind, aber nicht auf
preußischem Gebiet, und darauf hat die Genossenschaft keinen
Einfluß ; deshalb muß auch hier ein besonderer Bezirk ge¬
bildet werden. ^ '

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt r»
den Anträgen 2 und 3 ? Ich schließe die Beratung. Wir
kommen zur Abstimmung. Ich bitte die Abgeordneten die
den Antrag 2 annchmen wollen, sich zu erheben. — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen. Ich bitte nun die
Abgeordneten, die den Antrag 3 annehmen wollen, sich zu
erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist ebenfalls ange¬
nommen. Der Antrag 4 wird von einer Minderheit gestellt
er lautet:

Annahme des Antrags Dannemann.
Der Antrag Dannemann  ist im Bericht enthalten. Ich
eröffne die Beratung über den Antrag 4 und den Antrag
Dannemann.  Das Wort wird nicht verlangt? Ich schließe
die Beratung und bitte die Abgeordneten, die den Antrag
annehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der
Antrag ist angenommen. Es folgt Antrag 5, ebenfalls ein
Minderbeitsantrag:

Annahme des Antrags Dannemann.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
Anträge Dannemann.  Das Wort hat Herr Abg. Danne¬
mann.

Abg. Dannemann : Nachdem der Antrag 4 ange¬
nommen ist, müssen auch die folgenden Anträge angenommen
werden, sonst ist das Gesetz überhaupt nicht durchzusühren.

Präsident : Das Wort wird nicht weiter verlangt?
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten, die
den Antrag 5 annehmen wollen, sich zu erheben. — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen. Es folgt der
Antrag 6:

Annahme des Antrags Frerichs.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zum An¬
träge Frerichs,  der im Bericht enthalten ist. Das Wort
wird nicht verlangt? Wir stimmen ab. Ich bitte die Ab¬
geordneten, die diesen Antrag annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Ich bitte um die Gegenprobe.
— Geschieht. — Der Antrag ist abgelehnt. Es folgt der
Antrag 7:

Annahme des Antrags Dannemann.
Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge 7 und zu dem
Anträge Dannemann.  Das Wort wird nicht verlangt?
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten, die
den Antrag annehmen wollen, sich zu erheben. — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen. Durch die An¬
nahme dieses Antrages ist eine Aendermrg des § 29 herbci-
geführt, und für den Fall dieser Aenderung beantragt die
Staatsregierung , daß in der zweiten Lesung der Vorlage 41,
im § 31, Absatz1, die Worte „den Aemtern uns" gestrichen
werden. Die Minderheit beantragt:

Annahme des Antrages der Staatsregierung.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge des Ausschusses
und zu dem Anträge der Staatsregierung . Das Wort hat
Herr Abg. Dannemann.

Abg. Dannemann : Ich bin auch im Zweifel gewesen,
ob man diesem Anträge der Staatsregierung zustimmcn darf.



513

- ?

ßo, wie der Antrag gestellt ist von der Staatsregierung,
er nicht angenommen werden; denn wenn die jetzigen

Aufgaben der Aemter auch in Zukunft sämtlich bei den
Ämtern verbleiben sollen, dann geht das nicht. Die Auf¬
sicht der Wasserzüge soll z. B . bei den Aemtern verbleiben;
das muß doch der Geest- Wassergenossenschaftübertragen
Ulden und anderes mehr. Wenn die Regierung das er-
mchen will, was sie beabsichtigt, dann muß sie diesen Antrag
Andern dahin, daß die Aemter auch in Zukunft entscheiden
sollen über Streitfälle, wie eS im Artikel 5 der Wasser«
ordnung vorgesehen ist; aber im allgemeinen die jetzigen
Aufgaben der Aemter auszunehmen, das geht nicht an.

Präsident : Das Wort hat Herr Oberregierungsrat
Weber.

OberregierungsratWeber : Die Abstimmungsergebnisse
i Her die bisherigen Anträge lassen mein Interesse am Gesetz-
!«Wurf zurücktreten, und ich behalte mir vor, zum Schluß-
Mage 19 eine allerdings von mir ausgehende Erklärung
abzugcben. Ich darf zu diesem Punkte das erklären, daß
die Auffassung des Herrn Dannemann von mir nicht
geteilt werden kann. Wenn die Aemter— die Amtshaupt¬
leute im Vorstande— aus der beschließenden Stellung aus¬
geschlossen werden, dann wird dadurch eine wesentliche Be¬
deutung der Aemter im Genossenschaftsvorstandebeseitigt;
sie muß wieder hergestellt werden, und sie müssen dann eben
die Stellung bekommen, die sie bisher gehabt haben, und
die Genossenschaftsvorständekönnen nur die Aufgaben be-
loinmen, die die Gemeinden gehabt haben. Es wird an der
Füllung der Aemter nichts geändert; sie werden die Auf¬
sichtsinstanz für die Genossenschaften. Es muß dieser Passus
hinein. Es muß so gefaßt werden, wie unser Antrag es
Meutet; cs werden die Aemter eben in der alten Stellung
Mbleiben, und es wird nicht das erreicht, was wir erreichen

!Men, die gemeinsame Verwaltung durch den Staat und
sdie Genossenschaft.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lohse.
Abg. Lohse : Wir müssen anscheinend damit rech¬

nen, daß die Staatsregierung das Gesetz nicht verab¬
schieden will; dem mag sein, wie es will. Wir müssen auf

! dem Standpunkt stehen, daß Antrag7 angenommen werden
jmuß; er ist angenommen worden infolge der Erklärung, die
' don der Regierung abgegeben wurde über die Bindung der
Âmtshauptlcute, nur deshalb ist Antrag 7 angenommen
dmden. Wir haben damit zu rechnen, daß wir eine Ge-
»̂ossenschaft haben, bei der die Aemter Mitwirken, wenn auch

l nur mit beratender Stimme; und es ist natürlich meines
! Erachtens ohne weiteres ein Unding, wenn man diesen Ge-
mssenschaftsvorstand, der sich auf den Bizirk mehrerer Aemter
"streckt, in seiner Wirksamkeit unter die Aufsicht des Amtes
Um will. Es würde ein Unding herauskommen, wenn
dkl Antrag8 angenommen werden sollte, das geht nicht.
Der Landtag hat sich entschlossen, infolge der Vorgänge den

! Amtshauptleuten die beschließende Stimme nicht zu geben,
d»s muß in Kauf genommen werden, und man wird sehen,
H die Genossenschaftsvorständein diesem Aufban arbeiten
lönnen; die Kompetenzen, die ihnen das Gesetz gibt, müssen

>"halten bleiben, wenn man nicht fortgesetzte Reibungen
i hrrbeiführen will.

Präsident : Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.
MinisterpräsidentTantzen : Herr Lohse hat geglaubt,

erneut meine Aeußerungen aus der vorigen Sitzung erörtern
zu sollen und damit die Stellung der Mehrheit des Land¬
tages zu begründen, zu der Stellungnahme, daß die Amts¬
hauptleute beschließende Stimme in diesen Selbstverwaltungs¬
körperschaften nickt haben; ich muß sagen, wenn das der
Grund ist, dann kann ich diesen Grund auch vom Stand¬
punkt des Abgeordneten aus nicht anerkennen. Herr Lohse
weiß, und hat nicht bestritten, daß eine andere Auffassung
vom Standpunkt des Ministeriums bisher nicht gegolten hat
und auch heute nicht gelten kann, daß aber praktisch diese
Auffassung gegenüber der Stellung der Amtshauptleute in
dieser Wassergenossenschaftniemals zur Geltung gebracht
werden wird. Das Autoritätsbewußtsein kann nicht unter¬
graben werden, es ist unmöglich, also praktisch hat die Sache
keine Bedeutung. Wenn Sie Theorie vor Praxis stellen,
so haben Sie die Verantwortung für den Fall der Vorlage
zu tragen, die Verantwortung liegt darin, daß die Arbeit
dann eine vollständig unnütze gewesen ist, das wird Ihnen
— wie Herr Oberregierungsrat Weber  schon sagte — nach
Beschluß des Staatsministeriumsspäter mitgeteilt werden;
da ich aber das Wort habe, will ich betonen, daß nach der
bisherigen Abstimmung die Staatsregierung sich überlegen
wird, ob daS Gesetz verkündet werden kann. Herr Ober¬
regierungsrat Weber  hat — als seine Auffassung— mir
mitgeteilt, daß er Vorschlägen wird, das Gesetz nicht zu ver¬
künden; das Staatsministerium wird sich vermutlich dieser
Auffassung anschlicßen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Dannemann.
Abg. Dannemann : Ja , meine Herren, wenn die

Staatsregierungdas Gesetz nicht verkünden will, so ist das
ihre Sache, sie muß die Verantwortung tragen. Das ist
das, was wir anfangs gefordert haben. Wir haben gesagt,
daß das ganze Wassergesetz abgeändert werden müßte.
Trotzdem haben wir mitgeardeitet und versucht, das heraus¬
zuholen, was herauszuholen war. Herr Lohse  hat richtig,
wenn er sagt, daß die Stellung mit Rücksicht auf die Er¬
klärung des Herrn Ministerpräsidenten über die Beamten
eingenommen ist. Gerade diese Erklärung hat uns eben
veranlaßt, den Amtshauptleuten das Stimmrecht zu nehmen,
und es ist nicht nur Theorie, Herr Ministerpräsident. Es
kann Vorkommen, daß z. B . ein Vertrag vorliegt zwischen
dem oldenburgischcn Staat und dem preußischen Staat , wo¬
nach die Haase oder Hunte vertieft werden soll, die Ge¬
nossenschaft soll allein die Kosten tragen und der Staat
weist seine Beamten an und sagt, vertrete das im Vorstande.
Das ist eS, waS wir befürchten. (Zuruf: Der Ausschuß be¬
schließt.) Der Ausschuß beschließt, das ist richtig, aber der
Vorstand har das Projekt dem Ausschuß vorzulegen. Der
Vorstand ist der Kopf der Genossenschaft. Ich muß sagen,
daß der Antrag der Staatsregierung, der hier noch in
Frage kommt, nicht angenommen werden kann, schon deshalb
nicht, weil nach der Wasserordnung den Aemtern die
Hauptschau obliegt. Kann die denn noch bei den Aemtern
bleiben? Das ist ausgeschlossen. Der Vorstand wird ge¬
bildet, dann hat es der Vorstand zu machen. In der
Wasserordnung kann nicht bestehen bleiben, daß die Haupt-
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schauung den Aemtern verbleiben soll. Den Antrag der
Staatsregierung müssen wir ablehnen. Ich würde unter
Umstanden dafür gewesen sein, wenn die Staatsregierung
genau vorgeschlagen hätte, das und das soll bei den Äemtern
bleiben, aber das hat sie nicht getan.

Präsident : Das Wort ist nicht verlangt? Ich schließe
die Beratung. Wir stimmen ab. Ich bitte die Abgeord¬
neten, die den Antrag 8 annehmen wollen, sich zu erheben.
— Geschieht. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist abgelehnt.

Es folgt Antrag 9:
Annahme des Antrags Haßkamp.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
neu vorgeschlagenen Paragraphen . Das Wort wird nicht
verlangt? Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeord¬
neten, die den Antrag annehmen wollen, sich zu erheben.
— Geschieht. — Der Antrag ist angenommen.

Antrag 10 lautet:
Annahme des Antrags^Dan neman  n.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge 10. Das
Wort hat Herr Abg. Hollmann.

Abg. Hollmann : Ich muß nochmals wieder Hin¬
weisen auf das, was ich in erster Lesung schon gesagt habe.
Ich war erstaunt, als ich im Entwurf fand, daß der Bei¬
trag nach der Fläche berechnet werden soll, und zwar habe
ich damals ausgeführt, daß eS wiedermal das Schicksal der
Geest sei, daß ihnen die Gesetze so vorgelegt werden, wie
sie für die Marsch Passen, damit aber nicht den Verhält¬
nissen der Geest gerecht werden. Ich habe damals ferner
darauf hingewiesen, daß die bisherigen Wasserlasten stets
nach dem Grundsteuerreinertrag aufgebracht wurden, und
daß dieser VcrteilungSfuß niemals zu Klagen Anlaß gegeben
hat, er ist von keiner Seite beanstandet worden in den
langen Jahren , wo diese Bestimmung bestanden hat. Das
ist mir ein Beweis dafür, daß man für die Geest einen
besseren VcrteilungSfuß nicht hat finden können. Trotz
alledem enthält dieser Entwurf die Bestimmung, daß der
Beitrag nach der Fläche berechnet werden soll. Es ist auch
während der Verhandlung hier kein Grund vorgebracht
worden, der beweisen könnte, daß auch die Fläche zu Grund
gelegt werden könnte. Ich will nicht bestreiten, daß es kleine
Gebiete geben kann, wo auch der Beitrag nach der Fläche
angenommen werden könnte. Das sind aber in meinen
Augen so verschwindend kleine Bezirke, daß es sich darum
nicht empfiehlt, diesen Beitragsfuß in das Gesetz aufzunehmen.
Für diese Bezirke bleibt die Möglichkeit bestehen, daß diese
Genossenschaft den Beitragsfuß nach der Fläche beschließen
kann. Es muß als Norm hingenommen werden, daß als
Beitragsfuß die Fläche niemals genommen werden sollte.
Und weil man keinen besseren hat, muß der'  Grundsteuer¬
reinertrag genommen werden.- Aus diesen Gründen bitte
ich Sie , im Interesse der Verhältnisse, wie sie auf der Geest
liegen, doch nicht bei dem Beschluß zu bleiben, wie er in
der ersten Lesung gefaßt ist, daß die Größe als Beitrags¬
fuß genommen wird, sondern den Grundsteuerreinertrag zu
nehmen.

Präsident : Das Wort wird nicht weiter verlangt?
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten, die

den Antrag 10 annehmen wollen, sich zu erheben. —
schieht. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Geschieht. —
Der Antrag ist mit 20 gegen 19 Stimmen abgelchnt.

Es folgt der Antrag 11:
Annahme des Antrags der StaatSregicrung

und Antrag 12:
Annahme des Antrags Haßkamp.

Ich eröffne die Beratung über diese beiden Anträge und zu
den darin benannten Anträgen. Das Wort wird nicht
verlangt? Wir stimmen ab und zwar zunächst über den
Antrag 12. In dem Anträge Haßkamp  ist übrigens ein
Schreibfehler enthalten, „wem" wird durch„wenn" zu ersetzen
sein. (Ja .) Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 12
annehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der
Antrag ist angenommen. Ich bitte nunmehr die Abgeord¬
neten, die den Antrag 11 annehmen wollen, sich zu erheben.
— Geschieht. — Der Antrag ist abqclehnt.

Antrag 13 lautet:
Annahme dcS Antrags Dannemann.

Antrag 14:
Annahme des Antrags Haßkamp.

Ich eröffne die Beratung über diese beiden Anträge und zu
den darin erwähnten Anträgen. Ich schließe die Beratung,
da niemand das Wort wünscht. Wir stimmen ab. Ich
bitte die Abgeordneten, die den Antrag 13 annehmen wollen,
sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist abgelchnt.
Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 14 annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist
angenommen.

Es folgt Antrag 15:
Annahme des Antrags Schmidt.

Dazu wird für den Fall der Ablehnung der Antrag 16
gestellt, in dem anscheinend ein Schreibfehler enthalten ist,
Herr Berichterstatter?

Abg. Dannemann : In der letzten Zeile muß das
Wort „ein Viertel" ersetzt werden durch „ein Drittel".

Präsident : Ich eröffne die Beratung zum Anträge 15.
DaS Wort hat Herr Abg. Kaper (Burmeide ).

Abg. Kaper : Meine Dame und meine Herren! Die
ganze Gesetzesvorlage ist darauf zugeschnitten, daß die niedrig
belegenen Ländereien das Wasser los werden. Zu diesem
Zwecke soll die Geestwassergenossenschaft gebildet werden.
Diese Geestwassergenossenschaft soll dazu beitragen, daß dar
Wasser abgeführt wird. Die ursprüngliche Regierungsvor¬
lage sah vor, daß die Geestwassergenossenschaft zu ^ M
den Kosten herangezogen werden sollte. In der ersten Le¬
sung ist dieses auf herabgesetzt worden. Dieser Antrag
war ein Ausschußautrag und ist ohne weiteres angenommen
worden. In der zweiten Lesung sind zwei Anträge gestellt
worden und zwar gehen die beiden Anträge dahin, dieses/s
noch zu vermindern und zwar auf oder
Herren, ich möchte darauf aufmerksam machen, daß auch die
Marsch schon schwere Lasten hat in der Unterhaltung der
Deiche und Siele, und wenn wir nicht wollen, daß große
Gebiete von unserm Freistaat Oldenburg unter Uebcrschwcm-
mung leiden, müssen wir unbedingt diese beiden Anträge
ablehnen. Ich erinnere daran , daß in der Jade-Wapeler
Sielacht, es sind einige Herren dort gewesen und haben sich



überzeugt, bis 1 Fuß hoch über der Chausseebärme das
Wasser stand. Wir sind nicht in einer günstigen Regen-
Triode dahin gewesen. Wenn Sie in einer größeren Regen-
prriode dort gewesen wären, wäre das noch viel schlimmer
Wesen. Wenn gesagt wird, daß frühere Vertreter im
Landtag vertreten haben, dann möchte ich darauf hin-
ireisen, daß die Verhältnisse sich geändert haben und zwar
dadurch, daß ein großer Teil der Gecstländereien kultiviert
ist, und daß dieses Wasser wesentlich schneller in die tiefer
Szenen Ländereien fließt . Aus diesem Grunde möchte ich
dilten, es nochmals zu überlegen und die Anträge 15 und
IS abzulehnen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Ich habe den Antrag gestellt , um die

Geestländereien nicht übermäßig zu belasten , bin aber gewiß
dafür, daß sie etwas herangezogen werden zu den Kosten
der Sielachten . Aber nach dem Vorschlag des Ausschusses
m erster Lesung geht mir das entschieden zu weit . Man
muß bedenken, daß diese Ländereien früher niemals heran-
g,zogen sind zu den Kosten der Sielachten . Wenn die
Geest ihre Wasserzüge in Ordnung hält , läuft das Wasser
M selbst weg . Jetzt soll sie zu erheblichem Teil zu den
Kosten beitragen , zu denen sie niemals beigetragen hat ; ich

i stade das ungerecht , besonders wenn man bedenkt , daß große
^Flächen Landes Oedländereien sind und keinen Ertrag
dringen. Ich habe u . a . das Beispiel der Bockhorn - Zeteler
Sielacht vor Augen , da muß die Geest mehr beitragen , als
die Ländereien der Marsch . Ich bitte Sie , für den An¬
trag 15 zu stimmen.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt? Wir
lammen zur Abstimmung zunächst über den Antrag 15,
also über den Antrag Schmidt,  der auf ein Viertel geht.
Zch bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag 15 annehmen
Men , sich zu erheben . — Geschieht . — Ich bitte um die
Gegenprobe . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt.
Zch bitte nunmehr die Abgeordneten , die den Evcntualantrag,
also den Antrag Dannemann,  der nach Berichtigung des

. Schreibfehlers auf „ ein Drittel " geht , Antrag 16 , anneh-
«n wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht. — Das ist die Mehrheit . Er ist angenommen.

Antrag 17 : „ Annahme des Antrages Haßkamp . "
! 2er Antrag Haßkamp  lautet:
! Dem Z 43 wird ein neuer Paragraph folgenden
; Wortlauts nachgefügt:
i „ Wenn eine Genossenschaft durch Aufwendung

für die ihr obliegenden Aufgaben besonders stark
; belastet ist , ist ihr vom Staat eine angemessene Bei¬

hilfe zu gewähren . "
Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 17 . Da das
Wort nicht verlangt ist , können wir gleich abstimmen . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Bitte um die Gegenprobe.
- Geschieht . — Der Antrag ist mit 20 gegen 19 Stimmen
angenommen.

Folgt der Antrag 18:
Die Staatsregierung wird ermächtigt , die Paragraphen
des Gesetzes und die einzelnen Ziffern innerhalb der
Paragraphen fortlaufend durchzunumerieren.

Ich bitte auch diejenigen Abgeordneten , die diesen Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Er ist
angenommen.

Folgt nunmehr der Antrag 19:
Annahme des Gesetzentwurfs in der aus den Be¬
schlüssen der ersten und zweiten Lesung sich ergeben¬
den Fassung und im ganzen.

Herr Abg . Behrens - hat  das Wort.

Abg . Behrens : Meine Dame und meine Herren!
Nachdem durch die Abstimmung zurzeit die Sache so ge¬
laufen ist , daß durch die Besetzung des Hauses nach unserer
Ansicht alle Vcrschlechterungsantrüge angenommen sind,
können meine Freunde und ich nicht für den Entwurf
stimmen . Wir werden gegen den Antrag 19 und damit
gegen den ganzen Gesetzentwurf stimmen.

Präsident : Herr Oberregierungsrat Weber  hat das
Wort.

Oberregierungsrat Weber : Nun darf auch ich da-
wiederholen , waS ich gesagt habe , daß der Gesetzentwurf
durch die Annahme der Beschlüsse , die heute hier erfolgt
ist , eine Belastung erfahren hat , die ihn meines Erachtens
nicht erträglich macht . Ich habe bereits in den Ausschuß¬
sitzungen stets auf diese Punkte hingewiesen und davor ge¬
warnt , für diese Anträge zu stimmen . Es ist leider doch
zu dem Ergebnis gekommen , das ich nicht für richtig halten
kann . Ich darf die vier Punkte einmal besonders her-
vorhcben:

1 . die Bildung der Untergenossenschaften,
2 . die Bestimmung über das Stimmrecht der leitenden

Beamten,
3 . die Belastung der Staatskasse durch den Antrag

Haßkamp  zu Z 43 und dann
4 . die Abänderung mit den Wasserkräften.

Meine Dame , meine Herren ! Diese vier Punkte , insbesondere
aber die Bildung der Untergenossenschaften , das Stimmrecht
und die Belastung der Staatskasse weichen so sehr ab von
unserer bisherigen Gesetzgebung , daß ich es für äußerst bedenk¬
lich halte , wenn der Entwurf , wie er jetzt aus den beiden
Lesungen herausgegangen ist , Gesetz würde . Dazu kommt,
daß bei den Beschlüssen über die Untergcnossenschaften eine
technische Unmöglichkeit eintritt . Es ist nicht möglich , die
Wahlbestimmungen , die hier nur angedeutct sind , in Ein¬
klang zu bringen mit dem Landtagswahlrecht , daS als maß¬
gebend in dem einen Paragraphen des Gesetzentwurfs ent¬
halten ist . ES hätten die Anträge , die unter Ziffer 5
zusammengefaßt sind , viel eingehender noch die Anpassung
der Ideen von dem Herrn Abg . Dannemann  an das
Landtagswahlrecht oder aber an die neuen Bestimmungen
schaffen müssen . Ich sehe deshalb für meine Person keine
Möglichkeit , den Gesetzentwurf zu empfehlen.

Präsident : Herr Abg. Dannemann  hat das Wort.
Abg . Dannemann : Ich muß sagen , daß das , was

jetzt aus dem Gesetzentwurf herausgekommen ist , eine Be¬
lastung ist . Wer mit Wasserzügen zu tun gehabt hat , muß
zugebcn , daß es nicht anders geht , es müssen Untergenossen¬
schaften gebildet werden . Wir haben in der Gemeinde
Wardenburg 74 Wasserzüge mit einer Gesamtlänge vou
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140 kra . Können derartige Wasserzüge von einer solch

großen Genossenschaft verwaltet werden ? Das ist nicht
denkbar . Deshalb meine ich , es müssen unter allen Um¬
ständen Untergenossenschaften gebildet werden.

Dann darf ich eingehen auf den Antrag Haßkamp:
„Wenn eine Genossenschaft durch Aufwendungen für die ihr
obliegenden Aufgaben besonders stark belastet ist , ist ihr vom
Staat eine angemessene Beihilfe zu gewähren . " Das ist
bisher geschehen . Die Staatsregierung hat gesagt : Wenn
eine Genossenschaft gebildet wird , wollen wir Zuschüsse geben.

Also von einer Belastung der Staatskasse kann gar
keine Rede sein . Wenn die Staatsregierung das Gesetz nicht
verkünden würde , dann möchte ich wissen , mit wem sie in
Zukunft noch Gesetze machen will.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Henneicke.

Abg . Henneicke : Nachdem die vermiedenen Anträge,
die eine bedeutende Verschlechterung der Vorlage bringen,
hier angenommen worden sind , werden wir ebenfalls gegen
den Antrag 19 stimmen . Ich möchte aber noch hinzufügen,
daß der Antrag 17 , der eben von Herrn Abg . Danue-
mann  noch besonders warm empfohlen worden ist , der
Staatskasse eine ungeheure Belastung bringen wird , die
heute in ihrem vollen Umfange noch gar nicht zu übersehen ist.
Dadurch soll im Gesetz festgelegt werden , daß der Staat
verpflichtet ist , Beihilfen zu gewähren . Und besonders dort,
wo die Wasscrzüge in das preußische Gebiet mit hinüber¬
gehen , wird man ohne weiteres an den Staat den Antrag
stellen , daß er Beihilfen gewähren soll . Und diese Bei¬
hilfen werden wesentlich höher sein als das , was die Unter¬
genossenschaften und die Genossenschaften aufbringen müssen.
Also man kann nicht voll übersehen , welche Konsequenzen
dieser Antrag nach sich ziehen wird.

Präsident : DaS Wort ist nicht weiter verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir kommen zur Abstimmung.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 19 : „Annahme

des Gesetzentwurfs in der aus den Beschlüssen der ersten
und zweiten Lesung sich ergebenden Fassung und im ganzen"
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben.

— Geschieht . — 21 . Bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . -^
Mit 21 gegen 15 Stimmen angenommen.

Es kommt nun noch der Antrag 20 , die 11 Eingaben
für erledigt zu erklären . Ich bitte die Abgeordeten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —

Er ist angenommen . Damit ist diese zweite Lesung beendigt.
In die Beratung des nächsten Gegenstandes einzutreten

erübrigt sich wohl . Abgesehen von der wichtigen Vorlage 23

ist es nur noch ein ganz kleiner Gegenstand , den ich vorweg
nehmen darf . Es ist nämlich als Nachfuge Ihnen an¬
gezeigt ein

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines
Gesetzes betreffend Aenderuug des Handelskammergesetzes für
das Fürstentum Birkenfeld vom 15. März 1913. 2. Le¬
sung . ( Anlage 99 .)

Da haben wir sofort abzustimmen . Ich bitte die Ab¬

geordneten , die diesen Antrag annehmen wollen , sich zu er¬
heben . — Geschieht . — Er ist angenommen.

Es bleibt also dann nur das Grundsteuergesetz und der
Bericht des Finanzausschusses zu den Eingaben der Ge¬
meinden Edewecht und Ohmstede übrig . Es liegt mir augen¬
blicklich kein Material vor , um eine Tagesordnung herauszu¬
geben . Ich beabsichtige deshalb in Rücksicht auf das nahe
Pfingstfest , den Ausschüssen in dieser Woche Gelegenheit zu
geben , alle Anträge , die noch in den Ausschüssen zu erledigen
sind , hcrauszubringen , dann aber am Montag unter allen
Umständen eine Plenarsitzung abzuhalten . Dazu zwingt uns
der Umstand , daß zwei Regierungsvertreter nur am Montag
noch an der Plenarsitzung teilnehmen können . Im übrigen
wird Ihnen die weitere Tagesordnung , die alle noch aus¬
stehenden zweiten Lesungen enthält , bekannt gegeben werden.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 2^ 4 Uhr .)
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